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■Die Gewerkschaften haben der Bundesregierung von Beginn an einen hohen 
Vertrauensvorschuß gewährt und besonders ihre Entspannungs- und Friedens-
politik unterstützt. In bezug auf die von den Gewerkschaften geforderten und 
erwarteten sozialen Reformen müssen die Gewerkschaften enttäuscht sein. Die 
Erfahrung mit der Regierung Brandl hat gelehrt, daß ein sozialdemokratischer 
Bundeskanzler noch keine Gewähr dafür bietet, daß seine Regierung, wenn 
schon nicht sozialistisch, so doch wenigstens sozial und demokratisch regiert. 
Dennoch müssen die Gewerkschaften durch politische Aktivität verhindern 
helfen, daß die CDU/CSU nach der angekündigten Neuwahl des Bundestages 
wieder an die Regierungsmacht kommt und auf den kalten Krieg zurückdreht, 
was durch die Ratifizierung der Verträge von Moskau und Warschau ein-
geleitet wurde. sr

Leider hat die bedenkliche Wirtschafls- und Sozialpolitik der Brandt-Regierung 
der CDU/CSU zu viel Spielraum für ihre hemmungslose Demagogie gelassen. 
Anstalt ihre Sozialpolitik an den Interessen der Lohn- und Gehaltsabhängigen, 
das sind immerhin 80 Prozent der Bevölkerung, zu orientieren, hat die Regie-
rung alles vermieden, was die Profitsucht und die Macht der Konzerne in der 

Wirtschaft einschränken könnte, ob-
wohl Willy Brandt wissen mußte, daß 
soziale Reformen nur zu verwirklichen 
sind auf Kosten des Unternehmerpro-
fits und Preisstabililät ohne den radi-
kalen Abbau der auswuchernden Rü- 
slungskosten und die Kontrolle der 
Preispolitik der Konzerne nicht zu er-
reichen ist. Anstatt die öffentlichen 
Ausgaben durch soziale Steuergesetze, 
die Konzerne und Millionäre höher 
besteuern, zu finanzieren, hat siö 
selbst durch Tariferhöhungen bei Bahn 
und Post die Arbeiter und Angestell-

ten belastet und die Preiswelle mit anheizen helfen. Daß sich die politischen 
Demagogen vom Schlage Strauß und Barzel die Gelegenheit nicht entgehen 
lassen würden, die Bevölkerung der Bundesrepublik mit den ansteigenden 
Preisen und der wirtschaftlichen Unsicherheit in Angst zu versetzen, kann nicht 
verwundern. Sie spekulieren auf die Vergeßlichkeit der Wähler, die nicht 
mehr daran denken, daß es die CDU/CSU als die Partei des Monopolkapitals 
war, die in ihrer zwanzigjährigen Herrschaft die Bundesrepublik zu einem 
Staat der Konzerne machte, der nach dem Grundgesetz ein sozialer Rechtsstaat 
sein soll.

11/1 an kann mit hoher Wahrscheinlichkeit davon ausgehen, daß sich der Bun- 
IVI destag vorzeitig auflösl und die Neuwahlen im Dezember stattfinden. Das 

bedeutet, es gibt nur einen kurzen Wahlkampf, aber er wird, das ist schon jetzt 
festzustellen, von der CDU/CSU mit Lüge, Verleumdung und Demagogie ge-
führt werden. Daß ihnen dabei die „Munitionen“ nicht ausgehen, dafür sorgt 
das Monopolkapital, das der CDU/CSU einen Wahlkampf bei trag von rund 
einhundert Millionen DM zugesagt hat. Dabei braucht sich die CDU/CSU um 
die Wahlhilfe der Springer-Presse nicht zu sorgen — „Die Welt“ und die 
„Bild-Zeitung“ stehen fest und treu an der Seite der Reaktion.
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Jetzt Rüstungslasten abbauen
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Würstchen

Verträge verwirklichen heißt den Antikommunismus und 
Antisowjetismus bekämpfen - Nach der Ratifizierung - 
europäische Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit

Es gibt keinen Zweifel, die auf der 
4. Internationalen Konferenz der IG 
Metall in Oberhausen geforderte Ver-

Sie waren bei diesem Spektakel eben 
nur .kleine Würstchen", um beim 
Thema zu bleiben. okolus

besserung der Lebensverhältnisse, die 
Herabsetzung des Rentenallcrs, der 
Ausbau des Bildungswesens sowie die 
Verwirklichung des neuen Aktions-
programms, sind umso eher möglich, 
als durch den Rüslungsabbau finan-
zielle Mittel für soziale Reformen frei 
werden. Der Abbau der Rüstungsla-
sten jedoch, die allein den Arbeitern 
und Angestellten aufgebürdet werden, 
während die Rüstungsindustrie hohe 
Gewinne erzielt, erfolgt nicht im 
Selbstlauf. Hier müssen die Gewerk-
schaften den Hebel anselzen, um die 
Bundesregierung zu zwingen, in der 
durch die Verträge neu geschaffenen 
Lage die eingeleitete Entspannungs-
politik fortzusetzen.

Der Senf war für die Würstchen — 
zu den Vorstandsberichten ihren 
.Senf" beizutragen, war den Klein-
aktionären nicht möglich. Es wäre 
auch sinnlos gewesen: Gegen den 
Willen der Großen hätten die Kleinen 
keine Entscheidung der Hauptver-
sammlung beeinflussen können.

Erstmals nach über zwanzigjähriger 
Konfrontation, nach Wettrüsten und 
kaltem Krieg, schaffen die Verträge 
eine sichere Grundlage für Entspan-
nung und Frieden, weil sie die Ge-
walt als Mittel der Politik verbannen, 
die Unverletzlichkeit der seit 27 Jah-
ren in Europa bestehenden Grenzen 
anerkennen und einem europäischen 
Sicherheitssystem den Weg ebnen. Sie 
schaffen die Voraussetzung für eine 
allgemeine Abrüstung und damit fi-
nanzielle Möglichkeiten zur Verwirk-
lichung sozialer Reformen.

Dem Abbau der Spannungen und der 
Verringerung der Gefahr neuer Krie-
ge als Folge der Verträge von Mos-
kau und Warschau muß nun in der 
Bundesrepublik der neuen Lage ent-
sprechend der Militärhaushalt konse-
quent reduziert werden. Mit dem In-
krafttreten der Ostverträge entfällt 
jede Begründung für eine politisch 
gefährliche und wirtschaftlich ruinöse 
Rüstung, die den sozialen und gesell-
schaftlichen Fortschritt blockiert. Im 
Widerspruch zu den Entspannungs-
tendenzen ist jedoch in der mittelfri-
stigen Finanzplanung der Bundesre-
gierung eine weitere Steigerung der 
Rüstungslasten auf 28,2 Milliarden DM 
bis 1975 vorgesehen.

Der „Volkskapitalismus"-Rummel in 
der Bundesrepublik begann mit der 
Volkswagen-Aktie. Alle Jahre gibt es 
nun in Wolfsburg für die VW-Aktio- 
näre eine Veranstaltung, die Haupt-
versammlung genannt wird. In diesem 
Jahr nahmen rund 3000 Kleinaktionäre 
daran teil. Gewiss waren sie sich nicht 
im unklaren darüber, daß sie zwar da-
bei sein konnten, aber doch nichts zu 
sagen hatten, denn ihr Stimmrecht ist 
beschränkt und die Entsdieidungen 
werden allein von den Großen ge-
troffen: Dem Bund, dem Land Nieder-
sachsen und der VW-Stiftung.

Mit der Ratifizierung der Verträge von Moskau und Warschau sowie der Unter-
zeichnung des Westberlin-Abkommens durch die Sowjetunion, die USA, Eng-
land und Frankreich sind wichtige Schritte zur Entspannung und Sicherung des 
Friedens in Europa getan. Der nach der Ratifizierung der Gewaltverzichtsverträge 
abgeschlossene Verkehrsvertrag zwischen der DDR und der Bundesrepublik 
zeigt weiter, welche Möglichkeiten die von der Sowjetunion tatkräftig betriebe-
nen Friedensbemühungen auch für die Normalisierung der Beziehungen zwischen 
beiden deutschen Staaten eröffnet.

Es gibt keinen Zweifel, daß mit einer 
derartigen Finanzpolitik der militä-
risch-industrielle Komplex und damit 
die entspannungsfeindlichen rechtsra-
dikalen Kräfte in der Bundesrepublik 
gestärkt werden. Die Gewerkschafter 
in der Bundesrepublik müssen von der 
Bundesregierung einen spürbaren Ab-
bau der Rüstungsausgaben verlangen, 
wie auch die Einstellung der Zahlung 
der Stationierungskosten an die USA 
und Großbritannien und den NATO- 
Beitrag.

Die Arbeiterklasse und ihre Gewerk-
schaften tragen weiterhin eine große 
Verantwortung für die Verwirklichung 
der Gewaltverzichtsverträge von Mos-
kau und Warschau. Die hartnäckig 
verfolgte Absicht der Rechtskräfte um 
die CDU/CSU und NPD, die Verträge 
auszuhöhlen, muß durch ihre konse-
quente Realisierung, und das heißt, 
durch den Abbau des zur Staatsdoktrin 
gemachten Antikommunismus und An-
tisowjetismus und durch die Einlei-
tung weiterer Entspannungsschritte, 
verhindert werden. Dazu gehört in 
erster Linie die baldige Durchfüh-
rung einer europäischen Konferenz für 
Frieden und Zusammenarbeit und die 
Abhaltung einer europäischen Gewerk-
schaftskonferenz, an der alle europäi-
schen Gewerkschaften gleichberechtigt 
teilnehmen sollen. Eine weitere 
Grundbedingung für die Entspannung 
in Europa ist die volle diplomatische 
und völkerrechtliche Anerkennung der 
DDR durch die Regierung der Bundes-
republik.

Diese Forderung entspricht auch dem 
Entspannungs- und Abrüstungsbe-
schluß des 9. DGB-Kongresses. Die De-
legierten gingen davon aus, daß die 
Bundesrepublik auf Grund ihrer geo-
graphischen Lage und ihrer politischen 
Vergangenheit eine hohe Verantwor-
tung für die Sicherung des Friedens 
trägt und darum eigene Abrüstungs-
initiativen entwickeln muß. Der Bun-
deskongreß forderte deshalb die Bun- 
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Die Vorgänge um die Ratifizierung 
der Verträge, die spontanen Streiks 
von Tausenden von Arbeitern gegen 
die Versuche von der CDU/CSU, durch 
den Sturz der Regierung Brandt die 
Ratifizierung zu blockieren, haben be-
wiesen, von der Aktivität der Ge-
werkschaften hängt es ab, ob die Ent-
spannungspolitik in der Bundesrepu-
blik fortgesetzt wird, die Rüstungs-
lasten abgebaut werden und dadurch 
eine soziale Reformpolitik verwirk-
licht wird. Frieden und Abrüstung 
werden allein verwirklicht, wenn die 
demokratischen und fortschrittlichen 
Kräfte in Europa und besonders in 
der Bundesrepublik im Kampf für die 
Sicherung des Friedens nicht nachlas- 
sen< H. S.
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desregierung auf, mit Nachdruck für 
eine Politik des Friedens, des inter-
nationalen Ausgleichs und des sozia-
len Fortschritts einzutreten, und auch 
im internationalen Rahmen alle Be-
mühungen zu unterstützen, die auf 
Beschränkung und Abbau der Rü-
stung sowie auf die Ausarbeitung von 
Plänen für die Umstellung von der 
Rüstungsproduktion auf den zivilen 
Bedarf gerichtet sind.

Für die Kleinaktionäre ist die Haupt-
versammlung darum nur ein großes 
Würstchenessen. In diesem Jahr wur-
den 40 000 Würstchen und 15 000 
Brötchen verkonsumiert und dazu 
2100 Liter Orangensaft getrunken. 
Außerdem wurden 100 Tuben Senf 
verbraucht.

Die Bundesregierung sollte unver-
züglich und ohne Vorbehalte die von 
der Regierung Finnlands vorgeschla-
genen Verhandlungen über die Nor-
malisierung der Beziehungen mit den 
beiden deutschen Staaten aufnehmen. 
Die Verwirklichung dieses Vorschla-
ges über die Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen Finnlands zur DDR und 
zur Bundesrepublik wäre ein zeitge-
mäßer Schritt, der einer weiteren Ent-
spannung und der europäischen Si-
cherheit dienen würde.



§BFG nicht zeitgemäss

US-Bomber 
zerstören die Deiche

Vom 10. bis 14. Juli 1972 veranstaltete der Internationale Bund Freier Gewerk-
schaften (IBFG) in London seinen 10. Weltkongreß. Knapp 200 Delegierte aus 
89 Ländern und Gebieten vertraten 51,4 Millionen Mitglieder, wovon allerdings 
nur 40,7 Millionen zahlende Mitglieder sind. Der Kongreß war von Meinungs-
verschiedenheiten und inneren Streitereien gekennzeichnet. Dabei war hervor-
stehendstes Merkmal, daß der IBFG immer noch in den Positionen des kalten 
Krieges verharrt und sich zahlreichen Fragen in Widerspruch zu den einzelnen 
Gewerkschaften befindet.

IBFG verharrt weiter im kalten Krieg
Herausforderung des Kapitals erfordert Zusammenarbeit

um erfolgreich gegen die multinatio-
nalen Konzerne vorgehen zu können.

Die Bundesregierung ist aufgefordert, 
ihre bisherige Unterstützung der ame-
rikanischen Vietnampolitik einzustel-
len und ihren Einfluß auf die USA 
geltend zu machen, um eine Beendi-
gung der Bombenangriffe und den Ab-
zug der US-Truppen aus Vietnam zu 
erreichen. Nur so ist eine politische 
Friedenslösung für Vietnam möglich. 
Für die Gewerkschaften sollte es keine 
Wenn und Aber geben, gegen Bar-
barei und Menschenverachtung die 
Stimme zu erheben.

UNO-Generalsekretär Kurt Waldheim 
hat eine ernste Warnung an US-Präsi- 
dent Nixon gerichtet und die Beendi-
gung der Bombenangriffe gefordert. 
Der Generalsekretär der Weltökumene 
der Kirchen, Eugene R. Blake, hat sich 
ebenfalls an den amerikanischen Prä-
sidenten gewandt und auf die Gefahr 
für Millionen Menschen hingewiesen. 
Der Weltfriedensrat bezeichnete die 
„metereologische Kriegsführung“ der 
USA als unmenschlich und verbreche-
risch und protestierte gegen das ame-
rikanische Vorgehen in Vietnam. Die 
schwedische Regierung hat einen ihrer 
hervorragendsten Wissenschaftler und 
Politiker, Professor Gunnar Myrdal, in 
eine «Internationale Kommission zur 
Untersuchung von Kriegsverbrechen in 
Indochina" entsandt.

Das zeigte sich insbesondere in der 
Weigerung des Vorstandes des IBFG, 
mit dem WGB Beziehungen aufzuneh-
men, bzw. dem Ansinnen an die WGB- 
Gewerkschaften, in den sozialistischen 
Ländern ihren Charakter zu ändern. 
Der im Januar 1972 vom Vorstand 
berufene und jetzt gewählte General-
sekretär des IBFG, Otto Kersten, — 
er kommt vom DGB — hat neben 
mehreren Einzelsprechern unmißver-
ständlich zum Ausdruck gebracht, daß 
es „mit dem WGB keine Zusammen-
arbeit" geben könne. Frau A. Kethly, 
früher Ungarn, die als „Vertreter des 
internationalen Zentrums freier Ge-
werkschaften im Exil" sprach, über-
schlug sich geradezu in antikommuni-
stischer Hetze und stellte die wider-
sinnige Behauptung auf, die friedliche 
Koexistenz wäre allein eine Sache der 
Regierungen, die „freien Gewerkschaf-
ten" hätten damit nichts zu schaffen.

ge Sprecher hatten auf dem IBFG- 
Kongreß den Mut, sich offen für bilate-
rale Beziehungen ihrer Organisatio-
nen zu WGB-Gewerkschaften einzu-
setzen.

Das gleiche gilt auch beim Kampf ge-
gen die Apartheidpolitik imperialisti-
scher Mächte in Afrika und gegen 
die faschistischen Diktaturen in Spa-
nien, Portugal und Griechenland. Die-
se Probleme spielten auf dem IBGF- 
Kongreß eine nicht unerhebliche Rolle.

Angesichts der barbarischen Auswei-
tung des Krieges in Vietnam und an-
gesichts des weltweiten Protestes ge-
gen die amerikanische Kriegsführung, 
ist es unverständlich, wenn die Bun-
desregierung zur bedrohlichen Ent-
wicklung in Vietnam schweigt, den 
USA weiterhin moralische und finan-
zielle Unterstützung gewährt und so-
gar noch lobend von „Erfolgen“ der 
amerikanischen Kriegsführung spricht.

Der IBFG existiert seit 1949; er ist 
durch die Abspaltung vor allem der 
USA-Gewerkschaften und der sozial-
demokratischen Gewerkschaften West-
europas aus dem einheitlichen Welt-
gewerkschaftsbund (WGB) entstanden. 
Der 1945 gegründete WGB war im 
Ergebnis des gemeinsamen Kampfes 
der Völker gegen den Faschismus und 
dem Streben der Arbeiterklasse aller 
Länder nach Einheit gebildet worden. 
Zieht man eine erste Bilanz des jetzt 
stattgefundenen 10. IBFG-Kongresses, 
so kommt man zu dem Ergebnis, daß 
der IBFG nicht nur bei seiner Grün-
dung ein Produkt des kalten Krieges 
war, sondern auch heute noch nach 
23 Jahren sich in wesentlichen Fragen 
immer noch von einer antikommu-
nistischen Grundposition leiten läßt 
und nicht selten die WGB-Gewerk-
schaften als den „Hauptgegner" be-
trachtet.

Sicher auch mit Rücksicht auf die 
USA-Gewerkschaften wurde auch kei-
ne Stellungnahme des Kongresses zu 
dem amerikanischen Krieg in Indo-
china abgegeben. Ebenso wurde die 
auch vom DGB unterstützte Europäi-
sche Sicherheitskonferenz sowie die 
in Aussicht gestellte Europäische Ge-
werkschaftskonferenz im Rahmen des 
internationalen Arbeitsamtes nicht an-
gesprochen.

Dieser antikommunistischen Grund-
auffassung widerspricht die Tatsache, 
daß viele dem IBFG angehörende Ge-
werkschaftsorganisationen, z. B. auch 
der DGB, mit den Gewerkschaften der 
sozialistischen Länder Kontakte aufge-
nommen haben und sich u. a. gemein-
sam für Frieden und Abrüstung ein-
setzen, bzw. im eigenen Lande — wie 
in Italien — mit WGB-Gewerkschaften 
im Interesse der Arbeiterklasse ihrer 
Länder Zusammenarbeiten. Nur weni-
8/72

Durch die Wiederaufnahme der ame-
rikanischen Bombenangriffe gegen 
militärische und zivile Ziele in Nord-
vietnam, droht der Bevölkerung Nord-
vietnams eine Flutkatastrophe größten 
Ausmaßes. Nahezu 60 der wichtigsten 
Deichabschnitte und 46 Staudämme 
sind in den letzten Wochen durch 
amerikanische Bombenangriffe beschä-
digt oder zerstört worden.

Eine gewisse Rolle spielte auf dem 
Kongreß und in dem angenommenen 
Grundsatzdokument „der IBFG stellt 
sich der Zukunft — Aufgaben und 
Programme des Bundes" —, die multi-
nationalen Konzerne. Einerseits gab es 
Ansätze einer Analyse über die wach-
senden Machtpositionen der interna-
tionalen Großkonzerne, andererseits 
blieb die auch vom DGB-Vorsitzenden, 
Heinz Oskar Vetter, dargestellte Al-
ternative, „Gegenpositionen in Arbeit-
nehmerhand“ aufzubauen, verbal, weil 
auch hier die Zusammenarbeit mit 
WGB-Gewerkschaften abgelehnt wur-
de. Dieses gemeinsame Handeln, wie 
es im Bereich einzelner dem IBFG 
angeschlossenen Berufssekretariaten 
bereits praktiziert wird, ist aber auch 
insgesamt für den IBFG unerläßlich,

Ein Motiv für das Festhalten an dem 
antikommunistischen Kurs des IBFG 
ist das Bestreben, damit die größte 
Landeszentrale der Gewerkschaften 
der westlichen Welt, die USA-Ge-
werkschaftsorganisation AFL-CIO zum 
Wiedereintritt in den IBFG zu bewe-
gen. Bekanntlich ist diese rund 14 
Millionen Mitglieder zählende Ge-
werkschaftsorganisation der USA im 
Jahre 1969 wegen der „Ostpolitik" 
einiger IBFG-Mitgliederorganisationen 
aus dem IBGF ausgetreten. Vom Wer-
ben für den Wiedereintritt der USA- 
Gewerkschaften war offensichtlich auch 
die Wahl des neuen IBFG-Präsidenten 
McDonald bestimmt, dem als Vor-
sitzenden der Gewerkschaften Kana-
das „gute Beziehungen" zu dem rechts-
konservativen Präsidenten der USA- 
Gewerkschaften, Georg Meany, nach-
gesagt werden.

Einen der Streitpunkte bildete auf 
der Konferenz das Verhältnis zwischen 
IBFG und Europäischer Bund freier 
Gewerkschaften (EBFG). Darüber wer-
den Nachrichten in der nächsten Aus-
gabe berichten. Werner Petschick



Fünf Gewerkschaftskongresse
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schäften freiwillig, unter Druck oder 
aus Kameraderie mit SPD-Ministern 
von den Zielprojektionen entfernen.

Es kann nicht übersehen werden, daß 
in den Gewerkschaften auch falsche

Ein weitere Schwerpunkt der Gewerk-
schaftspolitik, wie er sich aus der Ge-
samtheit der Beschlüsse des DGB- 
Kongresses ergibt, ist der entschlos-
sene Kampf um Mitbestimmung und 
andere gesellschafts-politische Refor-
men. Der DGB-Kongreß hat bekannt-
lich die illusionäre Vorstellung des 
Eigentums an den Produktionsmitteln 
in Arbeilerhand unter den heutigen 
kapitalistischen Herrschaftsstrukturen 
— etwa durch ewig oder sehr lang-
fristig gebundene „Fonds" — zurück-
gestellt und die Mitbestimmung als 
die Forderung Nummer eins bezeich-
net.

Die Unternehmer setzen rücksichtslos 
ihre Macht ein, um den Lohnforderun-
gen der Arbeiter und Angestellten zu 
begegnen. Die Aussperrungen bei der 
letzten Lohnrunde in der Metallindu-
strie sind noch in frischer Erinnerung. 
Auf dem DGB-Kongreß wurde in ei-
nem Beschluß das gesetzliche Verbot 
der Aussperrungen gefordert. Das wird 
dann am Besten erreicht, wenn von 
den Gewerkschaften selbst gegen die 
Aussperrungen eine eigene Kampf-
strategie entwickelt wird. Das ist kei-
ne Frage, die unter der hohlen Hand 
diskutiert und entschieden werden 
kann, vielmehr sollte offen auf den 
Gewerkschaftstagen darüber gespro-
chen werden. Unter den aktiven Ge-
werkschaftern wird die Möglichkeit 
bereits erörtert, gegen den Aussper-
rungsterror mit laufenden Kurzstreiks 
nach Plan, Massenkundgebungen und 
Demonstrationen, mit befristeten all-
umfassenden Streiks und Betriebsbe-
setzungen zu antworten. Was die Ar-
beiter durch solche Aktivität errei-
chen können, wurde in England ge-
zeigt, wo die Freilassung von fünf 
verhafteten Streikführern erzwungen 
und praktisch das Antigewerkschafts-
gesetz der konservativen Regierung 
teilweise außer Kraft gesetzt wurde.

Das politische, auch das sozialpoli-
tische Klima ist frostiger geworden. 
Die Führer der Unternehmerorganisa-
tionen, wie Dr. Sohl vom BDI, attak- 
kieren die Gewerkschaften als „Feinde 
der Gesellschaft", die einen Gewerk-
schaftsstaat anstrebten und mit ihren 
Zielprojektionen die Marktwirtschaft 
unterhöhlen würden. Das ganze ist 
eine weitgesteckte politische Aktion 
zur Verteidigung der bestehenden 
kapitalistischen Ordnung, in der die 
Konzerne den Ton angeben.

Den Gewerkschaitstagen, die vom 17. September bis 6. Oktober 1972 stattfinden, 
kommt erhebliche Bedeutun zu, finden sie doch nach dem DGB-Kongreß statt und 
schon zu Beginn des Bundestagswahlkampfes. Dazu kommt die Ende des Jahres 
beginnende neue Lohnrunde. Weiter sind die Gewerkschaften mit wichtigen 
internationalen Ereignissen konfrontiert, wie z. B. die näherkommende Europä-
ische Sicherheitskonferenz. Die Delegierten der 5 Gewerkschaftskongresse wer-
den sich mit den Angriffen des BDI auseinanderz'usetzen haben, wie sie auch 
Erfahrungen auswerten sollen, die die englischen Kollegen im Kampf um ihre 
Gewerkschaftsrechte sammeln konnten.

In diesem Zusammenhang gewinnt 
auch die Rede von Eugen Loderer zur 
Lohnpolitik an Gewicht, der es ent-
schieden abgelehnt hat, etwa mit der 
Forderung „Umweltschutz" oder „Bes-
sere Lebensqualität" die Lohnforde-
rungen der Arbeiter und Angestellten 
zu drosseln.

H. O. Vetter hat bereits mehrfach 
auf die Gefahr der multinationalen 
Konzerne mit ihrer zunehmenden 
Macht hingewiesen. Richtig sagte er, 
dieser Macht muß die internationale 
Solidarität der Gewerkschaften mit 
ihren Forderungen für die Arbeiter-
schaft entgegengesetzt werden. Uber 
internationale Solidarität sprechen 
heißt heute aber vordringlich gegen 
den Bombenterror der USA aufzutre-
ten. Millionen Menschen sind in Nord-
vietnam durch die Bombardierung 
der Deiche bedroht. Die Gewerkschaf-
ten können viel tun, um der öffent-
lichen Weltmeinung zu helfen, die 
USA zu zwingen den Bombenterror
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Für die gewerkschaftspolitische Dis-
kussion auf den bevorstehenden Kon-
gressen bietet sich eine breite Palet-
te von Problemen an. Da sind auch 
die Beziehungen zwischen Gewerk-
schaften aus den kapitalistischen Län-
dern und aus den sozialistischen, über 
die Erfahrungen und neuen Erkennt-
nisse, die dabei gewonnen werden, 
sollte in den Gewerkschaften und der 
ganzen Arbeiterschaft offen diskutiert 
werden.

Ungeachtet der grundsätzlichen Aus-
einandersetzung der Gewerkschaften 
mit den Managern der Konzernmacht 
über das gesellschaftliche System des 
Kapitalismus wird sich die gewerk-
schaftliche Aktivität jetzt doch auf 
aktuelle konkrete Forderungen be-
ziehen müssen. Dabei steht an erster 
Stelle die Frage, wie kann das Ein-
kommen der Arbeiter und Angestell-
ten verbessert werden. Es ist eine 
Hauptaufgabe aller DGB-Gewerk-
schaften, den Reallohn nicht nur zu 
verteidigen, sondern auch zu erhöhen. 
Hier soll mit Nachdruck darauf ver-* 
wiesen werden, daß mit der Lohn-
politik, wie sie Ende 1971 und in der 
ersten Hälfte 1972 von den Gewerk-
schaften betrieben wurde, diese Haupt-
aufgabe der Gewerkschaften nicht ge-
löst wurde. Es wird daher auf den 
Gewerkschaftskongressen ein wichti-
ges Anliegen sein, die Lage zu dis-
kutieren und eine Wende in der Lohn-
politik herbeizuführen.

In der Bundesrepublik wie in ganz 
Europa wird es immer deutlicher, daß 
nach dem Abschluß der Verträge 
Schritte zu ihrer Realisierung not-
wendig sind. Da in der Regierung 
selbst keine genügende Initiative vor-
handen ist, haben die Gewerkschaften 
wie bei der Ratifizierung der Ver-
träge auch dazu ihr gewichtiges Wort 
zu sprechen.

Vorstellungen über die gesellschaftli-
che Ordnung, in der wir leben, ver-
breitet werden. So z. B. diese, die 
BRD sei, wie es das Grundgesetz vor-
schreibt, bereits ein sozialer und de-
mokratischer Rechtsstaat. In Wirklich-
keit ist die kapitalistische Herrschafts-
struktur, die Macht der Monopole das 
entscheidende Merkmal unserer Ge-
sellschaftsordnung. Diese Erkenntnis 
auch im Zusammenhang mit dem Rin-
gen um die Ausweitung der paritäti-
schen Mitbestimmung zu verbreiten 
und besonders im Hinblick auf eine 
Neufassung des Grundsatzprogramms 
des DGB in der Arbeiterschaft und 
den Gewerkschaften selbst zu vertie-
fen, wird die Gewerkschaften noch 
besser befähigen, ihre Aufgaben 
zu lösen. In diesem Zusammenhang 
hinein gehört auch der Beschluß des 
DGB-Kongresses nach Überführung 
marktbeherrschender Unternehmen in 
öffentliches Eigentum. Die wichtigsten 
gewerkschaftlichen Stichpunkte für 
eine grundlegende Veränderung der 
kapitalistischen Herrschaftsstruktur 
sind nach wie vor: öffentliches Eigen-
tum an den Produktionsmitteln, Mit-
bestimmung und demokratische Pla-
nung. Kein Gewerkschaftstag sollte 
vorübergehen, ohne sich zu solchen 
demokratischen Forderungen zu be-
kennen. So wird auch bereits Einfluß 
genommen auf die Weichenstellung 
für ein neues Grundsatzprogramm, 
wie das der DGB-Kongreß vorgese-
hen hat.

Auf der anderen Seite hat der DGB im 
neuen Aktionsprogramm und zu an-
deren Aufgaben seinen Kurs umrissen, 
der sicher für die Einzelgewerkschaften 
Ansatzpunkte einer neuen Aktivität 
gibt. Gerade in einer Lage, in der die 
SPD-Führung mit der Wirtschafts-
politik ihrer Minister den berechtigten 
Unwillen vieler Gewerkschafter und 
breiter Arbeiter- und Angestellten-
schichten erregt, ist es besonders 
wichtig, daß die Gewerkschaften ihre 
eigenständige Rolle betonen und selbst 
mit Aktionen auftreten, um ihre For-
derungen der Arbeiter und Ange-
stellten Nachdruck zu verleihen. Be-
kanntlich hat H.O. Vetter gerade 
dieses für die Durchsetzung des Ak-
tionsprogramms angekündigt.

Unter solchen Umständen gewinnen 
die Zielprojektionen des DGB für die 
Lohnpolitik eine ausschlaggebende 
Bedeutung. Es darf nicht mehr zuge-
lassen werden, daß sich die Gewerk-
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Die Mehrheit der Gewerkschaftsmit-
glieder wird sich den Erklärungen 
Franz Woschechs und Werner Cieslaks 
ohne Vorbehalte anschließen. Nicht so

An einer anderen Stelle des Inter-
views sagte der Kollege Woschech 
zum gleichen Thema:

Neue Entlassungen 
bei VW angekündigt

In den vergangenen zwölf Monaten 
ist die Belegschaft der Volkswagen-AG 
um über 14 000 Arbeiter und Ange-
stellte vermindert worden. Nach den 
von der Konzernleitung angeordneten 
Werksferien wird am 21. August die 
Arbeit mit weniger als 120 000 Be-
schäftigten wieder aufgenommen.

differenzieren wir im DGB sehr wohl 
zwischen den verschiedenen linken 
Gruppen und gehen davon aus, daß 
in diesem Bereich erhebliche ideologi-
sche, politische und praktische Gegen-
sätze bestehen. Also: wir wollen der 
politischen Diskussion mit Kommuni-
sten nicht ausweichen. Wir wissen 
aber, daß es politische Gruppen außer-
halb der DKP gibt, mit denen man 
nicht mehr diskutieren kann."

„Konservative und reaktionäre Politi-
ker greifen linksexreme Handlungen 
gern auf, um jegliche linke Politik zu 
verurteilen und sozialistische Vor-
stellungen als Gefahr aufzubauschen. 
Hierbei geraten selbst die gewerk-
schaftlichen Forderungen in die Schuß-

einzustellen und aus Vietnam abzu-
ziehen.

Die Unruhe in der Stahlindustrie 
wächst und die Erinnerung an die er-
folgreichen Streikaktionen vom Herbst 
1969 werden wieder lebendig. Schon 
haben die Stahlarbeiter mit ihren 
Streikaktionen Teilerfolge gehabt. Die 
Arbeiter fordern immer stärker alle 
staatlich beeinflußbaren Preise zu 
stoppen, den sofortigen gesetzlichen 
allgemeinen Preisstopp, die Erhöhung 
der Steuern für die Großunternehmen, 
steuerliche Entlastung der arbeitenden 
Bevölkerung, Maßnahmen gegen Wäh-
rungsspekulanten, Senkung der Rü-
stungsausgaben und Ausbau der Wirt-
schaftsbeziehungen zum krisenfreien 
Markt der sozialistischen Länder.

der DGB-Vorsitzende Vetter. Ausge-
rechnet vor der vom Springer-Verlag 
herausgegebenen „Welt am Sonntag", 
die keine Gelegenheit ausläßt, die Ge-
werkschaften zu diffamieren, lehnte 
er es als „unter seiner Würde“ ab, 
auf das Interview Werner Cieslaks 
einzugehen. Zum Interview Woschechs 
in der UZ erklärte Vetter weiter, es 
sei „absolut unüblich", daß DGB-Vor- 
standsmitglieder DKP-Zeitungen Inter-
views geben. Er selbst hat es aller-
dings nicht unter seiner „Würde" als 
DGB-Vorsitzender gehalten, einer Zei-
tung des Springer-Verlages, die täg-
lich ihre Arbeiter- und Gewerkschafts-
feindlichkeit offenbart, Rede und Ant-
wort zu stehen.

Obwohl die Tarifverträge in der Stahl-
industrie noch in Kraft sind, haben 
die Stahlarbeiter in den Betrieben be-
reits mit einer aktiven Lohnpolitik 
begonnen. Der ununterbrochene Preis-
wucher und die letzte unbefriedigende 
Lohnerhöhung führten dazu, daß in 
den Kruppbelrieben Protest- und 
Warnstreiks durchgeführt wurden. In 
Rheinhausen und Bochum stellten die 
Arbeiter Forderungen nach DM 30 Zu-
lage für die heißen Tage und 50 Pf 
Teuerungszulage pro Stunde für alle 
Lohngruppen.

Auch in Dortmund wurden die Stahl-
arbeiter aktiv, dort demonstrierten 
über 1000 Stahlwerker der Hoesdi- 
Belegschaft. Sie wollten Gewißheit 
über ihre Arbeitsplätze, die durch die 
Fusion mit dem niederländischen 
Hoogoven-Konzern bedroht sind. Sie 
fürchten zu Recht, daß die Stahlpro-
duktion in Dortmund an die hollän-
dische Küste verlegt wird und es 
ihnen so geht, wie der Belegschaft der 
Klöcknerwerke in Hagen, wo der 
Konzern ebenfalls rigoros die Hoch-
öfen ausbläst.

„Wir sind der Auffassung, daß alle 
Arbeitnehmer unabhängig von ihrem 
politischen Standort den Gewerk-
schaften als aktive Mitarbeiter will-
kommen sind. Sie müssen jedoch un-
sere Satzungen anerkennen und im 
Rahmen der Beschlüsse arbeiten. Aus-
nahmen machen wir jedoch gegen-
über solchen Gruppen, die faschisti-
sche Haltungen oder faschistoide Ge-
sinnungen an den Tag legen. Ich 
möchte daran erinnern, daß es im 
DGB nur den Unvereinbarkeitsbe-
schluß gegenüber der NPD gibt." Wie aus Kreisen der Geschäftsführung 

im Volkswagenwerk, des größten BRD- 
Automobilwerkes, verlautet, steht 
eine neue Entlassungswelle bevor. 
Betroffen davon sind die Angestellten 
des Betriebes, nachdem am vergan-
genen Freitag die Entlassung von 
3150 deutschen, italienischen und tune-
sischen Arbeitern wirksam geworden 
war.

Die Reduzierung der Arbeitsplätze 
wurde durch Entlassungen, sogenannte 
„Aufhebungsverträge" und durch 
Nichtwiederbesetzung von freigewor-
denen Arbeitsplätzen erreicht. Sie ist 
Bestandteil des vom VW-General- 
direktor Leiding seit etwa einem Jahr 
betriebenen rigorosen Rationalisie-
rungsprogramms. Leiding hatte vor 
den Aktionären der VW-AG im Juli 
erklärt, daß cs ihm dabei um die Be-
seitigung eines „überflüssigen Kosten-
ballast" gehe.

In der gleichen UZ-Ausgabe erläuter-
te der Sekretär des Parteivorstandes 
der DKP, Werner Cieslak, die Posi-
tion seiner Partei zu den Gewerk-
schaften. Auf die Frage, ob der Be-
schluß des DGB-Kongresses sich „von 
allen extremistischen Parteien" zu di-
stanzieren, sich auch auf die Arbeiter-
partei DKP erstreckt, antwortete 
Werner Cieslak, daß Franz Josef 
Strauß und der Präsident der Arbeit-
geberverbände Friedrich den Gewerk-
schaften selbst eine „extremistische“ 
Politik unterstellen. Wörtlich heißt es 
dann weiter:

Im Gegensatz zu Vetter stehen die 
Gewerkschaftsmitglieder, ob Sozialde-
mokraten, Kommunisten oder partei-
ungebunden entsprechend ihrer Würde 
als Arbeiter und Angestellte im Be-
trieb und in der Gewerkschaft auf der 
richtigen Seite der Barrikade. Der 
DGB-Vorsitzende Vetter hätte eine 
falsche Position, könnte man von ihm 
nicht dasselbe sagen.

Das Mitglied des geschäftsführenden DGB-Bundesvorstandes, Franz Woschech, 
hat in einem Gespräch mit der Wochenzeitung der DKP „Neue Zeit" (UZ) den 
Standpunkt der Gewerkschaften zur DKP dargelegt. Woschech erklärte u. a. auf 
die Frage, die den „Rechts- und Linksextremismus" betrafen:

„Von diesem Blickpunkt aus gese-
hen stehen DGB und DKP auf der-
selben Seite der Barrikade. Im übri-
gen gibt es keine Partei in der Bun-
desrepublik, die die DGB-Forderun-
gen so weitgehend unterstützt wie die 
DKP. Eine Distanzierung von unserer 
Partei durch die Gewerkschaften wäre 
über weite Strecken also eine Distan-
zierung von den eigenen Beschlüs-
sen."

Auf dem DGB-Kongreß wurde die er-
freuliche Tatsache mitgeteilt, daß die 
Zahl der Mitglieder in den DGB-Ge- 
werkschaften die sieben Millionen-
grenze Übeschritten hat. Das zeigt, 
die Gewerkschaften gewinnen unter 
den Arbeitern und Angestellten an 
Autorität. Um so notwendiger ist es, 
den Druck der Unternehmer und der 
Regierung zu widerstehen sich in der 
konzertierten Aktion binden zu las-
sen um gleichzeitig die innere Ein-
heit der Gewerkschaftsorganisationen 
zu festigen. Das einheitliche Handeln 
von Sozialdemokraten, Kommunisten, linie. Auf Grund dieser Erfahrungen 
parteilosen und ausländischen Arbei-
tern ist die wichtigste Voraussetzung 
dafür, daß die Gewerkschaften schlag-
kräftiger zu werden und noch mehr 
Anziehungskraft gewinnen.

— jol —
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Solidaritätserklärung 
der 15. Arbeiterkonferenz 
mit den Völkern Indochinas

Kollege Prochorow beendete sein mit 
großem Beifall aufgenommenes Refe-
rat mit der Formulierung folgender 
Hauptaufgaben für die Gewerkschaf-
ten:

Auszug aus dem Referat des Kollegen Prochorow, Sekretär des Zentralrates 
der Gewerkschaften der UdSSR, zum ersten Punkt der Tagesordnung: „Für ein-
heitliche Aktionen der Gewerkschafter Europas für Frieden, Demokratie und 
sozialen Fortschritt, gegen Imperialismus 1“

„Ein wichtiger Faktor bei der Festi-
gung des Friedens in Europa ist die 
Deutsche Demokratische Republik, der 
erste Arbeiter-und-Bauern-Staat in der 
Geschichte des deutschen Volkes. 
Durch ihre konsequente Friedenspoli-
tik leistet die DDR einen bedeuten-
den Beitrag zur internationalen Ent-
spannung, zur Festigung der Freund-
schaft und Zusammenarbeit zwischen 
den Völkern ...

see. Trotz der demokratischen Tradi-
tionen werden hier die Rechte der 
Gewerkschaften und der Werktätigen 
immer stärker beschnitten. Die faschi-
stischen Regime werden künstlich un-
terstützt. Aber hier gibt es auch die 
zahlenmäßig stärksten, erfahrensten 
Gewerkschaften. Es bestehen Voraus-
setzungen für die Erweiterung und 
Konsolidierung ihrer Kräfte, z. B. im 
Kampf gegen die arbeiterfeindliche 
Tätigkeit der internationalen Mono-
pole, für die Erweiterung der Rechte 
von Gewerkschaften und Werktätigen, 
für ihre Teilnahme an der Leitung 
der Betriebe, gegen die Verschärfung 
der Unterdrückung und Ausbeutung. 
Gerade das Bestehen der internatio-
nalen Monopole erfordert eine neue 
Stufe im Zusammenschluß der werk-
tätigen Massen und ihrer Gewerk-
schaftsorganisationen ..."

Die baldigste Normalisierung der Be-
ziehungen zwischen der DDR und der 
BRD sowie anderen kapitalistischen 
Ländern auf Grund des Völkerrechts 
entspricht den Interessen aller Völker 
Europas. Sie würden auch die Po-
sition der realistisch denkenden Men-
schen in Westdeutschland festigen, die 
Umtriebe derjenigen bloßstellen, die 
nach Eventualitäten suchen, um die 
Gewährleistung der Sicherheit auf un-
serem Kontinent zu hintertreiben.

Die Schaffung eines festgefügten Sy-
stems der Sicherheit und Zusammen-
arbeit auf unserem Kontinent ist eine 
komplizierte und schwierige Frage. 
Wir können der Tatsache nicht aus 
dem Wege gehen, daß es in Europa 
selbst, darunter auch in der BRD, 
Kräfte gibt, die nicht an einer Milde-
rung, sondern an der Erhaltung der 
Spannungen oder selbst an deren Ver-
schärfung interessiert sind . . .

Verhältnissen des Friedens und der 
Sicherheit zu gewährleisten . . .

Das Ausschlaggebende, was die euro-
päische Sicherheit der europäischen 
Arbeiterklasse 
Möglichkeiten 
Kampfes aller 
vordringlichen 
Frieden,

Die europäischen Gewerkschaften be-
sitzen unseres Erachtens die notwen-
digen Grundlagen, auf denen die Ak-
tionseinheit der europäischen Gewerk-
schaften aufgebaut werden könnte. 
Unser Kontinent, der ein Fünftel der 
Bevölkerung unserer Erde umfaßt, 
verfügt über die Hälfte des Industrie-
potentials der Welt. Hier handeln be-
sonders aktiv zahlreiche multinatio-
nale Monopole Europas und aus Über-

Den Kampf für die völkerrechtliche 
Anerkennung der DDR, für die fried-
liche Koexistenz und die gesamt-
europäische Zusammenarbeit aller un-
serer Völker, darunter auch der DDR, 
für die Normalisierung der Beziehun-
gen zwischen allen europäischen Staa-
ten weiter zu entfalten. Gegen die 
Spaltung in militärpolitische Gruppie-
rungen, gegen die Durchführung des 
von der NATO geplanten größten Ma-
növers in der Ostsee einzutreten.

Unsere Aktionen für die baldmöglich? 
Einberufung der gesamteuropäisch 
Konferenz für Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa zu aktivieren. 
Mit allen Mitteln die Einberufung 
einer gesamteuropäischen Gewerk-
schaf tskonferenz zu sozialökonomi-
schen Fragen unter Beteiligung aller 
Gewerkschaftsorganisationen Europas, 
unabhängig von ihrer internationalen 
Zugehörigkeit und politischen Orien-
tierung, zu propagieren.

Die Delegierten der 15. Arbeiterkon-
ferenz, die über 110 Millionen Ge-
werkschafter vertreten, erklärten sich 
in einer Entschließung mit dem Kampf 
der Völker Indochinas für Freiheit, 
Unabhängigkeit und sozialen Fort-
schritt solidarisch. Sie verurteilten vol-
ler Empörung und Abscheu die Ag-
gression der USA in Indochina und 
forderten die sofortige Einstellung der 
barbarischen Bombenangriffe auf 
Städte, Dörfer, Krankenhäuser und 
Schulen sowie auf Deiche und Ver-
kehrswege der Demokratischen Repu-
blik Vietnam. Weiter wird in der Ent-
schließung von der US-Regierung ge-
fordert, die Pariser Verhandlungen so 
zu führen, daß eine politische Lösung 
des Vietnam-Problems erfolgen kann.

erschließt, sind die 
des gemeinsamen 

ihrer Kräfte für die 
Lebensinteressen — 

Demokratie und sozialen 
Fortschritt. In der Atmosphäre der 
politischen Entspannung und der Ge-
staltung einer umfassenden Zusam-
menarbeit auf allen Gebieten der 
Wirtschaft, Wissenschaft und Kultur 
werden die besten Bedingungen für 
die Entwicklung der Aktionseinheit 
der internationalen Gewerkschafts-
organisationen geschaffen. Das würde 
sowohl den nationalen als auch den 
internationalen Interessen der gesam-
ten Arbeiterklasse Europas und ihrer 
Gewerkschaftsverbände gerecht wer-
den.

Der Kollege Prochorow begann sein 
Referat mit der Übermittlung herzli-
cher und brüderlicher Grüße im Na-
men von 98 Millionen Mitgliedern der 
sowjetischen Gewerkschaften an die 
Teilnehmer der 15. Arbeiterkonferenz. 
Nach einer eindrucksvollen Würdi-
gung der Leistungen der Arbeiter-
konferenzen für die Festigung des 
Friedens im Norden Europas und in 
der ganzen Welt führte er zur Frage 
der Friedenssicherung in Europa aus:

Aktiv den Kampf für die Interessen 
der Arbeiterklasse und gegen c1 
Kapital zu führen. Die internationale 
und nationale Solidarität mit allen für 
ihre ökonomischen, sozialen und po-
litischen Forderungen kämpfenden 
Trupps der Arbeiterklasse in allen 
Teilen unseres Erdballs allseitig zu 
entfalten.

Eine echte Sicherheit ist nicht schlecht-
hin ein Fehlen des Krieges; sie setzt 
die Schaffung der vom Völkerrecht 
garantierten Bedingungen für die Ver-
wandlung Europas in einen Kontinent 
des Friedens und der friedlichen Ko-
existenz voraus. Eine echte Sicherheit, 
das ist die Überwindung der Spaltung 
Europas in einander gegenüberstehen-
de militärische Blöcke, das ist die Her-
ausbildung solcher Beziehungen, die 
die Aggression aus dem Leben der 
europäischen Völker ausschließt, ih-
nen und allen Völkern in Europa die 
Möglichkeit der ökonomischen und 
kulturellen Entwicklung unter den

Die Einstellung der amerikanischen 
Aggression in Vietnam und Indochina, 
die Beseitigung der Folgen der israeli-
schen Aggression im Nahen Osten 
auf der Grundlage der Beschlüsse des 
UNO-Sicherheitsrates durchzusetzen. 
Alle Kräfte der Werktätigen und der 
Gewerkschaftsorganisationen zum 
Kampf für die Sicherung des Welt-
friedens zu mobilisieren.
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oder Betriebsvertre-
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Die 15. Arbeiterkonferenz stellt fest, 
daß sidi gegenwärtig in Europa eine 
Reihe positiver Ergebnisse in der Ent-
spannungspolitik abzeichnen.

Die durch Abrüstung frei werdenden 
Mittel könnten

leutekonferenz 
tung.

Appell der 15. Arbeiterkonferenz der Ostseeländer, Norwegens 
und Islands „Für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa“

für die Verbesserung des Gesund- 
heits- und Arbeitsschutzes,

für den Ausbau des Bildungswesens, 
der Qualifizierungsmöglichkeiten und 
für die Weiterbildung,

für die Erweiterung des sozialen Woh-
nungsbaus für die Arbeiter, Angestell-
ten und ihre Familien,

Mit der einstimmigen Wahl von Rudi 
Speckin zum Vorsitzenden des Ständi-
gen Komitees und der Bestätigung der 
von den Länderkomitees vorgeschla-
genen Mitglieder des internationalen 
Büros und des Ständigen Komitees 
fand die 15. Arbeiterkonferenz der 
Ostseeländer, Norwegens und Islands, 
ihren Abschluß. Zuvor hatte der Kon-
greß eine Erklärung zur Abrüstung 
und sozialen Sicherheit sowie eine 
Solidaritätserklärung an die kämpfen-
den Völker Indochinas und einen Ap-
pell für Sicherheit und Zusammen-
arbeit in Europa ohne Gegenstimme 
beschlossen.

Das kommt besonders zum Ausdruck 
in der Ratifizierung der Verträge der 
UdSSR und der VR Polen mit der 
BRD, dem Abschluß und der Unter-
zeichnung des vierseitigen Abkom-
mens über Westberlin sowie dem Ver-
kehrsvertrag, dem ersten Staatsver-
trag zwischen der Regierung der DDR 
und der BRD.

für den Schutz der natürlichen und 
Arbeitsumwelt des Menschen 
eingesetzt werden.

für den Ausbau der Urlaubs- und 
Feriengestaltung,

eine europäische Gewerkschaftskonfe-
renz zu sozialen und ökonomischen 
Fragen, die dem Frieden und der Ver-
ständigung dient, durchzuführen.

Die 15. Arbeiterkonferenz erklärt: 
Obwohl unsere Gewerkschaften unter 
unterschiedlichen sozialökonomischen 
Bedingungen arbeiten und kämpfen, 
eint uns der gemeinsame Wille, dafür 
einzutreten, daß die Ergebnisse der 
Wissenschaft und Technik, die weitere 
Entwicklung der Wirtschaft, des Han-
dels, der Kultur und Bildung aus-
schließlich friedlichen Zwecken und in 
zunehmendem Maße dem sozialen 
Fortschritt dienen.

die unverzügliche völkerrechtliche An-
erkennung der DDR sowie ihre gleich-
berechtigte Aufnahme in die UNO und 
ihre Spezialorganisationen durchzu-
setzen und Schluß zu machen mit der 
fortgesetzten internationalen Diskrimi-
nierung der DDR. Das entspricht den 
Interessen des Friedens, der Sicherheit 
und der Zusammenarbeit in Europa;

Die 15. Arbeiterkonferenz war eine Ju-
biläumskonferenz und sie hat diesen 
Namen durchaus verdient. Das zeigte 
sich zunächst in der Zusammensetzung 
der Konferenz: Neben 5 Landesorga-
nisationen waren 53 Gewerkschafts-
verbände sowie 295 bezirkliche und 
örtliche Gewerkschaftsorganisationen, 
ferner 204 Betriebsgewerkschaftsorga-
nisationen aus den sozialistischen 
Ostseestaaten vertreten. 78 Prozent 
der 671 Delegierten und Gäste nah-
men zum ersten Mal an einer Arbei-
terkonferenz teil, und nach ihrer ge-
werkschaftlichen und politischen Zu-
sammensetzung waren es Sozialdemo-
kraten, Kommunisten und parteilich 
nicht gebundene Gewerksdiafter. Das 
Länderkomitee der Bundesrepublik 
war mit 82 Delegierten auf der Ar-
beiterkonferenz vertreten, von denen 
über 80 Prozent bisher an keiner Kon-
ferenz teilgenommen haben. In einer 
Abschlußbesprechung forderten die 
Delegierten aus der BRD die offizielle 
Teilnahme von Gewerkschaftern mit 
dem Mandat ihrer Gewerkschafts-
organisation bzw. ' einer Vertrauens- 
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Wir wollen unsere Kräfte dafür ein-
setzen, daß frei von der Belastung des 
Wettrüstens die wissenschaftlichen 
und wirtschaftlichen Möglichkeiten je-
des Landes zur Verbesserung der Ar- 
beits- und Lebensbedingungen der 
Werktätigen eingesetzt werden.

Der politische Erfolg der 15. Arbeiter-
konferenz — besonders was die ge-
werkschaftliche Aktionsgemeinschaft 
betrifft — konnte an der überaus leb-
haften Diskussion abgelesen werden. 
In den zwei Konferenztagen sprachen 
im Plenum und in den Diskussions-
foren 49 Delegierte. Darüberhinaus

Die 15. Arbeiterkonferenz fordert:
Den sofortigen Beginn der multilate-
ralen Gespräche zur Vorbereitung und 
Durchführung einer Konferenz der 
europäischen Staaten für Sicherheit 
und Zusammenarbeit;

fanden im Zusammenhang mit der Ar-
beiterkonferenz zahlreiche Freund-
schaftstreffen der Länderdelegationen 
statt, bei denen spezielle Probleme der 
Ländergewerkschaften zur Debatte 
standen. Diese Freundschaftstreffen 
fanden bei den Delegierten großen 
Widerhall als wertvolle Ergänzung 
der Aussprachen an den beiden Kon-
ferenztagen. Das Länderkomitee der 
Bundesrepublik wird nach der 15. Ar-
beiterkonferenz die Arbeit für Ent-
spannung und Frieden und für die 
Aktionsgemeinschaft in der BRD kon-
tinuierlich fortsetzen. sr

für die Schaffung neuer, moderner 
Arbeitsplätze zur Verwirklichung des 
Rechtes auf Arbeit,

für die Altersversorgung und die 
Schaffung neuer sozialer Einrichtun-
gen,

Diese Entwicklung widerspiegelt die 
erfolgreiche Friedenspolitik der So-
wjetunion und der anderen Länder 
der sozialistischen Staatengemein-
schaft, die breite Bewegung der Völ-
ker für europäische Sicherheit sowie 
realistischere Positionen von Regie-
rung und Parlamenten kapitalistischer 
Staaten, besonders in Nordeuropa. Si-

In der zweitägigen Aussprache hatten 
die Delegierten über gemeinsame Ak-
tionen der Gewerkschaften in den 
Ostseeanliegerstaaten für Entspan-
nung und Friedenssicherung in Euro-
pa sowie über die Notwendigkeit der 
Durchführung einer europäischen Si-
cherheitskonferenz beraten. Die 671 
Delegierten, die, bis auf die Delega-
tion aus der Bundesrepublik, mit 
einem offiziellen Mandat ihrer Ge-
werkschaften zur Arbeiterkonferenz 
kamen, vertraten dabei einhellig die 
Auffassung, daß die volle diplomati-
sche Anerkennung der DDR eine 
Grundbedingung für weitere Entspan-
nungsschritte in Europa sei. In den 
Referaten und Diskussionsbeiträgen 
wurde ferner die Durchführung einer 
europäischen Gewerkschaftskonferenz 
gefordert, an der alle Gewerkschaften 
gleichberechtigt teilnehmen sollen. Die 
Delegierten beschlossen, daß drei Ver-
treter des Ständigen Komitees den 
Vorständen der drei großen Gewerk-
schaftsorganisationen WGB, IBFG und 
WVA die Forderung nach einer ge-
samteuropäischen Konferenz unter-
breiten sollen.

Erklärung der 15. Arbeiterkonferenz der Ostseeländer, Nor-
wegens und Islands „Zur Abrüstung und sozialen Sicherheit“

Vereinen wir unsere Kräfte in ge-
meinsamer Aktion, um unseren Bei-
trag für Sicherheit und friedliche Zu-
sammenarbeit in Europa zu leisten.



Kurs auf neue Tarifrunde

Männer und Frauen müssen auch im 
Arbeitsleben gleichberechtigt sein.

Für gleichwertige Tätigkeit ist glei-
ches Arbeitsentgelt zu zahlen.

Sie müssen zusätzlich ein 13. Monats-
einkommen erhalten."

Mit Schillers Abschied muß auch die Konzertierte Aktion 
verschwinden
Aktive Beteiligung der Arbeiter und Angestellten 
an der Lohnbewegung muß „Selbstverständlichkeit“ werden

Minister Schiller hat eine solche „Part-
nerschaft" Staat, Unternehmerverbän-
de, Gewerkschaften in der „Konzer-
tierten Aktion" praktiziert. Auf dem 
DGB-Kongreß wurde in der Diskus-
sion die Teilnahme der Gewerkschaf-
ten an der „Konzertierten Aktion" und 
die dadurch erreichte tatsächliche Bin-
dung des gewerkschaftlichen Verhal-
tens an die Lohnleitlinien kritisiert. 
Die „Konzertierte Aktion" ist ein Wi-
derspruch zur eigenständigen Inter-
essenvertretung der Arbeiter und An-
gestellten durch die Gewerkschaften 
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Hier wird also unmißverständlich eine 
aktive, das heißt expansive Lohnpoli-
tik gefordert. Ein höherer Anteil für 
die Arbeiter und Angestellten am „Er-
trag der Wirtschaft" bedeutet die Pro-
fite der Unternehmer anzugreifen. 
„Ertrag der Wirtschaft" ist der in der 
Produktion von den Arbeitern neu-
geschaffene Wert, der in den gesamten 
Gewinn der Unternehmerseite und den 
Lohn der Arbeiterseite aufgeteilt wird. 
Diese Aufteilung ist der Inhalt der 
Lohn- und Tarifpolitik. Da hier auf 
beiden Seiten massive materielle In-
teressen im Spiel sind, ist aktive Lohn-
politik der Gewerkschaften grund-
sätzlich nur als Kampfaufgabe zu be-
greifen und zu praktizieren. Jede Illu-
sion einer etwaigen Partnerschaft zwi-
schen Gewerkschaften, den Konzernen 
und dem Staat schwächt die Position 
der Arbeiter und Angestellten und 
führt sie zu Verlusten.

Nach dem DGB-Kongreß und dem Abschluß der wichtigsten Lohnbewegungen 
ist es an der Zeit, in den Betrieben und Gewerkschaften die Lohn- und Tarif-
politik gründlich zu diskutieren. Das ist umso notwendiger, als Ende dieses 
Jahres wichtige Tarife auslaufen (Metall, Bahn, Post) und die Lohnbewegung 
in den Betrieben und Büros, den Gewerkschaften selbst, neu beginnen muß. 
Hier dazu Klarheit zu schaffen, ist die erste Aufgabe. Die neue Lohnrunde 
erfordert einen neuen Kurs. Die Zurückhaltung der Gewerkschaften in der 
Lohnpolitik muß aufgegeben werden.

Die allgemeine Formel vom „privaten 
Reichtum" meint nicht etwa den Su-
perreichtum und den Luxus der herr-
schenden Cliquen, sondern den Le-
bensstandard der breiten Massen, be-
sonders der Arbeiter und Angestell-
ten. Sie müßten in der Zukunft ihre 
Erwartungen an der Hebung des Le-
bensstandards zurückschrauben und 
mehr an den Staat abliefern. Mit an-
deren Worten, die Gewerkschaften 
sollen künftig in der Lohn- und Tarif-
politik noch mehr Zurückhaltung üben 
als in der Zeit der Konzertierten Ak-
tion. Wenn aber die Gewerkschaften 
dazu nicht bereit sind, dann — „Knüp-
pel aus dem Sack" — sollten sie eben 
gezwungen werden, sich einer staat-
lich verordneten Lohnpolitik zu beu-
gen. So hat es CDU-Biedenkopf be-
kanntlich bereits gefordert.

der Unternehmerseite gegenüber. Die 
„Konzertierte Aktion" hat verhindert, 
daß 1972 die Zielprojektion des DGB 
für die Einkommenssteigerung der 
Arbeitenden erreicht wurde oder noch 
erreicht werden kann. Im Gegenteil, 
die Reallöhne und -gehälter erlitten 
in weiten Bereichen merkliche Ein-
bußen.

selbst aktiv zu vertreten. Sie sind be-
reit, alle Formen des Drucks gegen die 
Unternehmer anzuwenden: Von der 
Beschlußfassung und Begründung ihrer 
Forderungen, Solidarilätsbekundun- 
gen, Ausdrücken der Kampfbereit-
schaft, der Zurückweisung der Unter-
nehmerargumente bis zu Teilstreiks 
und audi großen umfassenden Streik-
bewegungen. Das ist die wirkliche 
Lage bei den Arbeitern und Angestell-
ten. Es sind ideologische Fehlorien-
tierungen auch in der Arbeiterbewe-
gung, wenn diese Entschlossenheit der 
Arbeiter und Angestellten nicht effek-
tiv wird.

Im neuen Aktionsprogramm des DGB 
werden zur Lohn- und Tarifpolitik 
Aufgaben gestellt, die grundsätzlichen 
Charakter haben und aus denen sich 
auch die Teilaufgaben für die Lohn-
runde 1972/73 ableiten lassen. Es heißt 
dort: „Der Anteil der Arbeitnehmer 
am Ertrag der Wirtschaft muß erhöht 
werden, der Lebensstandard ihrer Fa-
milien steigen.

Darum ist die wichtigste Schlußfolge-
rung daraus: die Gewerkschaften müs-
sen sich für eine aktive Lohn- und 
Tarifpolitik ihre volle Selbständigkeit 
erhalten und die „Konzertierte Ak-
tion" verlassen. Minister Schiller ist 
gegangen — die Konzertierte Aktion 
muß auch verschwinden. Dann werden 
die Gewerkschaften für die neue 
Lohnrunde einen aktiveren Kurs ge-
winnen können.

Damit hängt eine weitere wichtige 
Seite aktiver gewerkschaftlicher 
Lohn- und Tarifpolitik zusammen. Das 
ist die direkte Beteiligung der Arbei-
ter und Angestellten selbst an den 
Lohnbewegungen und zwar von An-
fang bis zum Ende eines jeden Kampfes 
um höhere Einkommen oder andere 
soziale Forderungen. Obwohl das eine 
Selbstverständlichkeit ist, weiß jeder 
aktive Gewerksdiafter, daß die Mög-
lichkeiten dazu nur in unzureichendem 
Maße genutzt wurden. Die Mobilisie-
rung und Einbeziehung der gewerk-
schaftlichen Basis in den Lohnkampf 
beginnt mit der Diskussion über die 
notwendigen Lohn- und Gehaltsforde-
rungen. In Nr. 7 von „Nachrichten" 
wurde von Dr. Heinz Schäfer darauf 
hingewiesen, daß bereits für die neue 
Lohnrunde eine Forderung von 12 
Prozent im Gespräch ist. Das könnte 
schon ein realistischer und zugleich 
offensiver Ausgangspunkt sein. Die 
Durchsetzung einer solchen Forderung 
angesichts der provokatorischen For-
derung der Unternehmerseite, die Ge-
werkschaften staatlich zu zähmen (sie-
he Diskussion auf dem DGB-Kongreß: 
Günter Becker) ist gewiß keine leichte 
Aufgabe. Aber die wirtschaftliche La-
ge der Arbeiterschaft erfordert eine 
solche Erhöhung ihrer Einkommen. Al-
le Erfahrungen der letzten Jahre be-
weisen, daß die Arbeiter und Ange-
stellten bereit sind, ihre Forderungen

Audi im SPD-„Langzeitprogramm" 
wird die Erhöhung der Abgaben an 
den Staat in den Mittelpunkt gestellt. 
In Oberhausen auf der 4. internatio-
nalen Arbeitstagung der IG Metall zu 
Fragen einer besseren Lebensqualität 
war es besonders Minister Eppler, der 
die Gewerksdiaflen aufforderte, in der 
Lohnpolitik auf lange Sicht kurzzu-
treten. Die Gewerkschaften sind also 
von vielen Seiten her herausgefor-
dert.

Eine deutliche Antwort darauf hat 
Eugen Loderer auf dem DGB-Kongreß 
gegeben, als er die „Senkung der Rü-
stungsausgaben und die Eindämmung 
jener Subventionsflut, die zur Vermö-
gensbildung in Arbeitgeberhand nicht 
unwesentlich beigetragen hat" forder-
te. Er schlug vor, ein Programm zur 
Finanzierung und Durchsetzung gesell-
schaftlicher Reformen selbst zu erar-
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Dazu gehört auch das in der jüngsten 
Zeit hochgespielte Schlagwort von 
einer angeblichen „öffentlichen Ar-
mut" und einem „privaten Reichtum". 
Diese Gegenüberstellung ist ein 
Schwindel. Von „öffentlicher Armut" 
zu sprechen, angesichts enorm ange-
wachsener Haushaltsetats bei Bund, 
Ländern und Gemeinden und der Ver-
schwendung von mindestens 25 Mil-
liarden DM jährlich für eine unnütze, 
aber schädliche Rüstung ist ein Hohn 
auf den gesunden Menschenverstand. 
Und dazu kommen noch weitere Mil-
liarden, die vom Staat, den Unter-
nehmern als Subventionen zugeschanzt 
werden.



SPD plant bis 1985
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SPD veröffentlicht ein Langzeitprogramm, das an den wirt-
schaftlichen und politischen Machtverhältnissen vorbeigeht

Außerdem wird die Rechnung ohne 
den kapitalistischen Wirt gemacht: es 
wird ununterbrochenes Wachstum des 
Sozialprodukts angenommen, aber die 
Wirklichkeit wird von immer wieder-
kehrenden Wirtschafts- und Finanz-
krisen gezeichnet. So ist alles, zumin-
destens vieles von den Versprechun-
gen der SPD auf Sand gebaut.

Privilegien abzubauen, ungerechtfer-
tigte Abhängigkeiten aufzuheben und 
gleiche Lebenschancen zu schaffen". 
Das ist nebelhaft, verschwommen und 
irreführend, denn soviel dürfte sofort 
klar sein, daß „gleiche Lebenschancen" 
zwischen dem Bankier Abs z. B. und 
einem Facharbeiter im Betrieb so viel 
Wert sind, wie ein Versprechen auf 
ein besseres Jenseits.

dern mit dem Kampf um die Freilas-
sung der Streikführer gegen das Anti-
gewerkschaftsgesetz, das die Gewerk-
schaften in Fesseln legt und streikende 
Arbeiter mit Gefängnis bestrafen kann. 
Mit der Freikämpfung der fünf Hafen-
arbeiter ist darum der Kampf nicht 
zu Ende. Die Forderung nach Aufhe-
bung des Antigewerkschaftsgesetzes 
steht weiter auf der Tagesordnung 
und wird nicht verschwinden, bevor 
das Gesetz fällt.

Massenstreik gegen 
Antistreikgesetz

beiten, in dem eingeschlossen sein 
müßte:

Forderungen der Hafenarbeiter, son- 

I

In England hat die konservative Re-
gierung Heath, die britischen Gesin-
nungsfreunde der Barzel und Strauß, 
den Notstand verordnet, um den 
Streik der Hafenarbeiter abzuwürgen. 
Nun werden Soldaten eingesetzt, an-
geblich um Schiffe zu löschen, die ver-
derbliche Lebensmittel geladen haben, 
tatsächlich aber um die streikenden 
Docker in die Knie zu zwingen.

Zwar hat der britische Gewerkschafts-
verband TUC nach der Befreiung der 
fünf Hafenarbeiter seinen Beschluß, 
einen 24-stündigen Generalstreik aus-
zurufen, vertagt. Aber die Dockarbei-
ter streiken weiter für die Sicherung 
ihrer Arbeitsplätze und gegen ein 
Gesetz, das die Gewerkschaften unter 
die Staatskontrolle zwingt. Der Vor-
stand der britischen Bergarbeiter-
gewerkschaft hat den TUC aufgefor-
dert, trotz der Freilassung der Streik-
führer den Generalstreik auszurufen, 
um die konservative Regierung zu 
zwingen, das „Arbeitsordnunggesetz", 
wie es von der Heath-Regierung ver-
harmlosend genannt wird, außer Kraft 
zu setzen.

Der Parteivorstand der SPD hat am 5. Juni 1972 den Entwurf eines für 15 Jahre 
berechneten Programms veröffentlicht. Dieser Entwurf ist auf die Spekulation 
zugeschnitten, die SPD werde auch in den drei folgenden Legislaturperioden des 
Bundestages die Regierungsführung haben.

„Erstens eine Absage an alle Lohn- 
verzichtparolen zu Lasten der Arbeit-
nehmer; zweitens ein Reformkonzept, 
das nicht auf modische Oberflächen-
korrekturen beschränkt ist (siehe 
Langzeitprogramm der SPD — der 
Verfasser), sondern die Qualität des 
menschlichen Lebens zur Richtschnur 
der Politik macht. Dabei können wir 
bei der Gestaltung der Zukunft auf 
die Leute von gestern, die ihre Be-
sitz- und Machtverhältnisse zementie-
ren wollen, verzichten.“

Josef Ledwohn

Wenn in dem Programm der SPD 
wirtschaftliches Wachstum in der ka-
pitalistischen Ordnung mit sozialem 
Fortschritt gleichgesetzt wird, so ist 
das reine Gaukelei. Die Gewinnexplo-
sionen für die Unternehmer in den 
letzten Jahren zeigen nur zu deutlich, 
was die herrschende Klasse unter 
wirtschaftlichem Wachstum versteht.

Der Streik der Hafenarbeiter begann 
als Protest gegen den zunehmenden 
Verlust ihrer Arbeitsplätze durch die 
rigorosen Rationalisierungsmaßnah- 
men der Hafenverwaltung. Als auf 
Grund des reaktionären und gewerk-
schaftsfeindlichen „Arbeitsordnungsge-
setzes", das die konservative Regie-
rung im vergangenen Jahr im Unter-
haus durchgesetzt hatte, fünf Hafen-
arbeiter als Streikführer ins Gefängnis 
geworfen wurden, wuchs der Streik 
über den Arbeitskonflikt hinaus zu 
einer mächtigen Solidaritätsaktion, an 
der sich mehr als 200 000 Gewerk-
schafter beteiligten. Die Streikaktion 
hatte den Erfolg, daß die fünf inhaf-
tierten Streikführer freigelassen wer-
den mußten.

Bei diesem Massenaufstand der briti-
schen Arbeiter ging es aber nicht nur 
um eine Unterstützung der sozialen

Das „Langzeitprogramm" gehl völlig 
an den tatsächlichen Machtverhältnis- 
sen vorbei. Die Beibehaltung der ka-
pitalistischen Produktions- und Eigen-
tumsverhältnisse wird ausdrücklich 
durch die Feststellung bestätigt, daß 
„freier Wettbewerb und freie Unter-
nehmer-Initiative . .. wichtige Elemen-
te sozialistischer Wirtschaftspolitik" 
seien. Es fehlt im SPD-„Langzeitpro- 
gramm" folglich auch jede Maßnah-
me, die etwa gegen die wirtschaftliche 
und politische Allmacht der Konzerne 
gerichtet wäre. Dennoch wird erklärt: 
„Sozialdemokratische Gesellschafts-
politik verändert gesellschaftliche Ver-
hältnisse, indem sie dazu beiträgt,

Die Ausrufung des Notstandes durch 
die Regierung Heath, um den Streik 
der Hafenarbeiter zu brechen, ist ein 
Zeichen der Schwäche, wird sie aber 
nicht davor retten können, das Anti-
streikgesetz außer Kraft setzen zu 
müssen.

Der wesentliche Kern dieses „Lang-
zeitprogramms" beruht einerseits auf 
einer Schätzung über das Wachstum 
des Sozialprodukts in der BRD um 
jährlich 4,5—5,5 Prozent und anderer-
seits einer geplanten Erhöhung des 
Anteils der Staatsverwendung am 
Bruttosozialprodukt bis 1985 auf 34 
Prozent. Dadurch soll der Eindruck er-
weckt werden, daß die Mißstände z. B. 
auf den Gebieten der Wissenschaft 
und Bildung, dem Städtebau und 
Wohnungswesen und dem Verkehrs-
sektor überwunden und die dazu not-
wendigen Maßnahmen auch finanziert 
werden könnten. Durch eine Vielzahl 
von dargestellten Einzelmaßnahmen 
soll als Ziel sozialdemokratischer Re-
formpolitik „eine neue Gesellschafts-
ordnung, die den Grundwerten des So-
zialismus" entspreche, unterstrichen 
werden. Das aber ist eine reine 
Fixion.

Fast komisch wirkt es, wenn Raimunt 
Jochimsen in „Die neue Gesellschaft" 
Nr. 37 Seite 510 zwar die „Behau 
lung“ registriert, die gesellschaftli-
chen Machtverhältnisse seien bei der 
Zielsetzung des Programms vernach-
lässigt und darauf faktisch nur die 
Antwort weiß, daß das „Problem" in 
den nächsten 15 Jahren „auch ge-
danklich nicht gelöst" werden könne. 
Die SPD hat die Veränderung der po-
litischen Machtverhältnisse aus den 
Augen verloren, ebenso eine grund-
legende Veränderung der gesellschaft-
lichen Herrschaftsstrukturen. Dadurch 
wird ihr „Langzeitprogramm“ ein Pro-
gramm zur Slabilisieurng des Kapita-
lismus in der Bundesrepublik auf län-
gere Zeit. Die SPD steht mit ihrer 
Programmatik rechts neben der der 
Gewerkschaften. Die Gewerkschafter 
tun gut daran, auch im Wahlkampf 
sich ihre Bündnispartner kritisch an-
zusehen und gut auszusuchen. - jol -



PersVG-Reform angekündigt
DGB-Vorschläge zum PersVG ungenügend und inkonsequent 
Genscher-Entwurf bleibt noch hinter dem geltenden Recht zurück

Im Normalfall entscheiden bei mittbe- 
stimmungspflichtigen Fragen (nach er-
folgloser Einigung zwischen oberster 
Dienstbehörde und Hauptpersonalrat) 
in Bayern und Rheinland-Pfalz der zu-
ständige Minister(l) in Hamburg um 
NRW die Landesregierung (!) und bei 
Bundesbediensteten nach § 63 BPersVG 
die Einigungsstelle.

Im Gegensatz zum geltenden Gesetz 
und zum Regierungsentwurf hat der 
DGB den Katalog mitbestimmungs-
pflichtiger Fragen in sozialen Ange-
legenheiten erheblich erweitert und 
eine Reihe von Initiativrechten des 
Personalrats vorgeschlagen. Hier ist 
entsprechend der Entschließung (An-
trag 207) auf dem OTV-Gewerkschafts- 
tag die Verankerung eines Initiativ-
rechtes in allen mitbestimmungspflich-
tigen Fragen zu fordern, um den Per-
sonalrat aus der Stellung als Erfül-
lungsgehilfen der staatlichen Bürokra-
tie zu befreien.

In der Regierungserklärung von 1969 wurde neben der Reform des BetrVG die 
Reform des Personalvertretungsrechts angekündigt. Bereits 1970 legte der DGB 
seine Vorschläge zur Änderung des Bundespersonalvertretungsgesetzes (BPers 
VG) vor. Die Bundesregierung hat erst jetzt einen Entwurf vorgelegt. Um die 
zentralen Fragen der Reform deutlich zu machen, scheint es notwendig, die 
Regelungen im geltenden Recht wie in den Entwürfen aufzuzeigen.

Die Personalvertretungsgesetze des Bundes und der Länder regeln die Rechte 
der Organe der Arbeiter, Angestellten und Beamten in den öffentlichen Ver-
waltungen, Betrieben und Anstalten. Der Geltungsbereich dieser Gesetze ist also 
rein formal abgesteckt. Nicht die Tatsache, ob ein Arbeiter bei einem Müllabfuhr-
betrieb oder ein Beamter bei einer Sparkasse beschäftigt ist, zeigt an, ob einer 
der beiden in den Geltungsbereich eines PersVG fällt, sondern ob der Betrieb 
oder die Sparkasse eine öffentlich-rechtliche oder eine privatrechlliche Organi-
sationsform besitzt Eine Aktiengesellschaft fällt danach unter das BetrVG, selbst 
wenn sich alle Aktien in öffentlicher Hand befinden, während städtische Spar-
kassen und Ortskrankenkassen im Gegensatz zu Banken und Privatversicherun-
gen dem PersVG unterfallen.

Diese Einigungsstelle ist aber keines-
wegs eine betriebliche Stelle (wie 
nach dem BetrVG), sondern wird pa-
ritätisch von den jeweiligen Vertre-
tern bei der obersten Dienstbe-
hörde eingesetzt. Zudem ist die Ver-
handlung geheim, eine Kontrolle also 
so gut wie ausgeschlossen. Auch hier 
geht der DGB nicht wesentlich über 
das geltende Gesetz hinaus, während 
der Genscher-Entwurf sogar hinter das 
geltende Recht zurückfällt, indem nach 
dem § 69, V RE die Einigungsstelle 
in Beamtenangelegenheiten nur eine 
Empfehlung (1) an die oberste Dienst-
behörde (die endgültig entscheidet) 
aussprechen kann.

Nach geltendem Recht unterliegen alle 
über Urlaubsfragen, Pausen, Ort der 
Lohnauszahlung usw. hinausgehenden 
Fragen (z. B. Einstellung, Entlassung, 
Versetzung, Kündigung usw.) nur der 
Mitwirkung des Personalrats, die 
ihn nidit nur auf ein bloßes Anhö-
rungsrecht beschränkt, sondern auch 
noch zwingt, seine Zustimmung nur 
aus bestimmten Gründen zu verwei-
gern. Hier hat der DGB die Kompe-
tenz der Einigungsstelle erheblich er-
weitert und das Mitwirkungstheater 
nidit übernommen. Ganz anders der 
Genscher-Entwurf, der zwar von Mit-
bestimmung spricht, aber in seinem 
§ 74, I wiederum den Personalrat 
zwingt, seine Zustimmung zu einer 
Maßnahme nur aus bestimmten Grün-
den zu verweigern. Ein derartiger 
„Versagungskatalog" ist in den neuen 
Lahdespersonalvertretungsgesetzen 
von Berlin, Hessen und Niedersachsen 
bereits gestridien. Nadi dem Gen-
scher-Entwurf darf der Personalrat da-
für bei der „Hebung der Arbeits-
leistung mitwirken"! (§ 75 RE)

Ist der Aktionsradius des Personalrats 
somit schon durch seine innere und 
äußere Spaltung beschränkt, so ver-
stärkt sidi dies durch seine sogenann-
ten „Mitbestimmungsrechte“: Selbst 
in den laut Gesetz „milbestimmungs-
pflichtigen" Fragen kann der Leiter 
der Dienststelle „vorläufige Regelun-
gen" treffen, falls die Maßnahmen 
„der Natur der Sache nach keinen 
Aufschub dulden." (§§ 62, VI; 61 VI 
BPersVG). Audi diese Regelung ist 
vom DGB mit Änderungen im Detail 
übernommen worden, obwohl dadurdi 
die Mitbestimmung praktisch aufge-
hoben werden kann. Insbesondere die 
Erfahrungen mit „vorläufigen" Rege-
lungen des Arbeitgebers nadi dem 
alten BetrVG (etwa bei Kündigungen) 
hätten Anlaß genug sein sollen, einen 
derartigen Passus ersatzlos zu strei-
chen.

Andererseits übernahmen die DGB- 
Vorschläge kritiklos die Bestimmun-
gen zur Friedenspflidit, vertrauensvol-
len Zusammenarbeit und Verschwie-
genheitspflicht. Die Übernahme dieser 
Bestimmungen ist vor allem deswe-
gen bedauerlich, weil von Regierungs-
vertretern für ihre Beibehaltung die-
selben Gründe angeführt werden wie 
für das von den Gewerkschaften be-
kämpfte Verbot des Beamtenstreiks 
und die Beschränkung der Mitbestim-
mung des Personalrats: Die Funktions-
fähigkeit der Verwaltung dürfte nicht 
eingeschränkt und bestimmte Fragen 
dürften der dem Parlament verant-
wortlichen Regierung auf Grund der 
Personalhoheit nicht entzogen werden. 
Hinter solchen Vorwänden steckt die 
Furcht, eine Demokratisierung öffc 
lieber Betriebe würde die Tendenz zu 
einem einheitlichen Dienstrecht be-
schleunigen, die Solidarität aller öf-
fentlichen Bediensteten stärken und
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Entsprechend den Vorschlägen zur 
BetrVG-Reform fordert der DGB eine 
Ausweitung des Themenkatalogs für 
die Personalversammlung und eine 
Streichung des Verbots parteipoliti-
scher Betätigung des Personalrats. 
Auch die Forderung nach Beseitigung 
der Zuständigkeit von Verwaltungs-
gerichten für PersVG-Streitigkeiten ist 
zu begrüßen.

Dies offenbart bereits den spalteri-
schen Charakter des Personalvertre-
tungsrechts. Die Personalvertretungs-
gesetze selbst gehen von einer strik-
ten Spaltung der Belegschaft in Ar-
beiter, Angestellte und Beamte aus. 
Dabei werden die sogenannten „Grup-
penrechte" oft zu einem „Recht" auf 
Spaltung ausgebaut: So bestimmt § 37, 
II. BPersVG, daß in Angelegenheiten, 
die nur eine Gruppe betreffen, allein 
diese im Personalrat abstimmungsbe-
rechtigt ist. Nach § 38, I ist sogar ein 
gemeinsamer Beschluß auf An-
trag einer Gruppe auszusetzen, wenn 
deren Vertreter ihre Interessen da-
durch beeinträchtigt sehen. Unver-
ständlicherweise sieht der DGB in sei-
nem Entwurf von 1970 und seinen 
(demnächst erscheinenden) Anmerkun-
gen zum Regierungsentwurf von 1972 
lediglich die Streichung des § 37 vor, 
obwohl die dazu vorgebrachten Grün-
de erst recht für eine Streichung des 
Spaltungsrechts des § 38 sprechen. 
Nach dem § 32 des Regierungsent-
wurfs aus dem Hause Genscher wird 
darüberhinaus der sogenannte Minder-
heitenschutz verwandt, um Spalter-
listen unter bestimmten Vorausset-
zungen einen Sitz im Personalrat zu 
garantieren. Danach wird der Perso-
nalrat gezwungen, ein Vorstandsmit-
glied der bei den Personalratswahlen 
unterlegenen Gruppe zu wählen. Dar-
in fällt der Genscher-Entwurf sogar 
hinter das geltende Gesetz zurück.

Aber nicht nur die Spaltung des Per-
sonalrats selbst ist für das geltende 
Gesetz wie für den Regierungsentwurf 
charakteristisch, sondern auch die 
Trennung von Gewerkschaften und 
Personalrat, die wesentlich weiter 
reicht als im BetrVG. So fehlt im gel-
tenden Gesetz wie im Regierungs-
entwurf ein allgemeines Zugangsrecht 
der Gewerkschaften, während das Teil-
nahmerecht für Personalratssitzungen 
und Personalversammlungen von 
einem Beschluß des Personalrats ab-
hängt.
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Entschließung des 8. FDGB-Kongreß
Einleitung

- jol —

I

Auf dein k. Parteitag der SED wurde der Arbeilerpolilik 
im weitesten Sinne eine erste Priorität zugesprochen. Wie

• Beide Dokumente haben ihre besondere Bedeutung dadurch, 
als in ihnen die unterschiedliche gesellschaftliche Ausgangs-
position bei ihrer jeweiligen praktischen Gewerkschafts-
arbeit sichtbar und gleichzeitg auf beiden Seiten die Sorge 
um den arbeitenden Menschen als leitendes Prinzip der 
Gewerkschaftsarbeit festgestellt wird.

3. Gemeinsam mit den in der Diskussion unterbreiteten 
Erfahrungen und Vorschlägen, vor allem den Ausführungen 
des Ersten Sekretärs des ZK der SED, Genossen Erich 
Honecker, sind sie Arbeitsgrundlage für alle Gewerkschafts-
organisationen.

1. Die Tätigkeit des Bundesvorstandes des FDGB wird ge-
billigt.

2. Die Aufgaben und Schlußfolgerungen im Bericht des Bun-
desvorstandes werden bestätigt.

Der 8. Kongreß des FDGB hat den vom Vorsitzenden des 
Bundesvorstandes, Kollegen Herbert Wamke, erstatteten 
Bericht des Bundesvorstandes entgegengenommen und be-
raten. Der 8. Kongreß beschließt:

Die Gewerkschaften des DGB wirken innerhalb einer kapi-
talistischen Ordnung. Die Gewerkschaften des FDGB in 
einer sozialistischen Gesellschaft. Der Unterschied in der 
praktischen Arbeit muß also grundsätzlich sein.

Da gleichzeitig auch der Kongreß des DGB in West-Berlin 
tagt und ein Aktionsprogramm beschlossen hat, in dem 
ebenfalls die Aufgaben des DGB für die nächsten Jahre 
festgelegt sind, hat „Nachrichten“ es für richtig gehalten, 
beide Dokumente in dieser Nummer zu veröffentlichen.

Der FDGB-Kongreß, der vom 26. Juni bis 30. Juni 1972 in 
der Hauptstadt der DRR, in Berlin, tagte, hat die Ergeb-
nisse seiner Beratungen über die geleistete Arbeit der 
vergangenen Jahre und die sich daraus ergebenden Auf-
gaben für die nächsten Jahre in einer Resolution beschluß-
mäßig festgelegt.

Auf der Grundlage der Beschlüsse des VIII. Parteitages der 
Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands tritt der FDGB 
dafür ein, die DDR, den sozialistischen Staat der Arbeiter 
und Bauern, allseitig zu stärken, ihr brüderliches Bündnis 
mit der Sowjetunion und anderen Ländern der sozialisti-
schen Staatengemeinschaft weiter zu festigen. Dank der 
Macht und dem wachsenden Einfluß der Sowjetunion und 
der ganzen sozialistischen Staatengemeinschaft ist es gelun-
gen, bei der Sicherung des Friedens in Europa bedeutende 
Fortschritte zu erzielen. Gemeinsam mit der Sowjetunion 
und den Sowjetgewerkschaften kämpft der FDGB für Frie-
den, Sicherheit und gesellschaftlichen Fortschritt.

das im Konkreten aussieht, ist aus der Resolution des 
FDGB, die wir im vollen Text abdrucken, deutlich zu er-
kennen. Es gilt'in der DDR das Prinzip, auch als Aufgabe, 
daß der Anteil der Arbeiterklasse am Nationaleinkommen 
erhöht werden soll; die Resolution zeigt, wie der FDGB 
seinen Beitrag dazu leisten soll.

Wirkungsvoll an der weiteren Verwirklichung der Beschlüs-
se des VIII. Parteitages der SED mitzuarbeiten heißt für 
den FDGB,

In der BRD gibt es — durch den Antikommunismus hervor-
gerufen — viele falsche Vorstellungen über die Rolle und 
Funktion des FDGB als Arbeiterorganisation in der DDR. 
Jetzt gibt es die ersten Schritte zu einem besseren gegen-
seitigen Kennenlernen des DGB und des FDGB. Für den 
Herbst ist der erste offizielle Meinungsaustausch festge-
legt. Sicher werden viele Gewerkschafter, Betriebsräte und 
Vertrauensleute mit Zustimmung ihrer Gewerkschaften in 
den kommenden Monaten und Jahren Gelegenheit haben, 
mit ihren Kollegen in der DDR ihre Erfahrungen auszu-
tauschen. Auch dafür ist das beschlossene Dokument des 
FDGB eine wertvolle Hilfeleistung, denn was immer die 
bürgerliche Presse über den FDGB schreibt, hier in diesem 
Beschluß ist für alle Leitungen, Funktionäre und Mitglieder 
dieser DDR-Organisation verbindlich festgelegt, was zu 
tun ist. Es geht um den realen Sozialismus in der DDR, 
der weiter auf- und ausgebaut wird durch das werktätige 
Volk selbst, das im FDGB seine große, alles umfassende 
Massenorganisation besitzt.

Der Freie Deutsche Gewerkschaftsbund ist die Klassenorga-
nisation der Arbeiterklasse und nimmt allseitig die Inter-
essen der Arbeiter, Angestellten und Angehörigen der In-
telligenz wahr. Unter Führung der Partei der Arbeiter-
klasse, der SED, sind die Gewerkschaften als Schulen der 
Leitung, der Wirtschaftsführung 'und des Sozialismus bei 
der weiteren Gestaltung der entwickelten sozialistischen 
Gesellschaft tätig. Die Gewerkschaften handeln stets als 
treue Kampfgefährten der SED und gestalten so ihre eigene 
revolutionäre Gegenwart und Zukunft.
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Zielstrebig wirken die Gewerkschaften für die Verwirkli-
chung der vom VIII. Parteitag beschlossenen Hauptaufgabe 
— die weitere Erhöhung des materiellen und kulturellen 
Lebensniveaus des Volkes auf der Grundlage eines hohen 
Entwicklungstempos der sozialistischen Produktion, der Er-
höhung der Effektivität, des wissenschaftlich-technischen 
Fortschritts und des Wachstums der Arbeitsproduktivi-
tät —, weil das mit den Zielen gewerkschaftlicher Interes-
senvertretung in der sozialistischen Gesellschaft voll über-
einstimmt.
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— K'.en Gewerkschaftsmitgliedern das Verständnis und 
l.= Ferei:sni:l zu wecken, aktiv im Sinne der Einheit von 
'N znd Weg der Hauptaufgabe zu handeln, sie für den 
s?nn_snsnen Wettbewerb zu gewinnen und stets für die 
'*= “Nesse ~znr der Arbeite- und Lebensbedingungen ein- 
~ treten

Der
Dezi

— die prophylaktische Betreuung im '£ -.rieb bis an den 
Arbeitsplatz weiter verbessert wird;

Der Kongreß hält folgende Grundsätze dm Lohnpolbk Iht 
entscheidend:

thrt besonders die im April 1972 gemein-
sam dnrch das ZK der SED, den Bundesvorstand des FDGß 
und den V-'n? trat der DDR beschlossenen umfangreichen 

Maßnahmen in Durchführung der vorn 
: »gründeten Hauptaufgabe.

— Der Lohn i
Windung soll
höhere Leistungen zu 
Lebensniveau mit w- 
wickel t.

n

— —e Freundschaft mit der Sowjetunion und anderen 
smsL.snsch=n Bruderländem weiter zu verliefen und ge-
treu z=n Prinzipien des proletarischen Internationalismus 
äer kämpfenden Arbeiterklasse in den kapitalistischen 

asm scwt» allen um ihre Freiheit ringenden Völkern 
Sclfdariräi zu erweisen;

muß erarbeiteter Lohn «<dn, und <* )/>/ l/,‘ 
jedem Werktätigen »idilboi ma/la h , 

zu höheren Löhnen führen und uh 
wachsenden Leistungen plan/nwß/// >/.»

— die sozialistische Rationalisierung sii - Ns Einheit von 
Steigerung der Arbeitsproduktivität uni rbesserung der 
Arbeitsbedingungen durchgeführt wird:

T-rtrlii: der Sozialistischen Einheitspartei 
s h=: em umfangreiches sozialpolitisches Fro-
n’ r-ssen. das dem wachsenden Wohlstand und 
md allseitigen Entwicklung aller Mitglieder der 
en Gesellschaft dient.

— reu ilmürnu-lermismus aktiv zu verbreiten und die 
-.mmimezm: mit der bürgerlichen Ideologie, insbe- 
s ine m_t dem Antikommunismus, Nationalismus sowie 
anderen. Versuchen ideologischer Diversion offensiv zu

— seine preßen Rechte im Arbeiter-und-Bauern-Staat mit 
dem Ziel wahmunehmen, die führende Rolle der Arbeiter-
klasse in der sozialistischen Gesellschaft immer tiefer aus- 
ruprigen und entsprechend dem Hinweis Lenins zu han-
deln die ganze Arbeiterklasse immer umfassender in den 
sezfmstismen Aufbau einzubeziehen;

— Dio Entlohnung muß in ihrem Inhalt und Aufbau ein-
fach, verständlich und überschaubar gestaltet sein, damit 
jeder Werktätige die Beziehung zwischen Leistung und 
Lohn erkennt und selbst seinen Lohn kontrollieren kann.

— die Wirtschaftsfunktionäre ihrer Verantwortung für den 
Gesundheits- und Arbeitsschutz, insbesondere zur Errei-
chung von Schutzgütc, voll gerecht und die Werktätigen 
ausreichend mit Arbeitsschutzkleidung, ::eln und -tech- 
nik versorgt werden;

• durch Disziplin, Ordnung und Sauberkeit am Arbeits-
platz die Arbeitssicherheit erhöht sowie Störungen und 
Havarien verhindert worden,-

< »oweikschattsleitungen,

•>on|».|i, daß die neuen umfassenden sozial- 
h iiii Nutzen der Werktätigen, zu 

Voll wirksam werden,-

— dL» Arbeiter. Angestellten und Angehörigen der Intcl- 
-rezx m.t sozialistischem Bewußtsein zu erfüllen, ihr mar- 
xäsnscn~lez-mistismes Weltbild, ihre Bildung und Kultur 
stäzmr zm entwickeln, die sozialistische Einstellung zur 
Arbeit und rm Volkseigentum, die Liebe zur sozialisti-

— PPP. -und ihre Bereitschaft zur Verteidigung der 
Ar r ruer-undNSauern-Macht weiter zu festigen,-

— alle Möglichkeiten zur Erleichtern.- ier Arbeit, zur 
Verbesserung der Arbeitskultur konse ent genutzt und 
Gefahren am Arbeitsplatz sowie sd.i l.i'ende Umwelt-
einflüsse frühzeitig ermittelt und besei .erden;

Der Kongreß erklärt, daß die Ziele der Lohn- und Tarif-
politik nur schrittweise in dem Maße verwirklicht werden 
können, wie die Arbeitsproduktivität und volkswirtschaft-
liche Effektivität steigen. Die Durchführung der tarifpoliti-
schen Maßnahmen darf zu keinen Lohneinbußen führen. 
Alle Betriebsgewerkschaftsleitungen müssen verstärkt auf 
die Anwendung der wissenschaftlichen Arbeitsorganisation 
Einfluß nehmen und den Grundsatz „Neue Technik. — neue 
Normen" verwirklichen helfen. Die Bereitschaft der Ar-
beiter, exakte Normen mit auszuarbeiten und Reserven zu 
erschließen, ist durch erhöhte Grundlöhne verbunden mit 
der Anwendung sowjetischer Erfahrungen wie der 
Schtschokino-Methode materiell zu fördern. Die Jahresend-
prämien und alle anderen bewährten Prämiierungsformen 
sind als Anreiz für hohe Arbeitsleistungen und die Würdi-
gung hervorragender Arbeitsergebnisse einzusetzen. Noch 
vorhandene Erscheinungen der Gleichmacherei bei der Prä-
miierung sind konsequent zu überwinden.

S, 7«,«« «lllndlg wnctiiondor Bedeutung für das materielle
I el,„ii„iuv„(lu ,|,„ Werktätigen sind die gro- 

h c .Iiiii<|h „ niul Zuwendungen des sozialistischen Staa- 
ihn gieudlnitinlllhlien Konsumtionsfonds. Im Zeit- 

,|, . I iinliulniddum 1071 bis 1975 werden hierfür be- 
,4"1’1 •'■'Itdltimdollt. bauen beträchtlichen Teil 

’.  Gewerksdtaften geleitete Sozial-
......... .. |„„|„lltl,lu|11 Brhöhung ihrer Leistungen.

1‘1,/niul', 7>.l|,|||,|,|„| „ii,,

'I fit hl /II
Molbmlimiiii

'hf‘ h,.ur

• Dio Beziehungen zwischen Tarif, Leistung und Lohn sind 
so zu gestalten, daß die Werktätigen stärker daran inter-
essiert weiden, die erforderliche Qualifikation zu erwerben, 
größere Verantwortung zu übernehmen und hohe Arbeits-
leistungen zu vollbringen.

die AiIx-IlciVersorgung weiter zielstrebig verbessert 
und Imwonders eine gülo Versorgung der Schichtarbeiter 
cp-7//di/|ehile.| wird,

'h i Arlxdliirlmiiifsvorkohr weiter verbessert und damit 
dl«- l'M-lz««li dm Wi'iklHllgan nicht geschmälert wird sowie 
/«ibhlhz«-llvorliiid<i weitgehend vermieden werden.

2. Die Gewerkschaften wirken gemein-trn mit den ver-
antwortlichen Staats- und Wirtscheftscren an der Ent-
wicklung solcher Arbeitsbedingungen in den Betrieben und 
am Schutz der Umwelt mit, die der ndheit und dem 
Wohlbefinden der Werktätigen fördert" sind. Alle Be-
triebsgewerkschaftsleitungen setzen siel. i_:ür ein, daß

X. 2er Koccreß bekräftigt, daß im Sozialismus der Arbcdls 
die Hiuztquelle für die Entwicklung dc; ßnak-lnkom-

— a-c —- die Hauptform der persönlichen mnleriejle/i 
Iz.teressierth.ei: ist Im Einklang mit den Bendiliimen d/-*
— Pczteitares treten die Gewerkschaften für ehe- lohn 

po’ütik ein die den Anteil der Arbeiterklasse an de/ 7< / 
-wendaag des Nationaleinkommens vorgrÖße/1 und do* 
sczixL=-2sne Leistungsprinzip konsequent ve/v/hklkh» h,i 
bei muß künftig die Tarifpolitik das Kernslö'k der f/,hn 
pclitü darsteLen

Es ist eine _--zfg=be jeder Gewerkschaftsleitung, sich rnit 
Verstlnünis und. Initiative dafür einzusetzen, daß das 
' r-- Arbeiter ständig verbessert wird. Dabei muß
-~--= i.- : vor allem auch jenen VorbosKenm-
cez die ohne große Mittel zu verwirklichen ßind

- = c V:n.beflnden der Arbeiter im Betrieb und hn 
Wchngeziet erhöhen.
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I

auf,

— weitere Arbeiter, Angestellte und Angehörige der In-
telligenz für den Abschluß einer freiwilligen Zusatzrenten-
versicherung zu gewinnen.

ihre 
und

— die im Rahmen des Rates der Gegenseitigen Wirt-
schaftshilfe abgeslimmten Aufgaben zur allseitigen ver-
tragsgerechten Erfüllung der Exportpläne zu gewährleisten.

— die Erhöhung der Konsumgüterproduktion mit hoher 
Qualität, die stabile und bedarfsgerechte Versorgung der 
Bevölkerung einschließlich der Ersatzteilversorgung und 
der Verbesserung der Dienstleistungen zu sichern;

— die Arbeitsproduktivität zu steigern und die Effektivi-
tät der Produktion durch die Beschleunigung des wissen-
schaftlich-technischen Fortschritts zu erhöhen,-

Der Kongreß unterstreicht die Erfahrung der Arbeiter-
klasse: Die sozialistische Gesellschaft kann nur das ver-
brauchen, was vorher erzeugt wurde. Deshalb gebührt der 
erfolgreichen Entwicklung der sozialistischen Wirtschaft die 
größte Aufmerksamkeit der Gewerkschaften. Die Aufgaben 
von heute mit dem Blick für morgen lösen erfordert, das 
Schrittmaß bei der Steigerung der Arbeitsproduktivität 
dem notwendigen wirtschaftlichen Entwicklungstempo der 
künftigen Jahre anzupassen.

ll

Der Kongreß stellt mit Genugtuung fest, daß die Neuerer- 
und Rationalisatorenbewegung im sozialistischen Wettbe-

III

Im sozialistischen Wettbewerb sind die Leninschen Prinzi-
pien der Wettbewerbsführung voll zur Geltung zu bringen. 
Die öffentliche Führung, die Vergleichbarkeit, die Wieder-
holung der besten Leistungen im Massenumfang, die rich-
tige Verbindung von moralischer und materieller Anerken-
nung der Wettbewerbsleistungen — das alles sind wich-
tige Bedingungen, um den Wettbewerb in jedem Betrieb, 
in und zwischen den Arbeitskollektiven sowie vergleich-
baren Betrieben lebendig zu gestalten. Die moralische An-
erkennung guter Wettbewerbsleitungen gilt es nach dem 
Grundsatz „Ehre, wem Ehre gebührt“ stärker und in viel-
fältigen Formen anzuwenden.

— die Intensivierung der Produktion und die sozialistische 
Rationalisierung in der ganzen Vielfalt ihrer Möglichkeiten 
mit der Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen 
zu verbinden;

5. Der Kongreß lenkt die Aufmerksamkeit aller Betriebs-
gewerkschaftsleitungen bei der Wahrnehmung der Inter-
essen der Arbeiter, Angestellten und Angehörigen der 
Intelligenz, auf die konsequente Einhaltung der sozialisti-
schen Gesetzlichkeit, besonders des Arbeitsrechtes. Eine 
wichtige Voraussetzung für die Erarbeitung eines neuen 
Gesetzbuches der Arbeit ist die Verwirklichung des gelten-
den Rechts. Dazu ist unerläßlich, die arbeitsrechtlichen 
Kenntnisse aller Gewerkschaftsfunktionäre zu erweitern. 
Die Anleitung und Schulung der Mitglieder der Konflikt-
kommissionen ist weiter zu verbessern. Die gewerkschaft-
lichen Reditskonferenzen sind noch stärker für den Erfah-
rungsaustausch zu nutzen.

— die Arbeit der gewerkschaftlichen Kurkommissionen so 
zu gestalten, daß vor allem Schichtarbeiter, werktätige 
Frauen mit Kindern sowie Werktätige, die unter schweren 
Bedingungen arbeiten, Kuren erhalten;

Der Kongreß unterstützt die Initiativen in Betrieben zur 
Ausarbeitung persönlicher schöpferischer Pläne zur Stei-
gerung der Arbeitsproduktivität. Sie zeugen vom hohen 
Verantwortungsbewußtsein der Werktätigen zur Errei-
chung der Ziele des Fünfjahrplanes. Diese Initiative, die 
mit einer gründlichen Aussprache in der Gewerkschafts-
gruppe verbunden ist, ermöglicht, Reserven zu erschließen 
und den Volkswirtschaftsplan 1972 bei volkswirtschaftlich 
wichtigen Positionen zielgerichtet zu überbieten und den 
Plan 1973 gründlich vorzubereiten.

7. Der Kongreß fordert alle Gewerkschaftsleitungen 
die Aktivität und das Schöpfertum der Werktätigen im 
sozialistischen Wettbewerb mit größerer Entschiedenheit 
auf die Erhöhung der Qualität und die Steigerung des 
Umfangs der Konsumgüter und Dienstleistungen, insbeson-
dere zur Erleichterung der Hausarbeit, zu konzentrieren. 
Mehr und bessere Waren herzustellen, die den Werktätigen 
gefallen und ihre Bedürfnisse befriedigen, ist untrennbarer 
Bestandteil der Erfüllung der Hauptaufgabe. Deshalb ver-
pflichtet der Kongreß alle Gewerkschaftsleitungen, die 
Möglichkeiten zur Erweiterung und Neuaufnahme der Pro-
duktion von Konsumgütern zu prüfen und hartnäckig 
dafür einzutreten, daß sie erschlossen werden. Die Bewe-
gung „Meine Hand für mein Produkt" und alle Initiativen 
zur Senkung der Kosten sind tatkräftig zu fördern. Die 
Arbeiterkontrolle muß noch konsequenter darauf Einfluß 
nehmen, daß die Versorgung mit bedarfsgerechten Waren 
der unteren und mittleren Preisgruppen gesichert wird und 
die gesetzlichen Preise für Konsumgüter und Dienstleistun-
gen eingehalten werden.
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6. Vom Kongreß wird das durch den VIII. Parteitag der 
SED beschlossene umfangreiche Wohnungsbauprogramm 
als eine der bedeutendsten Maßnahmen zur weiteren Ver-
besserung der Lebensbedingungen der arbeitenden Men-
schen angesehen. Die Gewerkschaften treten aus diesem 
Grunde dafür ein, alle Möglichkeiten und Reserven auszu-
schöpfen, um dieses Wohnungsbauprogramm zu verwirkli-
chen. Die Betriebsgewerkschaftsleitungen nehmen darauf 
Einfluß, daß die Verbindung zwischen Betrieb und Arbei-
terwohnungsbaugenossenschaft gefestigt wird und die 
Wohnbedingungen der Arbeiterfamilien und junger Ehe-
paare verbessert werden. Die Wohnungskommissionen der 
Betriebsgewerkschaftsleitungen haben konsequent 
Rechte zur Mitwirkung bei der Wohnraumlenkung 
Wohnraumverteilung wahrzunehmen.

4. Der Feriendienst des FDGB wird als eine der großen 
Errungenschaften der Arbeiterklasse in der sozialistischen 
Gesellschaft weiter ausgebaut. Dafür werden in diesem 
Fünfjahrplan umfangreiche Mittel eingesetzt. Im Mittel-
punkt stehen die planmäßige Verbesserung der Qualität 
und die Erweiterung des Umfanges der Urlauberbelreuung. 
Die vorgesehenen Mittel sind mit hohem Nutzeffekt für 
die geplanten neuen Erholungsheime und die vorgesehenen 
Rekonstruktionsmaßnahmen bei hoher Qualität und Ter-
mintreue einzuselzen. Die Betriebsgewerkschaftsleitungen 
sorgen dafür, daß Arbeiter und andere verdienstvolle 
Werktätige, kinderreiche Familien und Werktätige, die im 
Schichtsystem arbeiten, einen erholsamen Urlaub mit dem 
Feriendienst des FDGB verbringen können. Sie nehmen 
darauf Einfluß, daß durch vertragliche Beziehungen zwi-
schen dem gewerkschaftlichen Feriendienst und den Betrie-
ben die Belriebsheime voll genutzt werden.

1. Der Kongreß stellt fest, daß der sozialistische Wettbe-
werb zum entscheidenden Betätigungsfeld der Arbeiter-
klasse geworden ist, auf dem sich ihr weiteres Wachstum 
als führende Kraft der sozialistischen Gesellschaft voll-
zieht, auf dem ihr Gedankenreichtum, ihre Erfahrungen und 
ihr erfinderischer Sinn für die weitere Gestaltung der ent-
wickelten sozialistischen Gesellschaft erschlossen werden. 
Hier entwickeln sich sozialistische Einstellung zur Arbeit 
und zum Volkseigentum, hohe Disziplin und Verantwor-
tungsbewußtsein sowie kameradschaftliche Zusammenarbeit 
und gegenseitige Hilfe. Der sozialistische Wettbewerb 
unter der bewährten Losung „Planmäßig produzieren, klug 
rationalisieren, uns allen zum Nutzen" hat nach dem VIII. 
Parteitag der SED einen großen Aufschwung genommen. 
Die von den Magdeburger Thälmann-Werken ausgelöste 
Wettbewerbsinitiative zeigt den Weg, um die hohen Ziele 
des Fünfjahrplanes in der ganzen Volkswirtschaft zu 
erreichen. Sie ist darauf gerichtet, durch Vielfalt und 
Differenziertheit im sozialistischen Wettbewerb

— den Volkswirtschaftsplan allseitig, kontinuierlich und 
vertragsgerecht in hoher Qualität zu erfüllen und ziel-
gerichtet zu überbieten;



—

Der Kongreß verpflichtet alle Betriebsgewerkschaftsleitun-
gen,

— die Neuererbewegung noch stärker zum festen Bestand-
teil des sozialistischen Wettbewerbs zu machen;

— dafür zu sorgen, daß jede Idee, jeder Arbeitervorschlag 
aufgegriffen und durchgesetzt wird;

Der Kongreß begrüßt die beispielhaften Initiativen der 
Arbeiterjugend im „FDJ-Freundschaftsobjekt Schiffbau", 
in der »Messe der Meister von morgen" und im Berufs-
wettbewerb. Er fordert alle Gewerkschaftsleitungen auf, der 
Jugend dabei wirksame Unterstützung zu geben.

2. Von ausschlaggebender Bedeutung für die Verwirkli-
chung der Hauptaufgabe ist der wissenschaftlich-technische 
Fortschritt. Im Sozialismus fördert und bereichert er das 
Schöpfertum der Werktätigen, macht die Arbeit leichter 
und gehaltvoller und schafft die zuverlässige Grundlage 
für die weitere Verbesserung des Lebens des Volkes.

Der Kongreß lenkt die Aufmerksamkeit aller Betriebs-
gewerkschaftsleitungen auf folgende Aufgaben:

— verstärkt auf die Verwirklichung des Planes Wissen-
schaft und Technik Einfluß zu nehmen und die planmäßige 
Überleitung der Forschungs- und Entwicklungsergebnisse 
in die Produktion durch Entwicklung der Gemeinschafts-
arbeit zwischen Arbeitern, Ingenieuren und Wissenschaft-
lern von der ersten Arbeitsphase an zu fördern.

Zusammen mit der Plandiskussion sind die Betriebskollek-
tivverträge vorzubereiten. Ihre Wirksamkeit für die Ent-
wicklung der Produktion, für die Verbesserung der Arbeits-
und Lebensbedingungen, für die Entfaltung der sozialisti-
schen Demokratie im Betrieb ist weiter zu erhöhen.

— die schöpferische Initiative der Neuerer sowohl für eine 
höhere Effektivität der Produktion als auch für die Ver-
besserung der Arbeits- und Lebensbedingungen nutzbar zu 
machen.

— das Volkseigentum ständig zu mehren durch zielstrebige 
Anwendung des wissenschaftlich-technischen Fortschritts, 
Nutzung aller Reserven, volle Auslastung der Arbeitszeit, 
sparsamen Umgang mit Material und Energie, hohe Quali-
tätsarbeit, ökonomische Nutzung der Grundfonds und Sen-
kung der Kosten;

— das Bündnis mit der sozialistischen Intelligenz in der 
täglichen Arbeit für die Lösung der Hauptaufgabe immer 
enger zu gestalten und die vielfältigen Formen sozialisti-
scher Gemeinschaftsarbeit im Zusammenwirken mit der 
Kammer der Technik und deren Betriebssektionen tat-
kräftig zu fördern;

IV

Die Bewegung „Sozialistisch arbeiten, lernen und leben" 
im sozialistischen Wettbewerb hat sich in den letzten Jah-
ren erfolgreich entwickelt und hat wesentlich das Wachstum 
der führenden Rolle der Arbeiterklasse beeinflußt. Die so-
zialistische Entwicklung stellt an das durch die Gewerk-
schaften organisierte Wetteifern der Arbeitskollektive für 
sozialistisches Arbeiten, Lernen und Leben neue Anforde-
rungen. Jene Kollektive, die als gesellschaftliche Wert-
schätzung beispielhafter Leistungen mit dem Ehrentitel 
„Kollektiv der sozialistischen Arbeit“ ausgezeichnet wurden 
und werden, müssen höheren Ansprüchen gerecht werden.

In der Plandiskussion gilt es, die Sachkunde, die Erfah-
rungen und den Erfindungsreichtum der Arbeiter, Ange-
stellten und Angehörigen der Intelligenz für die Erarbei-
tung realer, den volkswirtschaftlichen Möglichkeiten sowie 
den Erfordernissen der ökonomischen Gesetze des Sozialis-
mus entsprechender Pläne zu nutzen. Mit den technischen 
und ökonomischen Zielen sind zugleich auch die Verbesse-
rungen der Arbeits- und Lebensbedingungen zu beraten. 
Besondere Aufmerksamkeit ist. auch während der Plan-
diskussion der Verwirklichung der Arboitervorschläge zu-
zuwenden. Alle Vorschläge sind gewissenhaft zu prüfen 
und klar zu beantworten; die nützlichen Ideen sind konse-
quent und ohne Verzögerung in die Tal umzusetzen.

3. Der Kongreß unterstreicht die reichen Möglichkeiten der 
Betriebsgewerkschaftsleitungen für die Entfaltung der 
sozialistischen Demokratie im Betrieb, für die Gewinnung 
alle Arbeiter, Angestellten und Angehörigen der Intelligenz 
zum schöpferischen Mitarbeiten, Mitplanen und Mitregie-
ren. Die Wettbewerbs- und Neuererbewegung, die Plan-
diskussion, die Tätigkeit der Ständigen Produktionsbera-
tungen, die gewerkschaftliche Mitgliederversammlung und 
die Vertrauensleutevollversammlung, die Arbeit der ge-
werkschaftlichen Kommissionen, der Betriebskollektivver-
trag und die umfangreichen Kontrollrechte der Gewerk-
schaften ermöglichen jedem Arbeiter, Angestellten und 
Angehörigen der Intelligenz, an der Leitung der Produk-
tion, der Wirtschaft und des Staates teilzunehmen.

werb seit dem VIII. Parteitag der SED einen großen Auf-
schwung genommen hat. Die Diskussion der Neuerer-
verordnung und die Tätigkeit der gewerkschaftlichen 
Neuereraktivs hat wirksam dazu beigetragen.

Alle Betriebsgewerkschaftsleitungen haben deshalb dafür 
zu sorgen, daß die Werkleiter die gesetzliche Pflicht ein-
hallen und in der Rechenschaftslegung regelmäßig vor den 
Arbeitern gleichzeitig über die Erfüllung der Verpflichtun-
gen im BKV und der Frauenförderungspläne berichten. So-
fort nach Abschluß des BKV ist eine strenge, systematische 
Kontrolle über die Realisierung aller Verpflichtungen zu 
verwirklichen.

— die sozialistische Rationalisierung als eine erstrangige 
Aufgabe von gesamtgesellschaftlicher Bedeutung noch stär-
ker in den Mitetlpunkt des sozialistischen Wettbewerbs zu 
rücken und darauf Einfluß zu nehmen, daß jede aufge- 
wandle Mark, jede neu eingesetzte Maschine, alle vorhan-
denen Produktionsfonds einen hohen Nutzen bringen und 
jede Rationalisierungsmaßnahme zur Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen führt;

— die enge Verbindung der sozialistischen Rationalisie-
rung mit der Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedin-
gungen;

Der Kongreß stimmt den vorgelegten Grundsätzen zur 
weiteren Entwicklung der Bewegung „Sozialistisch arbeiten, 
lernen und leben" im sozialistischen Wettbewerb zu.

4. Der Kongreß begrüßt die Umwandlung der ehemaligen 
Betriebe mit staatlicher Beteiligung sowie der privaten 
Industrie- und Baubetriebe in Volkseigentum. Er lenkt die 
Aufmerksamkeit der Betriebsgewerkschaftsleitungen in den 
neugebildeten volkseigenen Betrieben auf

Durch bessere Anleitung der Betriebs- und Abteilungs-
gewerkschaftsleitungen ist die Arbeit der Ständigen Pro-
duktionsberatungen wirksamer zu gestalten und der Be-
schluß der 15. Tagung des Bundesvorstandes des FDGB 
über ihre Aufgaben und Arbeitsweise voll zu realisieren. 
Vor allem gilt es, einen engen Kontakt zwischen den Mit-
gliedern der Ständigen Produktionsberatungen und den 
Gewerkschaftsgruppen zu sichern, damit in der Ständigen 
Produktionsberatung wirklich jene Fragen behandelt und 
einer Entsdieidung zugeführt werden, die für die Werk-
tätigen von brennendem Interesse sind.

— noch mehr junge Arbeiter und Arbeiterinnen für die 
Neuererbewegung zu gewinnen und die Gemeinschafts-
arbeit zwischen Arbeitern, Technikern und Ingenieuren 
zielstrebig zu entwiekeln;

— die umfassende Anwendung sowjetischer Neuerer-
methoden zu gewährleisten;

— die Entfaltung des sozialistischen Wettbewerbs, der 
Neuerer- und Ralionalisatorenbewegung mit dem Ziel, die 
im Plan vorgesehene Produktion zu sichern und zu über-
bieten;

— die Teilnahme der Werktätigen an der Leitung und 
Planung des Betriebes durch die Tätigkeit Ständiger Pro-
duktionsberatungen durch den Abschluß und die Arbeit
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III.

Ein hohes Kultur- und Bildungsniveau der Werktätigen ist 
für die weitere Gestaltung der entwickelten sozialistischen 
Gesellschaft eine wichtige Voraussetzung. Alle Gewerk-
schaftsleitungen und -vorstände haben daher den Fragen 
der politisch-weltanschaulichen, der fachlichen und ästheti-
schen Bildung, der sozialistischen Arbeitskultur, der künst-
lerischen Betätigung, der kulturvollen Gestaltung der Um-
welt, der Erholung und der Freizeit größere Aufmerksam-
keit zu widmen.

Das höhere geistig-kulturelle Lebensniveau ist als Ziel in 
der Hauptaufgabe enthalten und zugleich auch eine we-
sentliche Voraussetzung für deren Lösung.

Der Kongreß unterstreicht die Verantwortung der Gewerk-
schaften, als Schulen des Marxismus-Leninismus zu wirken 
und in diesem Sinne die gewerkschaftliche Massenschu-
lung weiter zu entwickeln.

Die Kreisvorstände der Industriegewerkschaften und Ge-
werkschaften haben die Betriebsgemeinschaftsleitungen bei 
der Lösung dieser Aufgaben wirksam zu unterstützen.

mit den Betriebskollektivverträgen sowie durch ein reges 
gewerkschaftliches Mitgliederleben;

Der Kongreß lenkt die Aufmerksamkeit aller Betriebs-
gewerkschaftsleitungen auf folgende Aufgaben:

3. Der Kongreß fordert alle Betriebsgewerkschaftsleitun-
gen auf, auch künftig der beruflichen Aus- und Weiter-
bildung der Arbeiter, Angestellten und Angehörigen der 
Intelligenz gebührende Aufmerksamkeit zu widmen. Das 
Interesse der Werktätigen, Meister ihres Faches zu sein, 
die neue Technik zu beherrschen und mit hoher Sachkennt-
nis an der Leitung und Planung teilzunehmen, ist ständig 
anzuregen und anzuerkennen. Eine besonders wichtige 
Aufgabe ist die Ausbildung von angelernten Arbeitern zu 
Facharbeitern. Vor allem Frauen ist beim Erwerb der Fach-
arbeiterqualifikation wirksam zu helfen. Alle bewährten 
Formen und Methoden sind anzuwenden, um den Frauen 
das Lernen zu erleichtern, wie die Einrichtung von Frau- 
en-Sonderklassen, der Abschluß von Qualifizierungsver-
trägen und die Berücksichtigung der Schichtarbeit bei der 
Ausbildung.

Diese Initiative ist durch die Gewerkschaftsleitungen als 
Bestandteil des sozialistischen Wettbewerbs und durch eine 
wirkliche Bereicherung des gewerkschaftlichen Lebens im 
Betrieb aufmerksam zu fördern und systematisch zu ent-
wickeln. Die von den Gewerkschaften geleiteten Kultur-
häuser, Klubs, Bibliotheken und Bildungsstätten werden 
aufgefordert, durch ihre Tätigkeit die Entwicklung der 
„Schulen der sozialistischen Arbeit" zu unterstützen. Auch 
die Zusammenarbeit der Gewerkschaften mit den Betriebs-
gruppen der URANIA und mit den Betriebssektionen der 
KDT ist dafür zu nutzen.

lung kulturell-ästhetischer Kenntnisse zu festigen. Die Kol-
lektive verbinden die Tätigkeit ihrer „Schule der soziali-
stischen Arbeit“ eng mit der Lösung der Aufgaben im so-
zialistischen Wettbewerb, mit dem persönlichen Leben und 
den Interessen der Mitglieder des Kollektivs.

— alle bewährten Methoden der Kulturarbeit, die Kultur- 
und Bildungspläne, die ökonomisch-kulturellen Leistungs-
vergleiche und die Betriebsfestspiele sind verstärkt für 
die Entfaltung eines regen und interessanten geistig-kul-
turellen Lebens in den Gewerkschaftsgruppen zu nutzen;

V

1. Die Gewerkschaften haben unter Führung der SED selbst 
einen aktiven Beitrag zu leisten, um die ganze Arbeiter-
klasse mit der Weltanschauung des Marxismus-Leninismus 
vertraut zu machen, ihr Kultur- und Bildungsniveau stän-
dig zu erhöhen. Dabei widmen sie der Entwicklung der 
Arbeitskollektive besondere Aufmerksamkeit, weil sich 
vor allem hier in der gemeinsamen Arbeit im sozialisti-
schen Wettbewerb, bei kulturellen Erlebnissen und be-
wußtem Lernen sozialistische Arbeitsmoral, Schöpfertum, 
sozialistische Einstellung zum Volkseigentum, Solidarität 
und kameradschaftliche Hilfe herausbilden und festigen.

— in der gewerkschaftlichen Kulturarbeit ist den Inter-
essen der Werktätigen an einer größeren Vielfalt des 
geistig-kulturellen Lebens, an inhaltsreicheren und unter-
haltsameren Kulturveranstaltungen sowie an Möglichkei-
ten zur eigenen kulturell-künstlerischen Betätigung noch 
stärker Rechnung zu tragen;

2. Der Kongreß begrüßt die beispielhaften Initiativen von 
Arbeitskollektiven, die, angeregt durch Erfahrungen der 
sowjetischen Gewerkschaften und ausgehend von ihren 
eigenen Aufgaben, „Schulen der sozialistischen Arbeit" 
ins Leben gerufen haben. Sie sollen alle Mitglieder des 
Kollektivs befähigen, sich noch gründlicher mit der Welt-
anschauung der Arbeiterklasse — dem Marxismus-Leninis-
mus — vertraut zu machen, ihre ökonomischen Kenntnisse 
in Verbindung mit der Vermittlung bester Produktions-
erfahrungen und Neuerermethoden zu vertiefen und ihre 
sozialistische Moral und Lebensweise durch die Vermitt-
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Die gute Tradition klassenbewußter Arbeiterinnen und 
Arbeiter, sich für die politische, berufliche und kulturelle 
Bildung und Erziehung der heranwachsenden Generation 
verantwortlich zu fühlen, ist zielstrebig fortzuführen. Die 
Erziehung und allseitige Entwicklung eines der Arbeiter-
klasse würdigen Nachwuchses ist vor allem Sache der 
Arbeiterklasse selbst. Es gilt, den Klassenstandpunkt der 
Jugend zu festigen, sozialistische Überzeugungen und Ver-
haltensweisen auszuprägen und ihre Liebe und Treue zur 
Arbeiterklasse, zur marxistisch-leninistischen Partei, den 
sozialistischen Patriotismus und Internationalismus weiter 
zu vertiefen. In diesem Sinne sind auch die Beziehungen 
zwischen Betrieben und Schulen, zwischen Arbeitskollek-
tiven, Lehrern und Erziehern, Schülern und Lehrlingen zu 
gestalten.

4. Zur immer besseren Befriedigung der wachsenden kul-
turellen Bedürfnisse der Arbeiterklasse leisten die Ge-
werkschaften unter Führung der SED eine vielseitige und 
interessante Kulturarbeit. Die erreichten guten Ergebnisse 
bei der Entwicklung des geistig-kulturellen Lebens in den 
Gewerkschaftsgruppen und Betrieben sind weiter auszu-
bauen.

Die Betriebsferienlager und andere Formen der Ferien-
gestaltung der Schüler und Lehrlinge sind auch weiterhin 
als Ausdruck der Fürsorge der Arbeiterklasse für die 
Jugend zu fördern.

5. Der Kongreß hebt die große Bedeutung der weiteren 
Festigung des Bündnisses der Arbeiterklasse mit den 
Genossenschaftsbauern hervor. Die Gewerkschaftsorgani-
sationen helfen, die Beschlüsse des XI. Bauernkongresses 
der DDR zu erfüllen. Die Land- und Nahrungsgüterwirt-
schaft hat durch die Versorgung der Bevölkerung mit Nah-
rungsmitteln und der Industrie mit Rohstoffen einen be-
deutsamen Beitrag zur Lösung der Hauptaufgabe zu 
leisten. Die Entwicklung der sozialistischen Landwirtschaft 
zu einem modernen Wirtschaftszweig mit industriemäßigen 
Produktionsmethoden geht daher alle an.

— die Entwicklung der sozialistischen Einstellung zur 
Arbeit und zum Volkseigentum, die Erhöhung des Kultur- 
und Bildungsniveaus der Werktätigen.

Die Gewerkschaftsorganisationen jener Betriebe, deren 
Produktion für die Landwirtschaft bestimmt ist, haben den 
sozialistischen Wettbewerb noch konsequenter auf die 
qualitäts- und termingerechte Lieferung moderner Maschi-
nen und Geräte, Ersatzteile, Düngemittel und Baustoffe zu 
richten. Die Initiative der Werktätigen von VEGs, die 
gemeinsam mit den Genossenschaftsbauern auf dem Wege 
der Kooperation zu industriemäßigen Produktionsmethoden 
übergehen, ist sorgfältig zu fördern, und die besten Er-
fahrungen sind systematisch zu verallgemeinern.



IV.

— die gewerkschaftlich geleiteten Klub- und Kulturhäuser 
sind zu Zentren des geistig-kulturellen Lebens in den Be-
trieben und Wohngebieten, zu echten Statten der An-
eignung kultureller Schätze, der Bildung, Geselligkeit und 
Unterhaltung zu entwickeln. Klubleiter und Bibliothekare 
sind anzuregen, ihre Arbeitsergebnisse und Pläne vor al-
lem mit Kulturobleuten zu beraten, den Erfahrungsaus-
tausch zu pflegen;

— die Betriebsfestspiele sind noch stärker zu einer Lei-
stungsschau der kulturschöpferischen Kräfte der Arbeiter-
klasse zu gestalten. Sie wecken das Interesse am künst-
lerischen Volksschaffen und fördern die Zusammenarbeit 
zwischen den Betriebsbelegschaften und der Bevölkerung 
in den Wohngebieten.

Die Arbeiterfestspiele der DDR werden künftig alle zwei 
Jahre — 1974 im Bezirk Erfurt, 1976 in Berlin, 1978 im 
Bezirk Suhl — durchgeführt;

— das Bündnis der Arbeiterklasse mit der künstlerischen 
Intelligenz ist weiter zu vertiefen. Den Kunstschaffenden 
sind interessante, anregende Ideen und Informationen zu 
vermitteln, und die Beziehungen zwischen Arbeitskollek-
tiven und Künstlern sind sorgfältig zu fördern. Kunst und 
Literatur sind noch wirksamer zu nutzen, um das sozia-
listische Bewußtsein weiter auszuprägen.

5. Besondere Aufmerksamkeit richten die Gewerkschaften 
auch künftig auf die sportliche Betätigung der Gewerk-
schaftsmitglieder, weil dadurch ihre Lebensfreude und Ge-
sundheit gefördert, ihre Freizeit inhaltsreicher wird. Das 
regelmäßige Üben und Trainieren sowie die Teilnahme an 
sportlichen Wettkämpfen ist die wirkungsvollste Form 
sportlicher Betätigung. Das gemeinsame Sportprogramm 
des FDGB und des DTSB ist deshalb auch weiterhin für 
alle Betriebsgewerkschaftsleitungen Anleitung zum Han-
deln.

Unter Führung der SED wirkt der FDGB als Schule der 
Leitung, der Wirtschaftsführung und des Sozialismus und 
trägt dazu bei, die führende Rolle der Arbeiterklasse wei-
ter zu stärken.

.Die Arbeit" ist durch Vorllofung ihres gewerkschaftlichen 
Inhalts und eine interessante Gestaltung zum unentbehr-
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spräch mit den Mitgliedern zu führen. Das marxistisch- 
leninistische Wissen der Funktionäre sowie ihre Kennt-
nisse' über die Aufgaben und Rechte der Gewerkschaften 
sind zu erweitern. Von den erreichten Fortschritten wäh-
rend der Gewerkschaftswahlen ausgehend, ist das gewerk-
schaftliche Mitgliederleben inhaltsreicher und vielseitiger 
zu entwickeln. Die gewerkschaftlichen Mitgliederversamm-
lungen sind die Basis, der entscheidende Faktor unseres 
ganzen gewerkschaftlichen Lebens. Hier erfolgt die demo-
kratische Aussprache der Mitglieder, werden Erfahrungen 
ausgetauscht, Einsichten in gesellschaftliche Zusammen-
hänge, in die Beschlüsse des FDGB und die eigenen Auf-
gaben des Betriebes vermittelt. Es ist deshalb unerläßlich, 
gute Erfahrungen bei der Vorbereitung, Durchführung und 
Auswertung der Mitgliederversammlungen zu verallge-
meinern.

Der Kongreß begrüßt die bedeutenden Initiativen in den 
Grundorganisationen, die von den Frauen und Mädchen 
sowie den jungen Gewerkschaftsmitgliedern ausgehen. Er 
verpflichtet alle Betriebsgewerkschaftsleitungen, die ver-
antwortungsvolle Tätigkeit der Frauenausschüsse und der 
Jugendausschüsse wirksam zu fördern, ihre Vorschläge 
und Hinweise sorgsam zu beachten und gemeinsam mit 
den Leitern der Betriebe für ihre Verwirklichung zu sorgen.

Die weitere Erhöhung der Kampfkraft der Grundorganisa-
tionen wird maßgeblich von der Tätigkeit der Kreisvor-
stände der Industriegewerkschaften und Gewerkschaften 
beeinflußt. Sie tragen die volle Verantwortung für die 
Anleitung der Grundorganisationen, für deren selbstän-
dige und schöpferische Arbeit. Der Kong? ß fordert die 
Bezirks- und Kreisvorstände des FDGB au . die Kreisvor-
stände der Industriegewerkschaften und Gewerkschaften 
wirksam zu unterstützen, damit diese ihrer großen Ver-
antwortung für die Anleitung und Kontrolle der Grund-
organisationen voll gerecht werden.

Auf der Grundlage des demokratischen Zentralismus wurde 
in der Gewerkschaftsarbeit die Einheitlidikeit des Han-
delns aller Mitglieder gewährleistet, und die Kollektivität 
der gewerkschaftlichen Vorstände und Leitungen weiter 
erhöht. Die Kampfkraft der Gewerkschaften als Organisa-
tionen der Arbeiterklasse ist gewachsen. Die in den 
Grundorganisationen bei der Verwirklichung der Be-
schlüsse des VIII. Parteitages erreichte Aktivität, die von 
Sachlichkeit, Offenheit und Optimismus getragene Atmo-
sphäre ist vor allem durch die zielstrebige Entwicklung 
der innergewerkschaftlichen Demokratie weiter zu fördern.

Die Verlrauensleutevollversammlungen sind überall zu 
Organen der demokratischen Beratung und Beschlußfas-
sung des gewerkschaftlichen Standpunktes zu wichtigen 
Fragen des Betriebes und der ganzen Gesellschaft sowie 
zu echten Foren des Erfahrungsaustausches der Vertrau-
ensleute zu entwickeln.

4. In der politisch-ideologischen Arbeit des FDGB kommt 
seinen Publikationsorganen wachsende Bedeutung zu. Die 
.Tribüne" muß sich in noch stärkerem Maße unmittelbar 
an die Mitglieder wenden und dafür sorgen, daß in der 
Gewerkschaftszeitung Mitglieder und Funktionäre selbst 
zu Wort kommen, ihre besten Erfahrungen austauschen 
und Vorschläge zur weiteren Entwicklung der Gewerk-
schaftsarbeit unterbreiten. Für den Vertrauensmann ist in 
der „Tribüne" regelmäßig eine Beilage zu gestalten. In 
der Gewerkscimftspres.se muß die informative und an- 
schauliche Darlegung der Tätigkeit der Gewerkschaften 
in den sozialistischen Ländern verstärkt werden.

3. Der Kongreß hebt hervor, daß das Niveau der Gewerk-
schaftsarbeit wesentlich von der Auswahl, der Qualifizie-
rung und dem Einsatz der Kader bestimmt wird. Dabei 
kommt der Schulung der Betriebs- und besonders der 
Gruppenfunktionäre eine besondere Bedeutung zu. Die 
Aus- und Weiterbildung der Kader ist auf der Grundlage 
des Marxismus-Leninismus und in enger Verbindung mit 
dem Arbeiterleben von allen Vorständen und Leitungen 
durchzuführen. Systematisch sind junge, der Arbeiterklasse 
treu ergebene Kader an der Seite erfahrener Funktionäre 
heranzubilden. Der Kongreß unterstreicht in diesem Zu-
sammenhang die große Verantwortung aller Gewerk-
schaftsschulen und Bildungsstätten. Die marxistisch-leni-
nistische Ausbildung ist zu verstärken und eng verbunden 
mit der täglichen Gewerkschaftsarbeit zu gestalten, damit 
die Gewerkschaftsfunktionäre in die Lage versetzt wer-
den, mit dem erworbenen Wissen noch besser, umfassen-
der und hartnäckiger die Interessen der Mitglieder ver-
treten zu können.

1. Der Kongreß stellt fest, daß für die erfolgreiche Ent-
wicklung der Gewerkschaften in der DDR die zunehmende 
Rolle der Arbeiterklasse in der sozialistischen Gesellschaft 
ausschlaggebend ist.

Eine besonders große Verantwortung erwächst den Ge-
werkschaften im Zusammenhang mit den X. Weltfestspie-
len der Jugend und Studenten, die 1973 in Berlin stattfin-
den. In enger und freundschaftlicher Zusammenarbeit mit 
der FDJ ist zu sichern, daß die Jugend der DDR im gei-
stig-kulturellen und sportlichen Leben neue Erfolge erringt 
und der Jugend der Welt ein überzeugendes Bild vom 
sinnvollen, interessanten Leben im Sozialismus demon-
striert.

2. Der Kongreß lenkt die Aufmerksamkeit aller Vorstände 
auf die Entwicklung der gewerkschaftlichen Grundorgani-
sationen. Ihre Funktionäre, besonders die Vertrauensleute 
und alle Gruppenfunktionäre, sind zu befähigen, täglich 
Überzeugungsarbeit zu leisten und das persönliche Ge-
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Dank der ständig erstarkenden sozialistischen Staaten-
gemeinschaft, mit der Sowjetunion als Hauptkraft des Frie-
dens, setzt sich trotz hartnäckigen Widerstandes der reak-
tionären imperialistischen Kräfte die Tendenz der Ent-
spannung in Europa fort. Bedeutsam ist in dieser Bezie-
hung der Ratifizierung der Verträge der UdSSR und der 
Volksrepublik Polen mit der BRD. Diese Verträge ver-
ankern völkerrechtlich die Ergebnisse des zweiten Welt-
krieges und der Nachkriegsentwicklung. Sie sind eine ver-
bindliche völkerrechtliche Anerkennung der Grenzen in 
Europa einschließlich der Grenze zwischen der DDR und 
der BRD.

Getreu den Prinzipien des proletarischen Internationalis-
mus setzt sich der FDGB für die Festigung der Reihen des 
Weltgewerkschaftsbundes ein, arbeitet aktiv an der Ver-
wirklichung seines konstruktiven Programms der Aktions-
einheit mit. Er erweist allen gegen kapitalistische Ausbeu-
tung und imperialistische Herrschaft kämpfenden Arbei-
tern sowie den um ihre Freiheit kämpfenden Völkern brü-
derliche Solidarität.

Die Gewerkschaften der Deutschen Demokratischen Repu-
blik arbeiten als treue Kampfgefährten der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands aktiv an der Verwirklichung 
der Beschlüsse des VIII. Parteitages. Sie sehen ihre wich-
tigsten Ziele auch künftig darin, alle Arbeiter, Angestell-
ten und Angehörigen der Intelligenz für die Erfüllung der 
Hauptaufgabe zu gewinnen. Dadurch leisten sie ihren Bei-
trag für das Wohl des Volkes, für die Interessen der Ar-
beiterklasse und aller Werktätigen, für die weitere Stär-
kung der DDR — ihres sozialistischen Vaterlandes.

Brüderliche Unterstützung gebührt den Arbeitern und 
ihren Gewerkschaften in Lateinamerika, Asien und Afrika 
im Kampf für nationale Unabhängigkeit und soziale Be-
freiung. Der FDGB verurteilt die Politik des Kolonialismus 
und weiß sich eng mit den heldenhaften Kämpfern von 
Angola, Mocambique und Guinea-Bissau verbunden. Wo 
auch immer auf unserem Erdball die Fahne des Kampfes 
für Freiheit und Unabhängigkeit erhoben wird, ergreift 
der FDGB stets Partei für die mutigen Kämpfer gegen das 
imperialistische Joch.
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Der FDGB setzt sich gemeinsam mit seinen Bruderorgani-
sationen für die Durchführung einer europäischen Staa-
tenkonferenz über Fragen der Sicherheit und Zusammen-
arbeit ein. Er unterstützt den Vorschlag, eine europäische 
Gewerkschaftskonferenz einzuberufen, an der alle Ge-
werkschaftszentralen des europäischen Kontinents, dar-
unter auch der FDGB, gleichberechtigt teilnehmen.

2. Im Mittelpunkt der internationalen Arbeit des FDGB 
steht die weitere Entwicklung, Festigung und Vervoll-
kommnung der Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften 
der sozialistischen Bruderländer. Besonders die großen Er-
fahrungen der sowjetischen Gewerkschaften sind noch 
wirksamer für die Lösung der Aufgaben des FDGB bei der 
weiteren Gestaltung der entwickelten sozialistischen Ge-
sellschaft in der DDR zu nutzen. Deshalb fordert der Kon-
greß alle Betriebsgewerkschaftsleitungen auf, die Erfah-
rungen der sowjetischen Gewerkschaften noch gründlicher 
zu Studieren. Anläßlich des 50. Jahrestages der Gründung 
der UdSSR sind die Gewerkschaftsmitglieder noch an- 
schau lieber mit den großen Leistungen der Sowjetunion 
beim kommunistischen Aufbau und bei der Sicherung des 
Friedens vertraut zu machen. Die freundschaftlichen Ver-
bindungen zwischen Betriebsbelegschaften der DDR und 
der Sowjetunion, ihre Zusammenarbeit und der Erfahrungs-
austausch sind wirksam zu fördern.

4. Der Kongreß stellt fest, daß in unserer heutigen Situa-
tion, in der sich die Idee der friedlichen Koexistenz von 
Staaten mit unterschiedlicher sozialer Ordnung mehr und 
mehr Bahn bricht, die ideologische Auseinandersetzung 
zwischen Sozialismus und Imperialismus mit zunehmen-
der Schärfe geführt wird. Daraus ergibt sich die Aufgabe, 
die ideologische Arbeit besonders in den Grundorganisa-
tionen weiter zu verstärken. Die Erziehung der Mitglieder 
im Geiste des proletarischen Internationalismus ist un-
trennbar mit der Herausbildung des sozialistischen Patrio-
tismus und der Bereitschaft zur Verteidigung unserer so-
zialistischen Heimat zu verbinden. Die offensive ideologi-
sche Arbeit der Gewerkschaften schließt den entschiede-
nen Kampf gegen die bürgerliche Ideologie, vor allem ge-
gen den Antikommunismus ein.

1. Der Kongreß hebt hervor, daß sich die DDR als fester 
Bestandteil der sozialistischen Staatengemeinschaft erfolg-
reich entwickelt. Die Gewerkschaften betrachten deshalb 
die Stärkung ihres Arbeiter-und-Bauern-Staates als eine 
internationalistische Pflicht. Das ist ihr entscheidender Bei-
trag, um das internationale Kräfteverhältnis weiter zu-
gunsten des Sozialismus zu verändern und das Friedens-
programm des XXIV. Parteitages der KPdSU sowie die 
Friedenskonzeption des VIII. Parteitages der SED aktiv zu 
unterstützen.

Unsere brüderliche Solidarität gehört den Arbeitern und 
Gewerkschaften der arabischen Völker. Der Kongreß for-
dert die Räumung aller von israelischen Truppen okku-
pierten Gebiete.

5. Der Kongreß versichert die Völker Indochinas der brü-
derlichen Solidarität. Der FDGB ist eng mit den helden-
haft kämpfenden Völkern Vietnams verbunden und ver-
stärkt seine moralische und materielle Unterstützung. Der 
Kongreß fordert von den USA, Schluß zu machen mit Mord 
und Blutvergießen, die Aggression unverzüglich zu be-
enden, ihre Truppen, Flugzeuge und Schiffe abzuziehen 
und auf der Basis der Vorschläge der Demokratischen 
Republik Vietnam und der Provisorischen Revolutionären 
Regierung Südvietnams zu verhandeln.

3. Der FDGB-Kongreß unterstützt die von der Sowjet-
union und der sozialistischen Staatengemeinschaft aus-
gehende Politik der friedlichen Koexistenz, die den Inter-
essen aller Völker nadi Frieden und Sicherheit entspricht.

liehen Handwerkszeug der Gewerkschaftsfunktionäre zu 
entwickeln. Sic muß stärker neue Fragen der Gewerk-
schaftsarbeit aufgreifen und den Meinungsstreit organi-
sieren.



DDR-Ministerrat wertet den 8. FDGB-Kongreß

Aufgaben der Staats- und Wirtschaftsorgane zur Verwirklichung der Vorschläge des Kongresses
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Grundsätzlich anders als die Bundesregierung, die sich 
nicht im mindesten dem 9. DGB-Kongreß verpflichtet fühlt, 
hat der Ministerrat der DDR sich mit den Beschlüssen des

8. FDGB-Kongresses beschäftigt und Maßnahmen zur Ver-
wirklichung der Vorschläge und Forderungen des Kon-
gresses beschlossen. In einer Erklärung heißt es u. a. dazu:

Weiter legte der Ministerrat fest, daß im Zusammenwir-
ken mit dem FDGB-Bundesvorstand damit begonnen wird, 
ein volkswirtschaftliches Tarifprojekt auszuarbeiten. Ent-
scheidender Ausgangspunkt dafür ist, wie auf dem FDGB- 
Kongreß begründet wurde, daß der Arbeitslohn die Haupt-
quelle für das Realeinkommen und die wichtigste Form 
der persönlichen materiellen Interessiertheit bildet.

Der Ministerrat unterstützt die vom 8. FDGB-Kongreß be-
schlossenen Grundsätze zur weiteren Entwicklung der Be-
wegung „Sozialistisch arbeiten, lernen und leben". Er 
traf Maßnahmen, die zu ihrer Verwirklichung beitragen 
sollen. Gemeinsam mit dem Bundesvorstand des FDGB 
wird eine neue staatliche Ordnung für die Verleihung des 
Titels „Kollektiv der sozialistischen Arbeit" vorbereitet.

Die Verwirklichung des neuen Tarifprojekles kann nur 
Schritt für Schritt, in Übereinstimmung mit unseren volks-
wirtschaftlichen Möglichkeiten erfolgen und nimmt einen 
längeren Zeitraum in Anspruch.

Das erfolgreiche Wirken der Gewerkschaften als Schulen 
des Sozialismus, des Wirtschaftens und Verwaltens stellt 
hohe Anforderungen an alle Staats- und Wirtschaftsorgane. 
Auf dem 8. Kongreß des FDGB wurden die Fortschritte in 
der Zusammenarbeit zwischen den staatlichen Leitern und 
den gewerkschaftlichen Leitungen und Kollektiven auf 
allen Ebenen sichtbar. Dort, wo zielstrebiges gemeinsames 
Handeln an der Tagesordnung ist, wird die Initiative der 
Betriebskollektive gefördert, werden Schwierigkeiten ge-
meistert und vielfältige Wege zur weiteren Verbesserung 
der. Arbeits- und Lebensbedingungen gefunden.

Der Ministerrat verpflichtete die Leiter der Staats- und 
Wirtschaftsorgane, zusammen mit den Gewerkschaftslei-
tungen alle Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß die 
Anstrengungen der Arbeiter und aller Werktätigen im 
Wettbewerb zur Erfüllung und zielgerichteten Überbietung 
des Planes 1972 voll wirksam werden. Dabei geht es be-
sonders darum, bei solchen volkswirtschaftlich wichtigen 
Positionen wie Zulieferungen und Exportgütern sowie bei 
der bedarfsgerechten Produktion von Konsumgütem in 
hoher Qualität und bei Dienstleistungen für die Bevölke-
rung die Planziele zu übertreffen.

Wichtige Lehren vermittelte der Kongreß für die sozialisti-
sche Rationalisierung in den Betrieben und Einrichtungen. 
Die Staats- und Wirtschaftsorgane tragen eine hohe Ver-
antwortung dafür, daß mit jedem Rationalisierungsvorha-
ben zugleich eine Verbesserung der Arbeits- und Lebens-
bedingungen, der Arbeitskultur und des Gesundheits- und 
Arbeitsschutzes der Werktätigen verbunden ist und kein 
einseitiges ökonomisch-technisches Herangehen zugelassen 
wird.

Die Leiter sind verpflichtet, regelmäßig über den Stand der 
Erfüllung des Planes wie auch des Betriebskollektivver-
trages zu informieren und die daraus abgeleiteten Ent-
scheidungen zu erläutern. Das Prinzip der monatlichen 
Rechenschaftslegung der Leiter vor den Kollektiven der 
Werktätigen ist strikt einzuhalten.

Alle Unterstützung gebührt den Neuerern, die in der 
sozialistischen Rationalisierung ein weites Betätigungsfeld 
finden, sowie der sozialistischen Gemeinschaftsarbeit zwi-
schen Arbeitern, Wissenschaftlern und Ingenieuren. Den 
reichen Wissensschatz sowjetischer Neuerer verstärkt 
nutzbar zu machen und den Erfahrungsaustausch mit Part-
nerbetrieben in der UdSSR zu vertiefen, ist dabei eine 
vorrangige Aufgabe aller Leiter.Die staatlichen Leiter haben in der gegenwärtig stattfin-

denden Diskussion über den Plan 1973 gründlich mit den 
Betriebskollektiven, in den Brigaden und Meisterbereichen 
über die Vorhaben des kommenden Jahres, insbesondere 
über die Wege zur Steigerung der Arbeitsproduktivität, 
zu beraten. Ziel dieser demokratischen Aussprache ist es, 
daß mit den Planvorschlägen der Betriebe die staatlichen 
Planvorgaben eingehalten und Überboten werden. Das ist 
deshalb von großem Wert, um mit dem Übergang zum 
Jahre 1973 ein beschleunigtes Wirtschaftswadistum zu ge-
währleisten und das vom VIII. Parteitag der SED vorge-
zeichnete Entwicklungstempo voll zu erreichen.

Die Direktoren der Betriebe sind beauftragt, die Plan-
diskussion gleichzeitig für eine gute Vorbereitung der 
Betriebskollektivverträge 1973 zu nutzen. Gemeinsam mit 
den Betriebsgewerkschaftsleitungen haben sie dafür zu 
sorgen, daß die wertvollen Initiativen, Ideen und Vor-
schläge der Arbeiter Eingang in die Betriebskollektivver-
träge finden, damit diese zu einem noch wirkungsvolleren 
Instrument für die Steigerung der Produktion, die Verbes-
serung der Arbeits- und Lebensbedingungen und die Ent-
faltung der sozialistischen Demokratie werden.



Zur konzertierten Aktion
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Personalien

Olaf Radke, geschäftsführendes Vor-
standsmitglied der IG Metall, starb 
am 27. Juli im Alter von 49 Jahren 
an einer Gehirnblutung.

Mit Olaf Radke verliert die IG Metall 
einen ihrer hervorragendsten Funktio-
näre, dessen Wirken über die Tätig-
keit in seiner eigenen Gewerkschaft 
weit hinausging. Als Hauptvorstands- 
mitglied der IG Metall war er verant-
wortlich für die Sozial- und Gesund-
heitspolitik sowie für das Arbeits-
recht. Olaf Radke gehörte dem Bun-
desausschuß des DGB sowie dem 
sozialpolitischen Ausschuß des DGB- 
Bundesvorstandes an, auf dessen Vor-
schlag er auch zum Bundesarbeitsrich-
ter berufen wurde. Seit 1950 war er 
Abgeordneter des Hessischen Land-
tages.

Der Beschluß des DGB-Kongresses zur weiteren Mitarbeit in der Konzertierten 
Aktion hat nicht zuletzt auch erhebliche juristische Folgen für die Stellung der 
Gewerkschaften. Zwar bejaht der Beschluß die Mitarbeit, lehnt aber eine Bindung 
der Lohnpolitik an staatliche Orientierungsdaten ab. Genau dies aber ist durch 
die Mitarbeit der Gewerkschaften — auch formaljuristisch — bereits geschehen.

Auch die juristische Seite der Mit-
gliedschaft in der Konzertierten Ak-
tion beweist, daß es für die Gewerk-
schaften nur eine Alternative zum 
Abbau der Tarifautonomie gibt: So-
fortiger bedingungsloser und geschlos-
sener Austritt aus der Konzertierten 
Aktion! R- G.
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schließlich die Versuche erschweren, 
Prinzipien des öffentlichen Dienst-
rechts (wie Treue-, Gehorsams- und 
Schweigepflichten) auf das allgemeine 
Arbeitsrecht zu übertragen. (So hat 
der Polizeirechtler Wacke bereits vor-
geschlagen, das Streikverbot für Be-
amte auf die Angestellten und Arbei-
ter im öffentlichen Dienst auszudeh-
nen.)

! I

In diesem Zusammenhang sei auch 
erwähnt, daß die von Biedenkopf 
jüngst vertretenen Vorstellungen zur 
Tarifautonomie bereits in dem von 
ihm vor acht (!) Jahren erschienenen 
Buch „Grenzen der Tarifautonomie" 
vertreten werden. Sie sind also weder 
neu, noch originell, noch die fixe Idee 
eines einzigen Professors, wie man-
cher glauben machen will. Sie sind 
vielmehr ein juristischer Ausdruck 
der vom Monopolkapital auf allen 
Ebenen verfolgten Strategie des Ab-
baus demokratischer Rechte. So hat ein 
verfassungsrechtlicher Vertreter des 
Monopolkapitals, der Alt-Nazi Forst- 
hoff in seinem Buch „Staat der Indu- 
striegcsellschaft" bereits den Versuch 
unternommen, die Konzertierte Aktion 
als einen Planungsvertrag zu charak-
terisieren, der nicht nur die Gewerk-
schaften, sondern auch das bürgerliche 
Parlament binden soll! Derartige Auf-
fassungen sind mehr als irgendwelche 
unverbindlichen Diskussionsbeiträge. 
Das Monopolkapital diskutiert nicht, 
sondern bereitet auf diese Weise die 
Rechtsprechung der Gerichte vor. Die 
Aufgabe der Gewerkschaften kann es 
daher nicht sein, darauf mit juristi-
schen Gutachten zu reagieren.

Dies aber wäre eine schwere Nieder-
lage für die Gewerkschaftsbewegung 
der BRD, weil die Unternehmer da-
durch in ihrem Bestreben bestärkt 
würden, die Arbeiterrechte in anderen 
Betrieben weiter einzuschränken. Dar-
um muß jede günstige Position der 
Gewerkschaften in den Ländern für 
den Kampf um ein fortschrittliches 
LandesPVG ausgenutzt werden. Ge-
koppelt mit einer Kampagne für ein 
fortschrittliches und einheitliches 
Dienstrecht muß der DGB noch vor 
den Bundestagswahlen Aktionen für 
ein fortschrittliches BPersVG einlei-
ten. Rolf Geffken
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Hans Jendretzky, Vorsitzender der 
FDGB-Fraktion der Volkskammer in 
der Deutschen Demokratischen Repu-
blik konnte seinen 75. Geburtstag 
feiern. Hans Jendretzky, der schon 
vor 1933 in leitenden Funktionen der 
Gewerkschaftsbewegung tätig war, ist 
in der Bundesrepublik besonders in 
seiner Tätigkeit als Vertreter des 
FDGB bei den Interzonenkonferenzen 
bekannt geworden.

Der ideologische Vorwand, eine Aus-
weitung der Mitbestimmungsredite 
würde gegen Verfassungsgrundsätze 
verstoßen, kann nur zerrissen werden, 
wenn das Verhältnis von Personal-
räten und Parlamenten ausgehend 
vom Klasseninteresse der Arbeiter 
und Angestellten dargestellt wird. 
Dies hat die Bundesjugendkonferenz 
der ÖTV mit ihrer klaren Aussage 
getan, daß es ein einheitliches All- 
gemeininleresse in einer kapitalisti-
schen Gesellschaft nicht geben kann 
und die politischen Entscheidungen 
letztlich nicht von „Volksvertretern", 
sondern von „wirtschaftlichen Inter-
essengruppen" gefällt werden. So ge-
sehen entspricht die Ausweitung der 
Milbestimmungsrechte des Personal-
rats geradezu dem in den bürgerli-
chen Parlamenten ohnehin nur unzu-
reichend repräsentierten Volkswillen.

Es besteht überhaupt kein Zweifel, 
daß das Bundesarbeitsgericht, sobald 
ihm ein derartiger Sachverhalt zur 
Entscheidung vorliegt, sich der „herr-
schenden" Meinung anschließen wird.

So wird die bereits 1970 „herrschende 
Meinung" der bürgerlichen Arbeits-
rechtswissenschaft in dem Lehrbuch 
Hueck-Nipperdeys auf folgenden Nen-
ner gebradit: „Auf Grund ihrer Ver-
pflichtung zur Wahrung des Gemein-
wohls bei allen ihren Aktionen sind 
die Sozialpartner gehalten, sich an 
diesen Daten (den Orientierungsdalen 
nach § 3 Stabilitätsgesetz; R.G.) bei 
ihrer Tarifpolilik zu orientieren. Ein 
Arbeitskampf, der durch gröbliche 
Mißachtung dieser Daten der Konzer-
tierte Aktion und damit das Gemein-
wohl gefährdet, ist sozialinadequat und 
rechtswidrig." Das heißt nichts ande-
res, als daß ein Streik — sei er noch so 
legal organisiert und durchgeführt — 
um „überhöhte" Lohnforderungen 
rechtswidrig ist.

Die Vorschläge des DGB erscheinen 
dabei als inkonsequent, solange sie 
nicht — ähnlich wie in der Frage des 
einheitlichen Dienstrechts offensiv und 
politisch für eine Ausweitung der 
Rechte der Personalräte eintreten. Da-
bei müssen die überflüssigen einseiti-
gen Konzessionen (vorläufige Rege-
lungen nach § 61; unkontrollierbare 
Entscheidungsstruktur der Einigungs-
stelle; Beibehaltung von Friedens- und 
Verschwiegenheitspflicht) beseitigt 
weiden, weil nur dann eine echte Al-
ternative zu den äußerst reaktionären 
Vorschlägen der Bundesregierung be-
steht. Falsch ist auch die Grundkon-
zeption der DGB-Vorschläge, die mehr 
als technische Hinweise an den Ge-
setzgeber und nicht als Kampfpro-
gramm auch über den Tag der Verab-
schiedung des Gesetzes hinaus abge-
faßt sind. In vielen Fällen beschränken 
sich die Vorschläge des DGB zudem 
auf die Regelungen im BetrVG. 
Gerade dies muß als Rückzug des DGB 
verstanden werden und kann mit dazu 
beitragen, daß die Regelungen des 
neuen PersVG hinter das BetrVG zu-
rückfallen. Erich Frisier, Vorsitzender der Ge-

werkschaft Erziehung und Wissen-
schaft (GEW), wurde auf dem 10. 
Ordentlichen Kongreß des Internatio-
nalen Gewerkschaftsbundes der Lehrer 
zum neuen Vorsitzenden gewählt.

Die Beschwichtigung mancher Gewerk-
schaftsführer, man werde dann aus 
dem „Konzert" austreten, wenn sich 
erweise, daß die Tarifautonomie einge-
schränkt werde, entlarvt sich vor die-
sem Hintergrund als Augenwischerei: 
Die Tarifautonomie ist bereits — auch 
und gerade juristisch — einge-
schränkt. Es mag sein, daß es juristi-
sche Einwände gegen die Position der 
bürgerlichen Juristen in dieser Frage 
gibt. Aber es sollte unter Gewerk-
schaftern kein Geheimnis sein, daß 
Rechtsfragen Machtfragen sind, kon-
kret: Daß der Verbleib in der Kon-
zertierten Aktion ein Entgegenkom-
men der Gewerkschaften ist, das vom 
Monopolkapital einfach mit einer „Do-
mestizierung" der Arbeiterorganisatio-
nen beantwortet werden m u ß.



Wahlgeschenk für Rentner

Krankenversicherung teurer

Bö.
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Ein einheitlicher Zuschlag von 20 DM 
ist die Praktizierung des „Gießkan-
nenprinzips", das in Bonn sonst so 
verpönt ist. Eine stärkere Anhebung 
der kleinen Renten wäre sozialer ge-
wesen. Andererseits ist die Erhöhung 
um einen einheitlichen D-Mark-Betrag 
sozialer als die seit 1959 praktizierte 
nur prozentuale Anpassung der Ren-
ten, weil bei letzterem die Bezieher 
kleiner Renten immer am schlechte-
sten wegkommen. Zunächst war aus 
den Bonner Koalitionsfraktionen ein 
Zuschlag von 50 DM in Aussicht ge-
stellt worden. Doch wurde dann wohl 
auf die Bremse getreten. 20 DM, das 
ist für viele Rentner kaum mehr, als 
sie seil diesem Sommer allein auf 
Grund der von der Bundesregierung 
verordneten Steigerung der Pauschale 
für Instandsetzungs- und Verwaltungs-
kosten für ihre „Sozialwohnung" mehr 
Miete zahlen müssen. Die ebenfalls 
amtlich verordnete Heraufsetzung der 
Telefon-Grundgebühr wird damit schon 
nicht mehr ausgeglichen!

Mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung der 
Rentenversicherung sind die Forderungen des DGB nicht 
erfüllt — Zuschuß von 20 DM als Wahlgeschenk?

„Baby"-Jahres für jedes lebend ge-
borene Kind bei den Frauenrenten, 
„Renlen-Splitting" bei Scheidung einer 
Ehe, Öffnung der Rentenversicherung 
für Hausfrauen und Selbständige.

Damit wird erstmals seit der Renten-
reform des Jahres 1957 das Renten-

Gesundheitswesen ist dem kapitalistischen 
Profitsystem unterworfen

recht in Teilgebieten weiter ausge-
baut. Insoweit hat die CDU/CSU nicht 
den geringsten Anlaß, sich jetzt de-
magogisch als „Anwalt der Rentner“ 
aufzuspielen. In den mehr als zwölf 
Jahren, die sie nach der Rentenreform 
in Bonn noch regierte, hat sie nichts 
getan, um die Unzulänglichkeiten des 
von ihr geschaffenen Rentenrechles in 
auch nur einem wesentlichen Punkt zu 
korrigieren!

Ansteigen
nur zum

Zu den Gesetzen, die der Bundestag nach der Sommerpause noch vor seiner 
Auflösung verabschieden soll, gehört das Gesetz zur Weiterentwicklung der 
gesetzlichen Rentenversicherung (s. „Unzulängliche Reformpläne", NA Nr. 2/ 
1972). Der Regierungsentwurf soll um eine Verbesserung ergänzt werden, nach 
der alle Versicherten- und Witwenrenten ab 1. Juli dieses Jahres um einen 
einheitlichen Zuschlag von 20 DM erhöht werden. Für dieses Jahr soll der 
Zuschlag im Dezember in einem Betrag — 120 DM — ausgezahlt werden.

bis 
den 
das 

Krankenhäu- 
den beißen auch hier die Hun-

Für die beschlossene Heraufsetzung 
des Beitragssatzes wird von den Orga-
nen der Krankenkassen eine gleich-
lautende Erklärung gegeben: Die stei-
genden Ausgaben der Kassen. Nun 
erhöhen sich die Beitragseinnahmen 
der Krankenkassen schon bei gleich-
bleibendem Beitragssatz durch jede 
Lohn- und Gehaltserhöhung und die 
dynamische Entwicklung der Beitrags-
bemessungsgrenze. Doch die Krank-
heitskosten steigen weitaus schneller 
als die Löhne und Gehälter! So haben 
sich die Ausgaben der gesetzlichen 
Krankenversicherung seit 1960 mehr 
als verdreifacht. 1960 betrugen sie 9,7 
Milliarden DM, für 1972 werden sie 
35,1 Milliarden DM geschätzt.

Ab Januar nächsten Jahres steigt 
der Beitragssatz für die Rentenversi-
cherung auf 18 Prozent. In diesem 
Jahren haben schon ein großer Teil 
der Ortskrankenkassen und mit der 
Techniker Krankenkasse und der Bar-
mer auch die ersten Ersatzkassen, 
ihren Beitragssatz erhöht. Beide Bei-
tragserhöhungen mindern das Real-
einkommen der davon betroffenen 
Arbeiter und Angestellten.

Proteste gegen die Heraufsetzung der 
Beitragssätze allein nutzen darum we-
nig. Notwendig ist die grundlegende 
Reform des gesamten Gesundheitswe-
sens, wie sie der DGB in seinem Ge-
sundheitspolitischen Programm und 
die DKP in ihren Vorschlägen für ein 
soziales und demokratisches Gesund-
heitswesen (s. NA, Nr. 4/1972) vorge-
zeichnet haben.

Doch ist die Weiterentwicklung der 
Rentenversicherung keine „Renten-
reform", zu der sie manchmal hoch-
gejubelt wird. Die Grundstruktur des 
von der CDU/CSU-Bundesregierung 
1957 geschaffenen Renlenrechts bleibt 
erhalten. So bleibt es bei der „dy-
namischen" Anpassung der Sozialren-
ten und die Lohnentwicklung mit 
mehrjähriger Verzögerung, während 
der DGB schon 1957 eine aktuelle, 
automatische Anpassung der Renten 
forderte. Nur die Sicherung einer Min-
desthöhe der Rente für die Versicher-
ten, die mindestens 35 Jahre erfüllt

Profitsystem unterworfen ist. An der 
Gesundheit und Krankheit der Bürger 
unseres Landes wird gut, sogar sehr 
gut verdient: angefangen bei den Arz-
neimittel herstellenden Chemiekonzer-
nen und dem Arzneimittel-Vertrieb, 
den nicht selten mit hunderten Pro-
zenten Gewinn „arbeitenden" Herstel-
lern medizinisch-technischer Appara-
turen und Geräte, großen Grundstücks-
besitzern und Maklern, Kreditinstitu-
ten und Bauunternehmern bei der Er-
richtung von Krankenhäusern und an-
deren Gesundheitseinrichtungen, 
nicht mit geringem Anteil zu 
Ärzten. Nur den „Letzten", so 
Pflegepersonal in den 
sern, 
de! Doch auch die großen Versäum-
nisse in der Entwicklung eines um-
fassenden vorbeugenden Gesundheits-
schutzes, vor allem auch am Arbeits-
platz, die in der Hauptsache zu La-
sten der 20 Jahre in Bonn regieren-
den CDU/CSU gehen, führen zu einem 
Ansteigen der Krankheilskosten. Früh-
behandlungen sind in der Regel nicht 
nur erfolgreicher, sondern auch weit-
aus billiger.

Offensichtlich handelt es sich hier um 
ein „Wahlgeschenk" der SPD-FDP- 
Bundeskoalition an die Rentner, mit 
dem der Sozialdemagogie der CDU/ 
CSU der Wind aus den Segeln ge-
nommen werden soll, die das Vor-
ziehen der nächstjährigen Renten-
anpassung von 9,5 Prozent auf den 
1. Juli beantragt hat. Aber auch die 
zunehmende Unzufriedenheit und Em-
pörung der Rentner und Soziallei- 
slungsempfänger, gut ein Viertel der 
wahlberechtigten Bevölkerung (!), ist 
sicher in Bonn nicht unbemerkt ge-
blieben. Steigende Preise, Erhöhung 
der Porto- und Telefongebühren, Mie-
ten und kommunalen Tarife haben die 
diesjährige Rentenanpassung von 6,3 
Prozent längst aufgezehrt.

Das lawinenartige Ansteigen der 
Krankheitskosten ist nur zum Teil 
darauf zurückzuführen, daß der Fort-
schritt der medizinischen Wissenschaft 
für manche Krankheiten kostspieligere 
Behandlungsmethoden zur Folge hat. 
In der Hauptsache ist die Krankheits-
kosten-Lawine ein Ergebnis der Tat-
sache, daß auch das Gesundheitswesen 
der BRD dem großkapitalistischen

Abgesehen von den 20 DM Zuschlag 
soll es nach dem Willen der Bonner 
Koalition bei den im Regierungsent-
wurf zur Weiterentwicklung der Ren-
tenversicherung vorgesehenen fünf 
Maßnahmen bleiben: Einführung der 
flexiblen Altersgrenze ab 63. Lebens-
jahr, aber nur für Versicherte, die min-
destens 35 Versicherungsjahre erfüllt 
haben, Sicherung einer dynamischen 
Mindesthöhe der Rente, aber auch nur. 
wenn 35 Versicherungsjahre erreicht 
sind, zusätzliche Anrechnung eines
12



Betriebliche Altersversorgung
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Und auch insoweit bewegt sich die 
Weiterentwicklung der Rentenversi-
cherung durch die Bonner SPD-FDP- 
Koalilion in den von der CDU/CSU 
gelegten Gleisen: Die Finanzierung 
der Verbesserungen erfolgt fast aus-
schließlich zu Lasten der Beiträge der 
Arbeiter und Angestellten mit dem 
ab Januar nädisten Jahres auf 18 Pro-
zent steigenden Beitragssatz. Dadurch 
wird der Anteil der Erstattungszahlun-
gen und Zuschüsse des Bundes an den 
Gesamtausgaben der Rentenversiche- 
run, der schon seit 1957 von 31 auf 
weniger als 15 Prozent zurückgegan-
gen ist, weiter fallen.

Über 3000 Betriebsferienlager
Etwa eine halbe Million Kinder im 
schulpflichtigen Alter finden während 
der Sommerferien in der DDR in den 
mehr als 3000 Betriebsferienlagern Er-
holung. Die Lager werden von den 
Betrieben finanziert und ausgestattet. 
Entsprechende Regelungen enthalten 
die zwischen Betriebsleitung und BGL 
abgeschlossenen Betriebskollektivver-
träge. Der Unkostenbeitrag der Eltern 
beträgt pro Kind 12 Mark.

Mit den vorgesehenen unzulänglichen 
Maßnahmen wird sich jedoch das Los 
von Millionen Rentnern mit kleinen 
Renten nicht grundlegend ändern. Das 
Bundesarbeitsministerium hat die auf 
einer Repräsentativ-Erhebung gestütz-
te Erklärung der DAG Nordrhein- 
Westfalen als „Greuelpropaganda" zu-
rückgewiesen, daß mehr als ein Drittel 
der Rentner mit so wenig Geld aus-
kommen müssen, daß sie nicht einmal 
genug zu essen haben. Nun braucht 
sicher in der BRD kein Rentner zu 
verhungern, wenn er sich nicht scheut, 
die Hilfe des Sozialamtes oder anderer 
Stellen (z. B. Wohlfahrlsverbände) in 
Anspruch zu nehmen. Durch den re-
gierungsamtlichen Rentenanpassungs-
bericht bestätigte Tatsache aber ist, 
daß fast die Hälfte der Versicherten- 
und Witwenrenten der Rentenversi-
cherung der Arbeiter und Angestell-
ten im Monat nicht einmal 300 DM 
erreichen und 1,6 Millionen Versicher- 
tenrenten sogar unter 200 DM liegen! 
Das Ruhegeld eines Bundestagsabge- 
ordneien beträgt dagegen schon nach 
achtjähriger Mitgliedschaft im Bundes-
tag mehr als 1000 DM im Monat und 
Ex-Superminister Schiller kassiert ne-
ben seinen Bundestagsdiäten von 6000 
DM noch 7000 DM Pension im Monat. 
„Soziale Symmetrie"?!

I

rung auch die betriebliche Altersver-
sorgung einsetzen müßte. Drittens gibt 
es in den Empfehlungen keine Fest-
legung, daß vorzeitige Altersversor-
gungsleistungen unverkürzt zu zah-
len sind. Viertens sollte den Konzern-
herren zumindest solange keine weite-
ren Steuervergünstigungen zugestan-
den werden, als die Zahlungen aus 
den betrieblichen Altersfonds geringer 
sind als die Zinseinnahmen aus den 
Rückstellungen und nicht die von den 
Gewerkschaften geforderte Unverfall-
barkeit der Ansprüche auf Leistungen 
der betrieblichen Altersversorgung für 
die Arbeiter und Angestellten gesi-
chert ist.

haben, und der einheitliche Renten- 
Zuschlag von 20 DM widersprechen 
dem Grundsatz des geltenden Renten-
rechts, daß jede Rente individuell 
nach der Höhe des Arbeitsverdienstes 
und der entrichteten Beiträge zu be-
rechnen ist. Sie stellen eine Rückkehr 
zu Elementen des bis Ende 1956 be-
stehenden Rentenrechtes dar. Bis da-
hin gab es für alle Versicherten feste 
Rententeile, die eine Mindesthöhe der 
Rente für jeden Versicherten gewähr-
leisteten. Sie wurden von der CDU/ 
CSU beseitigt!

Empfehlungen zur betrieblichen Altersversorgung hat die von Bundesarbeits-
minister Arendt geleitete „Sozialpolitische Gesprächsrunde", in der die Gewerk-
schaften neben den Unternehmerverbänden vertreten sind, auf Vorschlag der 
Arbeitsgruppe „Betriebliche Altersversorgung" bschlossen. Danach sollen für 
Arbeiter und Angestellte, die bei Inanspruchnahme des Altersruhegeldes aus der 
Rentenversicherung aus dem Betrieb ausscheiden, bevor sie die in der betrieb-
lichen Versorgungsregelung festgelegte Altersgrenze erreicht haben, die An-
wartschaften auf die betriebliche Altersversorgung nicht verfallen, sofern sie 
ihre sonstigen Voraussetzungen erfüllt haben.

Die Vertreter der Unternehmer haben 
in der „Sozialpolitischen Gesprächs-
runde" zu den Empfehlungen den 
Standpunkt vertreten, daß bei vor-
zeitiger Gewährung von Leistungen 
aus der betrieblichen Altersversor-
gung über den formelbedingten Ab-
schlag hinaus versicherungsmathema-
tische Abschläge erfolgen müßten. Die 
Gewerkschaftsvertreter haben eine 
solche Kürzung vorzeitiger Leistungen 
abgelehnt und die Auffasung ver-
treten, notwendige zusätzliche Auf-
wendungen sollten steuerlich begün-
stigt werden.

Ein zweiter Mangel der Empfehlungen 
besteht darin, daß in ihnen nicht 
klipp und klar gesagt ist, daß in 
jedem Fall bei Beginn einer Rente 
aus der gesetzlichen Rentenversiche-

Die Gewerkschaften haben wiederholt 
gefordert, daß der Anteil des Bundes 
an der Rentenfinanzierung auf ein 
Drittel erhöht wird. Der 9. Bundes-
kongreß des DGB hat Forderungen 
zur Rentenversicherung beschlossen, 
die weit über das hinausgehen, was 
der Bundestag nach der Sommerpause 
beschließen soll. Von allen Parteien 
der BRD stimmt nur die DKP in ihren 
„Sozialpolitischen Vorschlägen" mit 
den Forderungen des DGB überein.

A. Böpple

Bleiben sie nach Bewilligung des Al-
tersruhegeldes aus der Rentenversi-
cherung im Betrieb als Teilzeitbe-
schäftigte, so soll das nicht zu einer 
Minderung erworbener Anwartschaf-
ten in der betrieblichen Altersversor-
gung führen. Schließlich sollen Arbei-
ter und Angestellte, die vor Vollen-
dung des 65. Lebensjahres Altersruhe-
geld aus der Rentenversicherung er-
halten, vom gleichen Zeitpunkt an 
Versorgungsleistungen aus der be-
trieblichen Altersversorgung erhalten, 
sofern die sonstigen Voraussetzungen 
dafür erfüllt sind.

50 000 Eigenheime
Nach einem auf Vorschlag des SED- 
Politbüros gefaßten Regierungsbe-
schluß wird der Bau von Eigenheimen 
erweitert. Danach sollen bis 1975 wei-
tere 25 000 Eigenheime, vorzugsweise 
für kinderreiche Arbeiterfamilien, ent-
stehen, so daß insgesamt 50 000 Ein-
familienbauten geschaffen werden. 
Derartige Vorhaben werden großzügig 
kreditiert und mit Unterstützung der 
Betriebe, in denen der Arbeiter tätig 
ist, verwirklicht.

Die Empfehlungen sind eine Anpas-
sung der Bestimmungen und Leistun-
gen der betrieblichen Altersversor-
gung an der beabsichtigten Einfüh-
rung der flexiblen Altersgrenze in der 
Rentenversicherung orientiert. Sie 
sind äußerst unbefriedigend. Erstens 
sind es eben nur „Empfehlungen". 
Sie ändern an den tatsächlichen Re-
gelungen für die betriebliche Alters-
versorgung direkt nichts und geben 
lediglich den Betriebsräten in den 
Unternehmungen, in denen es eine 
betriebliche Altersversorgung gibt, 
die Möglichkeit, unter Hinweis auf 
diese Empfehlungen gemeinsam mit 
den Gewerkschaften eine entsprechen-
de Änderung der Bestimmungen für 
die betriebliche Altersversorgung an-
zustreben.

Empfehlungen der „Sozialpolitischen Gesprächsrunde“ 
mit Mängeln — Sozialpolitische Vorschläge des DGB 
und der DKP zeigen Ausweg

•! i
--

Eine generelle Lösung der Probleme 
der betrieblichen Altersversorgung er-
fordert allerdings mehr: Die Bildung 
überbetrieblicher Fonds und die Ein-
beziehung aller Arbeiter und Ange-
stellten, wie das vom DGB und von 
der DKP in ihren „sozialpolitischen 
Vorschlägen" gefordert wird. Bö.
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Arbeit ohne Gefahr

Größere soziale Sicherheit

Gerechtere Vermögensverteilung

Verbesserung der Steuer- und Finanzpolitik

Bessere Alterssicherung

Gesicherte Arbeitsplätze

Die Vollbeschäftigung ist zu sichern.

Fortentwicklung des Arbeits- und Dienstrechts

8/72

Die Benachteiligung der Arbeitnehmer bei der Vermö-
gensbildung ist zu beseitigen.
Diesem Ziel müssen die Wirtschafts-, Finanz-, Steuer- und 
Sozialpolitik entsprechen.
Die tarifpolitischen Möglichkeiten zur gesetzlichen Spar-
förderung sind zu nutzen.
Die Arbeitnehmer aller Bereiche sind durch ein überbe-
triebliches System der Ertragsbeteiligung am Produktions-
vermögen angemessen zu beteiligen.

Die Steuer- und Finanzpolitik muß vor allem auf die Fi-
nanzierung notwendiger Gemeinschaftsaufgaben zugeschnit-
ten sein.
Das Steuersystem muß vereinfacht und sozial gerechter 
werden und eine Umverteilung der Gesamtsteuerlast zu-
gunsten der unteren Einkommen bringen.

Erworbene Ansprüche sind zu sichern, Lohn- und Gehalts-
einbußen zu vermeiden.
Es ist ein besonderes Programm zum Schutze älterer Ar-
beitnehmer gegen die sozialen Folgen der Veränderung 
in Wirtschaft und Technik zu entwickeln.
Betriebliche und überbetriebliche Pläne sind aufzustellen, 
um notwendige Anpassungsmaßnahmen zu treffen.
Alle Entscheidungen müssen gemeinsam mit den Betriebs-
räten, Personalräten und Gewerkschaften beschlossen wer-
den.

Jedem ist die Möglichkeit zu geben, mit Vollendung des 
60. Lebensjahres aus dem Arbeitsleben auszuscheiden.
Die Altersrente muß in der Regel drei Viertel des erreich-
ten Arbeitseinkommens betragen.
Ansprüche aus der betrieblichen Altersversorgung dürfen 
nicht verfallen. Sie müssen dynamisiert werden und bei 
Zahlungsunfähigkeit gesichert sein.
Der eigenständige Renten- und Pensionsanspruch der Frau 
muß ausgebaut werden. Bei seiner Bemessung sind be-
stimmte Zeiten der Kindererziehung anzurechnen.

Ein einheitliches Arbeitsgesetzbuch ist zu schaffen. Es muß 
der Fortentwicklung der sozialen Demokratie und des 
Rechtsstaates dienen.

Ihre Verwirklichung bedarf einer vorausschauenden staat-
lichen Arbeitsmarktpolitik auf der Grundlage eines volks-
wirtschaftlichen Rahmenplanes.
Rationalisierung und Automation müssen der Verbesserung 
der Arbeits- und Lebensbedingungen dienen. Arbeitgeber, 
Gesetzgeber und Regierung müssen sicherstellen, daß nach-
teilige Folgen der Rationalisierung und Automation für 
die Arbeitnehmer vermieden werden.
Wer seinen Arbeitsplatz verliert, muß eine andere ange-
messene Arbeitsmöglichkeit erhalten. Er hat Anspruch 
auf Hilfe, um sich in eine neue Tätigkeit einzuarbeiten.

14

Es müssen menschengerechte Arbeitsbedingungen geschaf-
fen werden.
Sicherheit am Arbeitsplatz und Gesundheitsschutz müssen 
erhöht werden.
In Mittel- und Großbetrieben sind hauptberufliche Sicher-
heitsingenieure einzusetzen.
Durch Gesetz müssen Betriebe und Verwaltungen ver-
pflichtet werden, den werksärztlichen Dienst auszubauen. 
Für Kleinbetriebe sind überbetriebliche arbeilsmedizinische 
Einrichtungen zu schaffen.
Die Arbeitsunfallzahlen müssen veröffentlicht werden.
Gewerbeaufsicht, Technischer Aufsichtsdienst der Berufsge-
nossenschaften und Arbeitsschutzgesetze sind weiter aus-
zubauen.

Der Anteil der Arbeitnehmer am Ertrag der Wirtschaft muß 
erhöht werden, der Lebensstandard ihrer Familien steigen. 
Männer und Frauen müssen auch im Arbeitsleben gleich-
berechtigt sein.
Für gleichwertige Tätigkeit ist gleiches Arbeitsentgelt zu 
zahlen.
Betriebliche Sozialleistungen sind durch Tarifvertrag oder 
Gesetz zu sichern.
Den Arbeitnehmern ist ein zusätzliches Urlaubsgeld zu 
zahlen.
Sie müssen zusätzlich ein 13. Monatseinkommen erhallen.

Der Achtstundentag und die Fünftagewoche mit vollem 
Lohn- und Gehaltsausgleich sind zu verwirklichen.
Auch bei Schichtarbeit dürfen Arbeitnehmer höchstens 
Stunden täglich und 40 Stunden wöchentlich tätig sein. 
Die freien Tage müssen aufeinander folgen, möglichst viele 
Sonntage arbeitsfrei bleiben. Die Bestimmungen über Sonn-
tagsarbeit sind zu verbessern.
Ein jährlicher Erholungsurlaub von mindestens 6 Wochen 
soll die Gesundheit sichern.
FüK.gesundheitsschädigende und besonders schwere Ar-
beiten ist ein zusätzlicher Urlaub zu vereinbaren.

Höhere Löhne und Gehälter

Jeder Arbeitnehmer hat Anspruch auf den Schutz der So-
zialversicherung.
Die Versicherungspflichtgrenze in der Krankenversicherung 
ist zu beseitigen.
Die Gesundheitsvorsorge ist auszubauen.
Der Mutterschutz ist zu erweitern.
Für Kranken-, Renten- und Arbeitslosenversicherung ist 
ein gemeinsamer und unabhängiger sozialärztlicher Dienst 
einzurichten.
Der Aufbau eines funktionell gegliederten Krankenhaus-
wesens, in dem eine allein an der Krankheit orientierte 
medizinische Versorgung sichergestelll ist, muß gewährlei-
stet sein.
Das Arbeitslosengeld soll mindestens zwei Drittel des 
letzten Arbeitseinkommens betragen.
Das gleiche gilt für Kurzarbeit.
Belastungen, die durch den Unterhalt und die Erziehung 
von Kindern entstehen, sind durch angemessene Leistungen 
auszugleichen.



Umweltschutz
Mehr Mitbestimmung

Aktionsprogramm ’72 — nicht ganz neu

er-

Besseres soziales Miet- und Bodenrecht

I

Ein sozialverpflichtetes Bodenrecht muß die Spekulation 
verhindern.
8/72

Gleiche Bildungschancen 
und bessere Berufsausbildung

Die tarifvertragliche Gestaltungsfreiheit ist zu sichern.
Alle noch bestehenden arbeits- und sozialrechtlichen Unter-
schiede zwischen Arbeitern und Angestellten sind zu be-
seitigen.
Das Beamtenrecht ist in ein Status- und Folgerecht zu 
gliedern. Die Koalitionsfreiheit der Beamten darf nicht ein-
geschränkt werden. Im öffentlichen Dienst ist ein einheit-
liches Dienstrecht anzustreben.

Mit nur einer Gegenstimme hat der 9. ordentliche Bundes-
kongreß des Deutschen Gewerkschaftsbundes in Berlin ein 
neues Aktionsprogramm beschlossen. Es ist das dritte in 
der Geschichte des DGB (nicht das zweite, wie die Quelle, 
das DGB-Funktionärsorgan, schrieb) und es wird als kon-
sequente Weiterentwicklung der Aktionsprogramme von 
1955 und 1965 bezeichnet.

Mitbestimmung der Arbeitnehmer am Arbeitsplatz, im Be-
trieb, im Unternehmen und in der gesamten Wirtschaft 
sowie in öffentlichen Verwaltungen und Betrieben muß 
die politische Demokratie ergänzen.
Alle Großunternehmen müssen Arbeitsdirektoren und pari-
tätisch besetzte Aufsichtsorgane erhalten.
In allen technisch selbständigen Werksgruppen und Be-
triebsabteilungen dieser Großunternehmen sind Beiräte 
und Direktorien zu bilden, die der Mitbestimmung unter-
liegen.
Innerhalb der europäischen Gemeinschaft sind für multi-
nationale Unternehmen paritätisch besetzte Aufsichtsorgane 
vorzuschreiben.
Audi in den Unternehmen der öffentlichen Hand sind pari-
tätisch besetzte Aufsichtsorgane einzurichten. Die Ver-
antwortlichkeit der parlamentarischen Körperschaften ist 
zu wahren.
Betriebsräte und Personalräte müssen bei allen wirlschaft- 
lidien, sozialen und personellen Entscheidungen mitbe- 
stimmen.
Die Rechte der Gewerksdiaften in Betrieben und Verwal-
tungen sind zu erweitern.
Die Mitbestimmung im gesamtwirtschaftlichen Bereich ist 
zu vei wirklichen. Dazu sind in Bund und Ländern sowie 
auf regionaler Ebene paritätisch besetzte Wirlsdiafts- und 
Sozialräte zu errichten.

1

Grundsätzlich sind die Forderungen des neuen Aktions-
programms zu unterstützen. Ob aber die doch nur sehr 
allgemein gehaltenen Formulierungen die Mitglieder der 
Gewerkschaften zu gewerkschaftlichen Aktionen begei-
stern werden, muß doch wohl in Frage gestellt werden. 
Zweifellos hätte die aktive Beteiligung der Gewerkschafts-
mitglieder an der Diskussion um ein neues Aktionspro-
gramm zur Konkretisierung der Forderungen aus gewerk-
schaftlicher Praxis geführt. - sr -

15

Diesem Anspruch wird das neue Aktionsprogramm jedoch 
nicht in jedem Fall gerecht. So ist zum Beispiel die For-
derung auf die 40-Stunden-Woche sowohl im ersten als 
auch im zweiten Programm enthalten und auch im zweiten 
Programm aus dem Jahr 1965 wird die 5-Tage-Woche mit 
vollem Lohnausgleich verlangt. Hier kann man also nicht 
unbedingt von „konsequenter Weiterentwicklung“ reden. 
War die 40-Stunden-Woche noch 1955, als das erste Ak-
tionsprogramm beschlossen wurde, durchaus zeitgemäß, so 
haben inzwischen Rationalisierung und Automation die 
Arbeitsproduktivität enorm gesteigert und gleichzeitig 
auch die Arbeitsintensität und damit die Belastung der 
arbeitenden Menschen weiter erhöht. Das heißt also, daß 
die Verkürzung der Arbeitszeit auf 40 Stunden pro Woche 
schon überholt ist und in einem neuen Aktionsprogramm 
das Ziel auf die 35-Stunden-Woche gerichtet sein müßte, 
um die Arbeitsfähigkeit bei dem erhöhten Arbeitstempo 
auch für die Dauer des Arbeitslebens zu erhalten.

Auch die zentrale Forderung der Gewerkschaften auf qua-
lifizierte und wirksame Mitbestimmung unterscheidet sich 
in den wesentlichen Teilen nicht von den bisherigen Ak-
tionsprogrammen. So ist auch in dem neuen Aktionspro-
gramm die Milbestimmungsforderung zu allgemein gefaßt. 
Es fehlen konkrete Vorstellungen, die sich auf die Aus-
weitung der Mitbestimmung im Betrieb beziehen, zum 
Beispiel durch tarifvertragliche Regelungen oder Betriebs-
vereinbarungen. Was hier als Weiterentwicklung bezeich-
net werden kann, ist die Einbeziehung der multinationalen 
Konzerne innerhalb der EWG in den Forderungskatalog 
sowie die Ausdehnung der Mitbestimmung auf den ge-
samtwirtschaftlichen Bereich. Neu hinzugekommen sind, 
was zu begrüßen ist, der Umweltschutz sowie die Ab-
schnitte,, Verbesserung der Steuer- und Finanzpolitik“ und 
„Fortentwicklung des Arbeits- und Dienstrechtes“ mit der 
Forderung nach einem einheitlichen Gesetzbuch.

Vorrangig sind gute Lernbedingungen in der Grundsdiule 
sowie vorsdiulische Förderungsmöglichkeiten. Ziel muß 
eine obligatorische Vorschule sein.
In allen Bundesländern ist die Vollzeitschulpflicht auf elf 
Jahre unter Einbeziehung eines Berufsgrundbildungsjahres 
auszudehnen.
Alle für Jungen und Mädchen unterschiedlidien Bildungs-
plane und Stundentafeln sind zu beseitigen.
überall ist die integrierte Gesamtsdiule einzuführen; sie 
muß auch die Oberstufe des Gymnasiums und die berufs-
bildenden Schulen einbeziehen.
Berufliche Kurse müssen gleichberechtigte Abschlüsse 
möglichen.
In der Übergangszeit ist der berufsbezogene theoretische 
Unterricht auf mindestens 12 Wochenslunden an zwei Be-
rufsschultagen auszudehnen.
Die berufliche Bildung muß einer wirksamen öffentlichen 
Kontrolle unterliegen. Dabei ist die Mitbestimmung der 
Gewerksdiaften zu sichern.
Der Lehrermangel ist zu beseitigen.
Alle Arbeitnehmer müssen die Möglichkeit erhalten, Schul- 
und Hochsdiulabsdilüsse nachzuholen. Berufliche Erfahrun-
gen sind anzurechnen.
Für die berufliche Anpassung und Umschulung sind aus-
reichende öffentliche Mittel bereitzustellen. Das muß auch 
für die Eingliederung der Frau in das Erwerbsleben gelten. 
Die Lernenden müssen auf allen Stufen des Bildungswesens 
eine ausreichende finanzielle Förderung erhalten.
Für alle Arbeitnehmer ist ein zusätzlicher bezahlter Bil-
dungsurlaub einzuführen.

Für die Bundesrepublik Deutschland ist ein Umweltschutz-
programm zu entwickeln und laufend fortzuschreiben.
Die Normen für die Reinhaltung von Luft, Wasser und 
Landschaft sollen in Zusammenarbeit mit unabhängigen 
Forschungsinstituten aufgestellt und bundeseinheitlich er-
lassen werden.
Alle Schäden hat der Verursacher zu tragen.
Verstöße gegen Umweltschutzvorschriften sind streng zu 
ahnden.

Der soziale Wohnungsbau muß stärker als bisher gefördert 
werden und ausschließlich den einkommenssdiwachen 
Schichten zugute kommen.
Der Mieterschutz ist weiter auszubauen.
In den Ballungsregionen ist vorrangig der Bau und Be-
trieb von neuzeitlichen öffentlichen Personenverkehrsmit-
teln durchzusetzen.



Bilanz und Perspektiven

Auf <
Franz

Geld nur für unzureichende 
Ausbildung?

Als 1969 das Arbeitsförderungsgesetz 
(AFG) in Kraft trat, wurden regie-
rungsamtlich besonders die Bestim-
mungen über die Förderung der be-
ruflichen Aus- und Weiterbildung und 
Umschulung mit vielen Vorschußlor-
beeren versehen, etwa nach dem Slo-
gan: Bei uns hat jetzt jeder Arbeiter 
„den Manager-Stab im Tornister". Die 
Vorschußlorbeeren sind verwelkt. An 
der grundsätzlichen, untergeordneten 
Stellung des Arbeiters im kapitalisti-
schen System und auch an seiner Be-
nachteiligung im Bildungswesen hat 
sich durch das AFG nichts geändert.

Leider fehlt in dem von der Abtei-
lung Jugend vorgelegten Papier ein 
wichtiger Punkt, nämlich die Verstär-
kung der Arbeit betrieblicher Ge-
werkschaftsjugendgruppen, zu der die

Verbunden mit dieser Bilanz ist die 
Festlegung der Schwerpunkte der Ge- 
werkschaflsjugendarbeit 1972/73. Der 
zentrale Schwerpunkt wird die Ver-
stärkung der betriebsbezogenen Ar-
beit der Gewerkschaftsjugend sein. 
Dazu sollen in allen Mittel- und Groß-
betrieben Jugendvertrauensleute als 
Teil der gewerkschaftlichen Ver-
trauensleutekörper der Betriebe ge-
wählt werden. Für Klein- und Hand-
werksbetriebe sollen Branchengrup-
pen gebildet werden, die in bereits 
bestehende Branchengruppen der Ein-
zelgewerkschaften integriert werden 
müssen. Für die Arbeit dieser Ver-
trauensleute und auch der Jugend-
vertreter soll eine stärkere Verzah-
nung mit der Arbeit der Jugendaus-
schüsse und der örtlichen Gewerk-
schaften angestrebt werden.

lierter Verband arbeiten könne. Zwar 
habe die Jugend ihre spezifischen In-
teressen, doch könnte sie diese nur 
durchsetzen in Gemeinsamkeit mit 
den älteren Kollegen und nicht gegen 
sie und die Gesamtorganisation.

Das wohl wichtigste Ergebnis des 
„Jahres des jungen Arbeitnehmers" 
ist die Tatsache, daß dem DGB-Kon-
greß als Antrag der Gewerkschafts-
jugend erstmals eine programmati-
sche Aussage zu den jugendpoliti-
schen Forderungen des DGB vorge-
legt werden konnte.

Der Deutsche Gewerkschaftsbund hatte das Jahr 1971 zum „Jahr des jungen 
Arbeitnehmers" erklärt, um die Forderungen der Lehrlinge und jungen Arbeiter 
und Angestellten mehr ins öffentliche und gewerkschaftliche Bewußtsein zu 
rücken. Kürzlich zog nun der Bundesjugendausschuß des DGB und die Abteilung 
Jugend beim Bundesvorstand Bilanz über das „Jahr des jungen Arbeitnehmers". 
Sie entwidcelten gleichzeitig Vorstellungen, wie die bisherige Arbeit der Ge-
werkschaftsjugend fortzusetzen ist.

Die Kürzung der zu erstattenden Lehr-
gangsgebühren aber geht teilweise 
auch zu Lasten der Arbeiter und An-
gestellten, die gefördert werden sol-
len. So kostet nach Ansicht gewerk-
schaftlicher Fachleute bei knappster 
Kalkulation eine Lehrgangsstunde für 
die Ausbildung zum Programmierer 
3 DM. Also fällt die Ausbildung in 
diesem zukunftsorientierten Beruf 
ganz flach oder sie wird „billig" 
höchst unzureichend durchgeführt oder 
die an einem solchen Lehrgang teil-
nehmenden Arbeiter und Angestell-
ten müssen aus eigener Tasche zube-
zahlen. bö.
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In einem Bericht der Abteilung Ju-
gend heißt es: „Die vielfältigen Aktio-
nen der Gewerkschaftsjugend im ,Jahr 
des jungen Arbeitnehmers’ dürfen 
nicht unterschätzt werden, sondern ha-
ben einen wesentlichen Anteil daran, 
daß die teilweise ungeheuerlichen Zu-
stände in der Berufsausbildung be-
kannt und in vielen Betrieben die 
groben, offensichtlichen Mängel besei-
tigt wurden; das Interesse der Öffent-
lichkeit sich den Problemen der Be-
rufsausbildung zugewendet hat; die 
Rechte der Jugendvertreter im neuen 
Betriebsverfassungsgesetz eindeutig 
formuliert sind; die Gewerkschafts-
jugend sich insgesamt als Gruppe mit 
politischen Absichten versteht und sich 
auch so darstellt; die Gremien der 
Gewerkschaftsjugend aktiviert und 
belebt wurden." — Soweit die Ein 
Schätzung der Abteilung Jugend, 
wenn auch anzumerken ist, daß eine 
kritische Wertung des BVG ebenso 
fehlt wie die Feststellung, daß sich 
in der Berufsausbildung nicht Grund-
legendes gebessert hat.

Zur Arbeit der Jugendvertreter heißt 
es: „Die Jugendvertreter sollten sich 
jedoch nicht nur als reine Interessen-
vertretungen nach dem Betriebsver-
fassungsgesetz verstehen, sondern sie 
sollten insbesondere Gewerkschafts-
funktionäre sein." Hier fand die kon-
servative „Rheinische Post" sofort 
einen Anlaß, um die Gewerkschafts-
jugend zu diffamieren. Am 26. Mai 
schrieb das Blatt: „So verständlich es 
sein könnte, wenn die Gewerkschaf-
ten die eine oder andere Bestimmung 
großzügig zu ihren Gunsten auszule-
gen versuchten, so alarmierend muß 
es wirken, wenn sie den Geist eines 
ganzen Gesetzes auf kaltem Wege 
durch ihre Schulung umfunktionieren 
und die Jugend systematisch dazu an-
halten, sich entsprechend ungehorsam 
zu verhalten." Franz Woschechs Kom-
mentar dazu: „Das ist genau die Spra-
che der Arbeitgeber, denen es sehr 
gut passen könnte, wenn sich ein von 
starken Gewerkschaften losgelöster 
Syndikalismus entwickeln würde."

Weitere Schwerpunkte der Gewerk- 
schaftsjugendarbeil werden die Inten-
sivierung und bessere Koordinierung 
der Jugendbildungsarbeit sowie die 
Diskussion zur Reform des Bildungs-
wesens, als deren Höhepunkt im 
März 1973 eine außerordentliche Bun-
desjugendkonferenz stattfinden soll, 
sein. Wolfgang Bartels

Beschlüsse der 8. DGB-Bundesjugend-
konferenz auffordern. Sicher werden 
hier in der nächsten Zeit konkrete 
Erfolge dieses Versäumnis korrigie-
ren.

einer Pressekonferenz betonte
; Woschech, Mitglied des ge-

schäftsführenden Bundesvorstands des 
DGB, mit diesem Jahr sei die Er-
kenntnis verbunden gewesen, daß die 
Gewerkschaftsjugend nicht als iso- 
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Die Bilanz der Gewerkschaftsjugend 
ist positiv. Die Zahl der Mitglieder 
der Gewerkschaftsjugend hat fast die 
Millionengrenze erreicht. Es konnte 
ein Zuwachs von 16 459 Mitgliedern 
erreicht werden. Dieser Zahl kommt 
um so größere Bedeutung zu, wenn 
man bedenkt, daß jährlich — sta-
tistisch gesehen — 20 000 bis 25 000 
Mitglieder die Gewerkschaftsjugend 
verlassen und dann als erwachsene 
Mitglieder gezählt werden. Trotzdem 
also ist die Zahl der jugendlichen Mit-
glieder erheblich gestiegen. Der größ-
te Zuwachs wurde in den Bereichen 
erreicht, wo Lehrlingsgruppen aktiv 
wurden.

Schwerpunkt der Gewerkschaftsjugendarbeit 1972/73 
Wahl von Jugendvertrauensleutekörpern

Geändert aber hat jüngst der Verwal-
tungsrat der Bundesanstalt für Arbeit 
die Höhe der Lehrgangsgebühren, die 
nach § 12 der Anordnung des Ver-
waltungsrates je Teilnehmer und Un-
terrichtsstunde erstattet weiden. Sie 
wurden auf 1,25 DM und bei ma-
schinenorientierten Lehrgängen auf 
1,75 DM gekürzt. Soweit diese Kür-
zung die Bereicherung gewinnorien-
tierter kapitalistischer Bildungsunter-
nehmen auf Kosten der Arbeitslosen-
versicherung und damit der Beiträge 
zahlender Arbeiter und Angestellten 
unterbinden soll, ist diese Maßnahme 
zu begrüßen. Sie zeigt allerdings zu-
gleich das Dilemma eines Systems, in 
dem einerseits Bildungsmaßnahmen 
öffentlich auf Kosten der Arbeitenden 
gefördert werden, andererseits die 
Durchführung dieser Bildungsmaßnah-
men aber zunehmend cleveren Privat-
unternehmern überlassen bleibt, die 
nur auf eines aus sind: möglichst 
leicht, schnell und viel Gewinn.



Moderner Sklavenhandel

Heinz Pahlke
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Ministerwechsel

1

Der Handel mit Arbeitskräften jetzt durch Gesetz sanktioniert 
IG Metall stellt fest: „Menschenhandel als Geschäft bleibt Übel“

Eine Wende in Bonn auf diesem Ge-
biete kann nur eintreten, wenn in der 
Regierungspolitik die Interessen des 
arbeitenden Volkes den ersten Platz 
einnehmen und die Preistreibereien 
der Konzerne unterbunden werden. 
Ein staatlicher Preis- und Mietstopp, 
ein energisches Vorgehen gegen Wäh-
rungsspekulanten sind u. a. Schritte zu 
einer Wende in der Bonner Regie-
rung. Das alles ist weder von Hel- 
muth Schmidt noch von der Regierung 
insgesamt zu erwarten. - jol -
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Für die Konzerne bedeutet der moder-
ne Sklavenhandel eine größere Flexi-
bilität, für die Arbeiter erschwerte 
Kampfbedingungen. Die Gewerkschaf-
ten lehnen den modernen Sklaven-
handel, der ein Ausdruck des Ver-
falls des kapitalitsischen Systems ist, 
zu recht ab. Das heißt aber nicht, daß 
die gewerkschaftliche Arbeit wie bis-
lang unter den Leiharbeitern vernach-
lässigt werden darf.

einige „seriöse Unternehmen", in de-
nen Sozialabgaben geleistet, Kündi-
gungsschutz und Urlaub gewährt wer-
den und zum Teil sogar über dem 
Tariflohn bezahlt wird. Ihre Expan-
sion wird allerdings behindert, solan-
ge „schwarze Schafe" die Leiharbeit 
in Mißkredit bringen. Zudem haben 
die bekannt gewordenen kriminellen 
Mißstände im Sklavenhandel in brei-
ten Kreisen der Arbeiterklasse starke 
Unruhe ausgelöst, die nicht zur Stabi-
lisierung des Kapitalismus in der Bun-
desrepublik beiträgt.

Die Gewerkschaften hatten auf die 
Wirtschafts- und Finanzpolitik der Re-
gierung Brandt/Scheel große Erwar-
tungen gesetzt. Es besteht kein Zwei-
fel darüber, daß diese Hoffnungen auf 
eine den arbeitenden Menschen zuge-
wandte Politik enttäuscht wurden. 
Schiller drängte den Gewerkschaften 
die Konzertierte Aktion mit den Lohn-
leitlinien auf, die Konzerne aber er-
hielten freie Hand bei der Preisbil-
dung. Die Preise wurden ununterbro-
chen von den Großkapitalisten hoch-
getrieben und sie steigen weiter. Die 
Krisenerscheinungen auf dem Finanz-
markt sind systembedingte Schwierig-
keiten des Kapitalismus in der BRD 
und im internationalen Maßstab. Schil-
ler mußte scheitern, wie jeder Wirt-
schaftsminister vor ihm, da der Ver-
such, die Schwierigkeiten zu lösen 
und gleichzeitig Profite zu sichern, 
neue Krisenerscheinungen hervorruft.

Mit der Ende Juni erfolgten dritten Lesung des „Gesetzes zur Regelung der 
gewerbsmäßigen Arbeitnehmerüberlassung" im Bundestag wurde der moderne 
Sklavenhandel in der Bundesrepublik staatlich sanktioniert und ein Urteil des 
Bundesgerichtshofes vom April 1967 in Gesetzesform gebracht. Im Urteil hieß es: 
„Der Ausleih von Arbeitskräften und Arbeitsgegenständen einer Firma an eine 
andere ist nicht strafbar." Der Unternehmensverband für Zeitarbeit (UZA), in 
dem 28 „seriöse" Sklavenhändler zusammengeschlossen sind, hat das Gesetz 
„im Prinzip" begrüßt.

■

Selbst wenn die Konzerne durch Leih-
arbeiter kein Geld sparen — einige 
Sklavenhändler zahlen über dem Ta-
riflohn — lohnen sich die Leiharbeiter 
also trotzdem für sie. Und auch an die 
„unseriösen" Sklavenhändler hat man 
gedacht. Bei ihren Riesenprofiten dürf-
ten ihnen maximale Geldbußen von 
30 000 Mark nicht viel ausmachen.

Das Gesetz über den Arbeitskräfte-
verleih wurde nicht zufällig zum jetzi-
gen Zeitpunkt verabschiedet. Es ver-
geht keine Woche, in der nicht Fälle 
skrupellosester Ausbeutung dieser 
Arbeiter bekannt werden. Weitestge-
hend rechtlos, ohne Kündigungsschutz 
und häufig ohne Anspruch auf Kran-
kengeld müssen sie fast immer unter 
Tariflohn arbeiten und verschaffen so 
den Sklavenhändlern Riesenprofite. 
Aber neben den rund 1000 kleinen und 
kleinsten „Unternehmen" gibt es auch
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Unter den Leiharbeitern ist die Ge-
werkschaftsarbeit äußerst kompliziert, 
sie sind nur schlecht in Gewerkschafts-
gruppen sinnvoll zu erfassen. Ihre 
beim gleichen Sklavenhändler beschäf-
tigten Kollegen lernen sie nur schwer 
kennen, dementsprechend problema-
tisch ist dann der Aufbau einer Betriebs-
gewerkschaftsgruppe und die Wahl 
eines (fortschrittlichen) Betriebsrates. 
Diese wäre aber zur Wahrung der 
Arbeiterinteressen notwendig. Gleich-
zeitig werden diese Arbeiter ihrer 
Interessenvertreter am eigentlichen 
Arbeitsplatz beraubt. Obwohl sie viel-
leicht an der gleichen Maschine ste-
hen, haben sie unterschiedliche Be-
triebsräte und Vertrauensleutekörper, 
werden sie unterschiedlich entlohnt. 
Groß ist die Gefahr, daß es den Unter-
nehmern auf diese Weise gelingt, die 
Kollegen gegenseitig auszuspielen. 
Das Führen von Arbeitskämpfen wird 
schwieriger, weil die unmittelbar in-
teressierte Stammbelegschaft geringer 
wird und Streiks leicht durch Leih-
arbeiter unterlaufen werden können. 
Selbst eine Solidarisierung kann durch 
die leichte Auswechselbarkeit der 
Arbeiter schnell zunichte gemacht 
werden. Ausdrücklich heißt es auch 
im Gesetz, daß Leiharbeiter höchstens 
drei Monate bei ein und demselben 
Unternehmer beschäftigt werden dür-
fen.

Schiller war ein absolut systemkonfor-
mer Minister, mit dem die Großunter-
nehmer zufrieden sein konnten. Und 
mit Helmuth Schmidt, als Minister für 
Wirtschaft und Finanzen, kommt mit 
Sicherheit nichts Neues. Helmuth 
Schmidt ist mit der Industrie eng ver-
bunden, er hat der Rüstung und der 
teuren NATO bei der Wirtschafts- und 
Finanzpolitik im Regierungskabinett 
immer die erste Stelle eingeräumt.

Der DGB und die besonders stark be-
troffene IG Metall haben in der Ver-
gangenheit wiederholt das generelle 
Verbot des modernen Sklavenhandels 
gefordert und lehnen auch dieses Ge-
setz ab. Sie betrachten es als „einen 
Versuch, Auswüchse zu verhindern." 
Und die IGM stellt in ihrer Zeitschrift 
„Metall" vom 4. 7. 72 fest: „Menschen-
handel als Geschäft bleibt übel." Es 
bleibt aber die Frage, warum die 
Gewerkschaftspresse meistens nur 
ganz kurz und vielfach auch gar nicht 
auf die Sanktionierung des Sklaven-
handels durch die Bundesregierung 
einging. Hier haben es sich die Ge-
werkschaften offensichtlich etwas zu 
leicht gemacht.

Mit dem Gesetz sollen die Leiharbei-
ter den übrigen Arbeitern sozial-
rechtlich vollkommen gleichgestellt 
werden. Die Sklavenhändler sollen ge-
zwungen werden, unbefristete Arbeits-
verträge abzuschließen und auch im 
Falle einer Nichtbeschäftigung den 
vollen Lohn weiterzuzahlen. Die Ent-
richtung der Lohnsteuer und die Ab-
führung der Sozialversicherungsbei-
träge sollen auf diese Weise in Zu-
kunft garantiert werden. Und nicht 
jeder Unternehmer darf mehr den 
modernen Sklavenhandel betreiben, 
weil der Arbeitskräfteverleih künftig 
erlaubnispflichtig ist. Die Bundesan-
stalt für Arbeit in Nürnberg soll nur 
dann die Erlaubnis erteilen, wenn „der 
Verleiher die erforderliche Zuverläs-
sigkeit besitzt und den sozialen Schutz 
der Loiharbeitnehmer gewährleistet." 
Unfreiwillig hat die UZA den jetzi-
gen katastrophalen Zustand im moder-
nen Sklavenhandel bestätigt: Nur et-
wa 150 der augenblicklich über 1000 
Sklavenhändler werden mit der Er-
teilung einer Erlaubnis rechnen kön-
nen.

Minister Schiller, verantwortlich für 
Wirtschaft und Finanzen, verließ sei-
nen Posten, und Helmuth Schmidt, 
bisher Bundesverteidigungsminister, 
nahm seinen Stuhl ein. Der Wechsel 
im Wirtschafts- und Finanzministeri-
um geht die Arbeiter und Angestell-
ten direkt an.



Sozialistische Demokratie
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Unser Nachbar DDR
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In der ersten Hälfte dieses Jahres fanden in den Betrieben der DDR Neuwahlen 
der Konfliktkommissionen statt, über 23 000 von ihnen mit annähernd 200 000 
Mitgliedern erstatteten vor den Betriebskollektiven Bericht über ihre Tätigkeit. 
Als gesellschaftliche Gerichte fördern sie die freiwillige und bewußte Einhaltung 
des Rechts und tragen dazu bei, die Rechte der Werktätigen strikt zu wahren.

Aus der Arbeit der Konfliktkommissionen in der DDR 
93 Prozent aller Arbeitsstreitigkeiten entschieden

Die Bildung gesellschaftlicher Gerichte 
in den Betrieben der DDR ist die fol-
gerichtige Widerspiegelung der ständi-
gen Weiterentwicklung der sozialisti-
schen Demokratie. Als im Jahre 1953 
die ersten Konfliktkommissionen ge-
wählt wurden, wurde ihnen die Auf-
gabe übertragen, im Betrieb auftre-
tende arbeitsrechtliche Konflikte zu 
lösen. Heute sind die Konfliktkommis-
sionen neben der Beratung über Ar-
beitsrechtssachen auch für Beratungen 
über Vergehen, Verfehlungen, Ord-
nungswidrigkeiten und über einfache 
zivilrechtliche und andere Rechtsstrei-
tigkeiten zuständig. Als gesellschaft-
liche Berichte üben sie somit im Rah-
men der ihnen durch Gesetz übertrage-
nen Aufgaben Rechtsprechung aus. 
Dabei sind sie nur an die Verfassung, 
die Gesetze und andere Rechtsvor-
schriften der DDR gebunden.

Bei Beratungen über Vergehen berät 
und entscheidet die Konfliktkommis-
sion, wenn ihr die Sache durch die 
Untersuchungsorgane, den Staatsan-
walt oder durch das Gericht in Form 
einer schriftlich begründeten Entschei-
dung übergeben wird. Bei Verfehlun-
gen — d. h. Verletzungen rechtlich ge-

Ein wesentlicher Inhalt der Tätigkeit 
der Konfliktkommissionen in den Be-
trieben der DDR ist ihre Wirkung über 
den Einzelfall hinaus. Das Gesetz über 
die gesellschaftlichen Gerichte und die 
Konfliktkommissionsordnung orientie-
ren die Konfliktkommissionen „im Er-
gebnis ihrer Beratungen Empfehlungen 
zur Beseitigung festgestelller Ursa-
chen und Bedingungen von Rechts-
streitigkeiten und Rechtsverletzungen 
und zur Überwindung von Mängeln 
und Ungesetzlichkeiten" (§ 14 GGG) zu 
geben. Diese Empfehlungen können 
sowohl an die Leiter der Betriebe, der 
staatlichen Organe und Einrichtungen 
wie auch an die Leitungen der gesell-
schaftlichen Organisationen gerichtet 
werden. Ziel der Empfehlungen ist es, 
mit konkreten Vorschlägen zur Festi-
gung von Ordnung und Disziplin so-
wie zur allseitigen Wahrung der Rech- 
teder Werktätigen beizutragen. Es, ent-
spricht der Stellung der Konfliktkom-
missionen als eine Form der sozia-
listischen Demokratie, daß diese Emp-
fehlungen an bestimmte Rechtsfolgen 
gebunden sind. So sind die Leiter der 
Organe, an die eine Empfehlung ge-
geben wurde, innerhalb von zwei Wo-
chen verpflichtet, schriftlich dazu Stel-
lung zu nehmen, was von ihnen ver-
anlaßt wurde oder veranlaßt wird, 
um die Rechtsverletzungen zu beseiti-
gen bzw. warum unter Umständen der 
Empfehlung nicht gefolgt werden 
kann. Verletzen Leiter diese Rechts-
pflicht, haben die Konfliktkommissio-
nen die Möglichkeit, den übergeord-
neten Leiter oder das übergeordnete 
Organ darüber zu unterrichten und 
zu fordern, daß die Verpflichteten dazu 
Stellung nehmen.

für die Inanspruchnahme des Kreisge-
richts. Für die Qualität ihrer Arbeit 
spricht, daß in der letzten Wahlperiode 
93 Prozent aller Arbeitsstreitigkeiten 
unmittelbar und endgültig durch diese 
gesellschaftlichen Gerichte im Betrieb 
entschieden wurden. An der Beratung 
nehmen der Antragsteller, der An-
tragsgegner, Vertreter der Arbeitskol-
lektive und der Gewerkschaft sowie 
andere Werktätige teil, die zur Klä-
rung der Arbeitsrechtssache beitragen 
können. Nachdem die Konfliktkommis-
sion die Sach- und Rechtslage all-
seitig mit dem Antragsteller und An-
tragsgegner erörtert hat, entscheidet 
die Konfliktkommission durch Be-
schluß.

Gemäß der spezifischen Rolle der 
Konfliktkommissionen als gesellschaft-
liche Gerichte in den Betrieben, über-
wiegt bei ihrer Tätigkeit die Lösung 
von Konflikten aus dem Bereich des 
Arbeitsrechts. Die Beratung und Ent-
scheidung der Konfliktkommission in 
Arbeitsrechtssachen ist Voraussetzung
18
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Im Gesetz über die gesellschaftlichen 
Gerichte wird es ausdrücklich als eine 
Aufgabe der Konfliktkommission be-
zeichnet, die Gewerkschaften bei der 
Wahrnehmung ihres verfassungsmäßi-
gen Rechts auf Mitbestimmung in den 
Betrieben zu unterstützen. Auch hier-
aus ergibt sich die enge Verbindung 
zwischen der Arbeit der Konfliktkom-
missionen und der Gewerkschaften. 
Beide sehen es als ihre ureigenste 
Aufgabe an, mit den jeweils spezifi-
schen Mitteln die Einhaltung der 
Rechte der Werktätigen zu kontrollie-
ren. Sie gehen dabei davon aus, daß 
gute Arbeitsbedingungen und die Ver-
wirklichung des sozialistischen Ar-
beitsrechts nicht nur wesentliche Aus-
wirkungen auf die Entwicklung sozia-
listischer Persönlichkeiten und die Er-
höhung der Effektivität der Produk-
tion haben, sondern gleichzeitig die 
Voraussetzung dafür sind, daß der 
Werktätige seine Stellung im Betrieb 

8/72

schützter Interessen der Gesellschaft 
oder der Bürger, bei denen die Aus-
wirkungen der Tat und die Schuld 
des Bürgers unbedeutend sind — er-
folgt ebenfalls nur dann eine Bera-
tung vor der Konfliktkommission, 
wenn von einem geschädigten Bürger 
oder einem Arbeitskollektiv ein ent-
sprechender Antrag gestellt wird oder 
wenn die Sache von der Volkspolizei 
oder einem disziplinarbefugten Leiter 
übergeben wird. Im Ergebnis dieser 
Beratungen kann die Kommission Er-
ziehungsmaßnahmen festlegen, so z. B. 
dem Werktätigen eine Rüge ausspre-
chen, ihn verpflichten, sich beim Ge-
schädigten oder vor dem Kollektiv zu 
entschuldigen und den angerichteten 
Schaden wieder gutzumachen. Bei der 
Beratung wegen einfacher, zivilrecht-
licher oder anderer Rechtsstreitigkei-
ten wirkt die Konfliktkommission dar-
auf hin, daß zwischen dem Antrag-

Die Mitglieder der Konfliktkommis-
sionen werden auf Vorschlag der Be-
triebsgewerkschaftsleitungen von den 
Betriebsangehörigen in geheimer 
Wahl für die Dauer von zwei Jahren 
gewählt. Weit über 50 Prozent der 
Konfliktkommissionsmitglieder sind 
Arbeiter, 39,8 Prozent der Mitglieder 
sind Frauen. (Aber auch andere Schich-
ten der Werktätigen, inbesondere 
Jugendliche bis zu 25 Jahren, Ange-
stellte und Angehörige der Intelligenz 
sind darin vertreten). Grundsätzlich 
soll die Zusammensetzung der Kon-
fliktkommission der Zusammensetzung 
der Belegschaft und den betrieblichen 
Bedingungen entsprechen.

steiler und Antragsgegner eine den 
Grundsätzen des sozialistischen Rechts 
entsprechende Einigung erzielt wird. 
Die Beratung über den zu fassenden 
Beschluß erfolgt öffentlich. Er enthält 
die Entscheidungsgründe, die Wieder-
gabe der gestellten Anträge, Hinweise 
auf die Möglichkeit des Einspruchs 
und auf die Vollstreckungsmöglich-
keiten.

In den DDR-Betrieben haben sich die 
Mitglieder der Konfliktkommissionen 
durch ihr sachkundiges und verant-
wortungsbewußtes Handeln eine hohe 
Autorität und große Verdienste bei 
der Festigung und Erhöhung der 
Rechtssicherheit erworben. Das ist um 
so höher zu werten, als sie keine Ju-
risten sind. Sie erwerben ihre Qualifi-
zierung durch planmäßige, von den 
Gewerkschaften organisierte Schulun-
gen.



Mihtanter Antikommunismus
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Der Beweis für die These wird im ein-
zelnen geführt in den Beiträgen: Mar-
tin Hundt, Zum Kölner Kommunisten-
prozeß von 1852; Fritz Krause, Sozia-
listen vor Schwurgericht und unter 
Ausnahmerecht; Anneliese Laschitzka, 
Trotz alledeml Zum Kampf von Rosa 
Luxemburg und Karl Liebknecht gegen 
Militarismus und Imperialismus,- Ri-

Heer der Arbeitslosen 
Großbritanniens wächst

Gegenwärtig finden in allen Teilen 
Finnlands Straßensammlungen statt. 
Es ist ferner vorgesehen, zu Semester-
beginn in allen finnischen Universitä-
ten und Hochschulen Spendenaktio-
nen durchzuführen.

Eine halbe Million Finnmark 
für Vietnam

Das Rad der Geschichte ist aber, v 
die Beiträge im einzelnen aufzeigen, 
nicht aufzuhalten.

Der Name Konfliktkommission darf 
daher nicht dahingehend mißverstan-
den werden, daß diese wichtigen Or-
gane der sozialistischen Demokratie 
im Betrieb ihre Aufgabe ausschließlich 
darin sehen, bereits entstandene Kon-
flikte durch die Rechtsprechungstätig-
keit zu beseitigen. Die große Wirk-
samkeit der Konfliktkommissionen in 
den Betrieben beruht vielmehr auch 
auf der Effektivität ihrer vorbeugen-
den Tätigkeit. Die Konfliktkommis-
sionen in den Betrieben der DDR lei-
sten so ihren Beitrag zur Verbesse-
rung der Arbeits- und Lebensbedin-
gungen der Werktätigen im Rahmen 
der vom VIII. Parteitag der SED ge-
nannten Hauptaufgabe.

Dr. Stefan Otte

Antikommunismus — vom Kölner 
Kommunistenprozeß bis zum Berufs-
verbot heute. Autorenkollektiv, Ver-
lag Marxistische Blätter, Frankfurt a. 
M. 1972, ca. 100 Seiten, ca. 5,— DM.

Eine halbe Million Finnmark haben 
sich finnische Jugendorganisationen 
als Ziel der Solidarität gesetzt, die auf 
Iniviative des WBDJ und des ISB zur 
Unterstützung des gerechten Kampfes 
des vietnamesischen Volkes gegen 
die imperialistische Aggression der 
USA eingeleitet wurde.

Das Berufsverbot für Mitglieder der 
DKP im öffentlichen Dienst wird zu 
Recht als Rückfall in die Zeiten des 
kalten Krieges und militanten Anti-
kommunismus gewertet. Und in der 
Tat reiht es sich „würdig" ein in die 
Ahnenreihe staatlicher Gewalt gegen 
den gesellschaftlichen Fortschritt. Denn 
schon vor 120 Jahren wurde gegen 
Karl Marx und seine Mitstreiter im 
Kölner Kommunistenprozeß (1852) der 
Versuch unternommen, ähnlich wie 
heute, durch staatlichen Zwang den 
Vormarsch des Sozialismus zu stop-
pen.

Die Zahl der Arbeitslosen in Groß-
britannien nimmt unaufhörlich zu. 
Laut Bericht des Arbeitsministeriums 
in London beträgt die Zahl der Ar-
beitslosen jetzt 868 196. Allein im Juni 
verloren etwa 30 000 Werktätige ihre 
Arbeit.

chard Kumpf, Die junge KPD in den 
zwanziger Jahren; Willi Bohn, Dimi- 
troff und Thälmann — Der Wider-
standskampf gegen Faschismus und 
Krieg; Max Schäfer, Das KPD-Verbot 
1956 und Günter Weiß, Verbotsdro-
hungen gegen die DKP und Repres-
salien gegen Linke.

Reichstagsprovokation des Hitlerfa- 
schismus von 1933 lag politisch auf 
derselben Ebene.

als sozialistischer Eigentümer 
wahrnehmen kann.

ÖTV-Erfolg in Mannheim
Die Personalratswahl der rund zehn-
tausend Beschäftigten der Stadt Mann-
heim brachte für die Gewerkschaft 
öffentliche Dienste, Transport und 
Verkehr einen eindeutigen Erfolg. 
Alle 25 in den Gesamtpersonalrat ge-
wählten Vertreter der Arbeiter, An-
gestellten und Beamten sind Mitglied 
der ÖTV.

Die Autoren enthüllen in diesem Zu-
sammenhang zugleich auch die Me-
thoden und Praktiken zur Unterdrük- 
kung bzw. Ausschaltung der sozialisti-
schen Arbeiterbewegung aus dem ge-
sellschaftlichen und politischen Leben 
in Deutschland. Das Arsenal admini-
strativer Machtmittel reicht hier vom 
gerichtlichen Terror über Gefängnis- 
und Zuchthausstrafen bis hin zur phy-
sischen Vernichtung des politische 
Gegners aus dem oppositionellen Lc 
ger, aber auch vom Einsatz von be-
zahlten Agents provocateurs, politi-
scher Polizeibüttel und Verwendung 
von Fälschungen, nicht zuletzt der 
ideologischen Diversion. Der Zweck 
heiligte der Reaktion immer wieder 
das Mittel! „Fanatischer Haß gegen 
den Marxismus" war dafür — wie zu 
Recht Max Reimann in seiner aus An-
laß des 120. Jahrestages des Kölner 
Kommunistenprozesses hervorhob — 
die Triebkraft. „Alle Hexenjagden, 
Verfolgungen und Prozesse gegen 
Kommunisten bis auf den heutigen 
Tag sind von diesem Geist geprägt."

Antikommunismus — gleich in wel-
cher Art und Weise, ob als Terror 
oder staatliche Repression — vermoch-
te allerdings bisher die Ausbreitung 
der sozialistischen Arbeiterbewegung 
nicht aufzuhalten. Diese wichtige Er-
kenntnis vermittelt das Taschenbuch 
„Antikommunismus — vom Kölner 
Kommunistenprozeß bis zum Berufs-
verbot heute". Die Autoren weisen 
anhand historischer Zusammenhänge 
und Fakten überzeugend nach: „Das 
unter Führung der marxistischen Ar-
beiterpartei revolutionär kämpfende 
Proletariat ist unbesiegbarl"

Das war so konkret beim Kölner 
Kommunistenprozeß im Jahre 1852. 
„Man konnte die Sache drehen und 
wenden wie man wollte", so schrieb 
Marx, „das vorgefundene Corpus de-
licti verschwand wie ein Gespenst vor 
dem Tageslicht der Öffentlichkeit." 
Friedrich Wilhelm IV, König von 
Preußen, so erfahren wir im Taschen-
buch, gab deshalb Order an den preu-
ßischen Ministerpräsidenten, „er solle 
unbedingt einen gewissen Stieber . . . 
in eine leitende Funktion im Apparat 
der preußischen Polizei einbauen mit 
dem Auftrage, ,das Gewebe der Be-
freiungsbeschwörung zu entfalten und 
dem preußischen Publikum das . . . 
Schauspiel eines aufgedeckten und 
(vor allem ) bestraften Komplotts zu 
geben'".
Provokationen dieser Art blieben ein 
beliebtes Mittel der herrschenden 
Klasse zur Niederschlagung der oppo-
sitionellen Kräfte in Deutschland. Das 
war so in der Ära Bismarck. Attentate 
lieferten den „Grund" für das Sozia-
listengesetz (1878—1890) und die rigo-
rose Unterdrückung und Verfolgung 
der deutschen Sozialdemokratie. Wil-
helm II. verketzerte die Sozialdemo-
kraten als „vaterlandslose Gesellen". 
Der staatliche Zwangsapparat unter 
seiner direkten Anleitung wandte sich 
vor allem gegen die revolutionären 
Linken in der SPD. Die antisozialisti-
sche Hexenjagd gipfelte Anfang 1919 
schließlich im Meuchelmord von Rosa 
Luxemburg und Karl Liebknecht. Die

Antikommunismus blieb auch nach 
1945 „Staatsdoktrin" und Waffe der 
Reaktion. Max Schäfer führte gerade 
darüber in seinem Aufsatz „KPD-Ver- 
bot 1956" den Nachweis. Gesinnungs-
terror, Verbote demokratischer Orga-
nisationen und gerichtliche Verfol-
gungen — das waren die Begleit-
erscheinungen des kalten Krieges. 
Doch auch in unseren Tagen sollen 
Verbotsdrohungen gegen die Kommu-
nisten im öffentlichen Dienst den ge-
sellschaftlichen Fortschritt aufhalten, 
wie Günter Weiß in seinem Aufsatz 
überzeugend darstellt. „Die Praxis 
zeigt", so schreibt er dazu, „es geht 
bei den Verbotsdrohungen und An-
griffen nicht allein um die DKP. Es 
geht um Angriffe auf die Arbeiter-
klasse, auf die Positionen der kon-
sequentesten, klassenbewußtesten 
Kräfte aus Gewerkschaften, Betrieben, 
gegen Sozialdemokraten, Jungsozia-
listen und Jungdemokraten. Es geht 
gegen all jene Kräfte, die auf irgend-
eine Art und Weise nach gesellschaft-
lichen Änderungen drängen und eine 
Politik im Sinne des Fortschritts wol-
len.“



Geheimtagung der UnternehmerTerminkalender
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Vertrauensleute,
Neugründung des EBFG
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ZUR WIRTSCHAFTS-UND SOZIALPOLITIK

DGB fordert Maßnahmen 
gegen Teuerungswelle

Neue Geschäftsverteilung 
im IG Metallvorstand

Hans Mayr, Zweiter Vorsitzender: 
Tarifwesen, Presse, Bezirksleitungen, 
Ortsverwaltungen.

Georg Benz: Betriebsräte, Betriebsver-
fassungsrecht und Jugendarbeit.

Olaf Radke: Sozialpolitik, Arbeitsrecht, 
Arbeits- und Gesundheitsschutz, Um-
weltschutz, Automation.
(Olaf Radke ist inzwischen verstor-
ben.)

Fritz Biggeleben: Handwerk, auslän-
dische Arbeitnehmer.

Bemerkenswert an dieser Geschäfts-
neuverteilung ist eine stärkere Posi-
tion des Tarifexperten Mayr im Vor-
stand. Mayr, der sich in München mit 
einer nur geringen Mehrheit gegen 
Georg Benz bei der Wahl zum stell-
vertretenden Vorsitzenden durchsetzen 
konnte, ist neben der Tarifpolitik für 
die Bezirksleitungen und Verwaltungs-
stellen, die das organisatorische Fun-
dament der Gewerkschaft bilden, zu-
ständig. Georg Benz, der das Ressort 
Jugend verwaltete, hat zusätzlich die 
bisher von Fritz Strothmann verwalte-
te Betriebsräteabteilung dazubekom-
men.

5 Tote und 840 Schwerverletzte hat es 
bislang auf dem olympischen Bau-
gelände in München gegeben. Damit 
zählt die Olympia-Baustelle zu den 
Unternehmen mit den höchsten Unfall-
quoten in der Welt, denn die hohe 
Zahl der Opfer wurde in nur knapp 
drei Jahren registriert.

Um die verschiedenen Kampfmethoden 
nicht nur in Einzelbetrieben anzuwen- 
den, sondern zur systematischen Be-
kämpfung der „Linkskräfte" in allen 
Betrieben der Wirtschaft, wurde auf 
der Geheimtagung die Gründung einer 
„Vereinigung Hessischer Industrieller" 
beschlossen.

NACHRICHTEN-Verlags- 
Gesellachatt mbH. 

EteMPkfUrt amiMaln M

Die Gründung eines antigewerkschaft-
lichen und antisozialistischen Verban-
des haben Großunternehmer auf einer 
Geheimtagung in Frankfurt/Main be-
schlossen. Vertreter von Großbanken 
und wichtiger Konzerne im Raum 
Frankfurt erörterten, wie in den kom-
menden Monaten der Kampf gegen 

..die gewerkschaftlichen Forderungen 
nach Mitbestimmung geführt werden 
und welche Maßnahmen gegen die 
immer stärker werdenden Kräfte ein-
geleitet werden sollen, die eine Ein-
schränkung der Macht der Konzerne 
verlangen. In diesem Zusammenhang 
wurden außer den Gewerkschaften 
die DKP und die Jungsozialisten ge-
nannt. Wortführer dieser Unterneh-
mergruppe war Rudolf Thiels von den 
Rolandwerken in Offenbach, der über 
die besonderen Erfahrungen in der Be-
kämpfung „linkssozialistischer Kräfte“ 
informierte.

Karl-Heinz Troche, Hauptkassierer: Fi-
nanzen und innere Verwaltung, Fe-
rien- und Erholungsheime GmbH, Ju- 
genderholungs- und Bildungsheime 
GmbH —, Treuhandgesellschaft IG 
Met.

Fritz Strothmann:
Schwerpunktarbeit.

Heinz Dürrbeck: Angestellte, Wer-
bung, Film.

Der Vorstand der IG Metall hat auf 
einer Sitzung folgende neue Vertei-
lung der Aufgaben zwischen den Ge-
schäftsführenden Vorstandsmitglie-
dern zur Kenntnis genommen:

Der Europäische Bund freier Gewerk-
schaften (EBFG) in der EWG und der 
Gewerkschaftsausschuß der Länder der 
europäischen Freihandelszone haben 
die Gründung eines neuen erweiterten 
europäischen Gewerkschaftsbundes 
beschlossen. Der Gründungskongreß 
des EBFG wird vom 30. November 
bis 1. Dezember in Brüssel stattfin-
den.
20

Die Stellungnahme des DGB-Bundes-
vorstandes kritisiert indirekt die vom 
Bonner Wirtschafts- und Finanzmini-
ster Schmidt eingenommene Haltung 
gegenüber den Preissteigerungen. 
Schmidt hatte in den letzten Tagen 
öffentlich erklärt, er werde keine Ge-
setze anregen oder vorbereiten, die 
auf eine Reduzierung von Preisen 
und Gewinnen der Unternehmer ab-
zielen. Der DGB verlangt demgegen-
über in seiner Stellungnahme eine 
drastische Verschärfung der Wettbe-
werbsgesetzgebung bei gleichzeitiger 
Verbesserung der Markt- und An-
gebotsbedingungen.

Maßnahmen gegen die anhaltende 
Teuerungswelle in der Bundesrepublik 
hat der DGB-Bundesvorstand gefor-
dert. Als Ursache der Preissteigerun-
gen nennt der DGB die erneute Aus-
dehnung der Gewinnspannen der Un-
ternehmer. Es sei deshalb erforder-
lich, die „Preis- und Gewinnerhö-
hungsspielräume" der Unternehmer 
durch entsprechende Gesetze einzu- 
engen.

■ 3. bis 10. September 
Herbstmesse in Leipzig.

■ 17. bis 22. September 
Gewerkschaftstag der Gewerk-
schaft der Eisenbahner Deutsch-
lands in Nürnberg.

■ 17. bis 23. September
9. ordentlicher Gewerkschaftstag 
der IG Chemie-Papier-Keramik in 
Dortmund.

■ 24. bis 28. September
10. Gewerkschaftskongreß der IG 
Bergbau und Energie in Hannover.

■ 24. bis 30. September
9. ordentlicher Gewerkschaftstag 
der IG Bau-Steine-Erden in Mainz.

■ 1. bis 6. Oktober
8. ordentlicher Gewerkschaftstag 
der Gewerkschaft Handel, Banken 
und Versicherungen in Dortmund.

Die NACHRICHTEN zur Wirtschafte- und So-
zialpolitik erscheinen monatlich In der NACH- 
jRICHTEN-Verlags-GmbH mit vierteljährlicher 
Beilage .„Informationen zur WIrischafteent- 

’wlcklung und Lage der Arbeiterklasse' (Mörz. 
Juni, September. Dezember - nur für Abon-
nenten).
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Anke Fuchs: Frauenarbeit, Rechts- und 
Satzungsfragen, Organisation der Kon-
gresse und Tagungen.

Hans Preiss: Bildungswesen, Bildungs-
politik, Berufsbildung, Bibliotheken.

Rudolf Judith: Mitbestimmung in der 
Eisen- und Stahlindustrie (Montan-
union), europäische Gemeinschaften 
für Kohle und Stahl.

Eugen Loderer, Erster Vorsitzender: 
Gewerkschaftspolitische Koordinie-
rung, internationale Beziehungen, 
Wirtschaft, Pressestelle, Justitiariat, 
Personalwesen.

_ /ohn, Essen; Heinz 
Heinz Seeger, Fried-


